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Vorwort 
 
 
Deutschland ist eine vielfältige Republik. Mit der Reform 
des Staatsangehörigkeitsrechts, dem Zuwanderungs-
gesetz und dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG) wurden dafür in den letzten Jahren endlich auch 
die entsprechenden politisch-rechtlichen Rahmenbe-
dingungen geschaffen. Gleichzeitig wurde auch ein 
Einstellungswechsel in der politischen Diskussion ein-
geleitet: von der Problemorientierung, die überwiegend 
die Defizite von Minderheiten thematisierte, zur Suche 
nach den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Chan-
cen einer vielfältigen Gesellschaft.  
 
Ein wichtiger Bestandteil dieses zu beobachtenden 
Perspektivenwechsels ist die allmähliche Verbreitung 
von Diversity-Ansätzen in Unternehmen, gesellschafts-
politischen Organisationen und öffentlichen Institutionen 
- bisher vor allem im Bereich Personal- und Organisati-
onsentwicklung bzw. Diversity-Management. Noch aber 
wird Diversity in Organisationen nicht gelebt. Laut einer 
Befragung der Bertelsmann-Stiftung wenden bisher nur 
44 Prozent der befragten deutschen gegenüber 92 
Prozent der US-amerikanischen und britischen Unter-
nehmen Diversity Management an. Auf gesamteuropäi-
 
 
 
Olga Drossou  
MID-Redaktion 
Heinrich-Böll-Stiftung 
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scher Ebene liegt der Anteil bei 75 Prozent. Die 
Verbreitung von Diversity-Ansätzen hat in Deutschland 
in den letzten Jahren jedoch deutlich zugenommen, 
auch immer stärker in den kommunalen Institutionen 
und im Non-Profit-Bereich. Damit einher geht der Ver-
such einer Übertragung des Diversity-Ansatzes als 
politische Strategie in den gesellschaftspolitischen 
Bereich.  
 
Grundlegend bei solchen "Politiken der Vielfalt - Politics 
of Diversity (PoD)" ist der Perspektivwechsel von einem 
defizitorientieren Minderheitenansatz zu einem ressour-
cenorientierten, zielgruppen-übergreifenden Diversity-
Ansatz, der die Kompetenzen und Potenziale aller 
BürgerInnen, KundInnen, Klientel etc. zum Fundament 
gesellschafts-, sozial- und wirtschaftspolitischer Maß-
nahmen macht. 
 
Dieses Dossier möchte einen Beitrag dazu leisten, die 
Chancen von Politiken der Vielfalt zu erkennen und die 
Übertragung des Diversity-Ansatzes in den gesell-
schaftspolitischen Bereich vorzustellen.  

Andreas Merx  
Dossier-Redakteur 
DOSSIER Politics of Diversity 



I Städtische Diversitätspolitiken 
 
 
Städte sind Orte der Vielfalt. Kein Wunder also, dass 
der Diversity-Ansatz insbesondere im Bereich städti-
scher Integrations- und Gleichstellungspolitiken aufge-
griffen wird. Forciert wird dieser Übergang zu städti-
schen Politiken der Vielfalt durch die wachsende eth-
nisch-kulturelle Vielfalt und den demographischen 
Wandel. Frühere "Minderheiten" bestimmen immer 
mehr das Stadtbild. Damit verbunden ist der Übergang 
zu einer zielgruppenübergreifenden, ressourcen- und 
potentialorientierten städtischen Diversitätspolitik. 
 
Nordamerikanische Städte wie Toronto oder San José 
sind Vorreiter von chancenorientierten Diversitätspoliti-
ken. Mittlerweile sind aber auch europäische Städte wie 
Basel, Bern, Birmingham, Manchester, Rotterdam, 
Stockholm oder Wien auf dem Weg zu einer "Politik der 
Verschiedenheit". Auch in einigen deutschen Städten 
ist die Entwicklung einer an Diversity orientierten Politik 
der Vielfalt zu beobachten.  

 
 

• Der Politikwissenschaftler Ahmed Allahwala analy-

siert die Politics of Diversity der als Vorreiter gelten-
den kanadischen Stadt Toronto vor dem Hintergrund 
gewandelter Rahmenbedingungen und beschreibt 
die mit einem Wechsel von Gleichstellung zu Diversi-
ty verbundenen substanziellen Verschiebungen in 
der städtischen Integrationspolitik.  

 
• Die Stadt Wien gilt im deutschsprachigen Raum als 

Pionierstadt bei der Entwicklung einer Diversitätspo-
litik und wird international für ihren Ansatz ausge-
zeichnet. Der Beitrag von Ursula Struppe, Leiterin 
der Magistratsabteilung Integrations- und Diversität-
sangelegenheiten der Stadt Wien, beschreibt den 
Weg der Stadt von einer Integrationspolitik zu einer 
städtischen Politik der Vielfalt mit ihren verschieden 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Vorteilen.  

 
• Thomas Kessler, Delegierter für Migrations- und 

Integrationsfragen des Kantons Basel-Stadt, be-
schreibt die Schweiz als einen globalisierten Raum, 
in dem die von wachsender Vielfalt geprägten 
DOSSIER Politics of Diversity 
schweizerischen Städte gesellschaftliche Diversity, 
ein tolerantes Umfeld, den Schutz von Biodiversität 
und die Förderung von Hochtechnologien zu ent-
scheidenden Faktoren der Gestaltung zukunftsfähi-
ger sozialer und ökonomischer Räume machen.  

 
• Gari Pavkovic, Leiter der Stabsabteilung für Integra-

tionspolitik der Stadt Stuttgart diskutiert in seinem 
Beitrag, wie ein Übergang von einer Integrationspoli-
tik zu einer Diversitätspolitik in Stuttgart gestaltet 
werden könnte. Er beleuchtet sowohl die Chancen 
und Vorteile, die er mit diesem Perspektivwechsel 
verbindet, als auch die Schwierigkeiten und Hinder-
nisse bei der konkreten Umsetzung.  

 
• Helga Nagel, Leiterin des Amtes für multikulturelle 

Angelegenheiten der Stadt Frankfurt am Main, be-
leuchtet die komplexen Rahmenbedingungen, unter 
denen eine Frankfurter Diversitätspolitik entwickelt 
werden kann. Sie verdeutlicht, dass ein nachhaltiges 
und erfolgreiches Umsteuern nur unter der Beteili-
gung vieler AkteurInnen gelingen kann und Diversity 
Management, Gleichbehandlungs- und Antidiskrimi-
nierungsansätze auf sinnvolle Weise in einer Diversi-
tätspolitik verbunden werden müssen.  

 
• Ayse Özbabacan, Mitarbeiterin der Stabsstelle für 

Integrationspolitik der Landeshauptstadt Stadt Stutt-
gart, stellt das Europäische Städtenetzwerk "Cities 
for Local Integration Policies for Migrants" (CLIP) 
vor. Das CLIP-Netzwerk besteht derzeit aus etwa 30 
Städten aus 18 Ländern und erarbeitet gemeinsam 
mit einem wissenschaftlichen Beirat international 
vergleichend Strategien für den erfolgreichen Über-
gang von Integrations- zu Diversitätspolitiken. 

 
• Die Stadt Zürich erlebte in den beiden letzten Jahr-

zehnten eine stark gewandelte "neue" Zuwanderung. 
Christof Meier, Leiter der Integrationsförderung der 
Stadt Zürich beschreibt, warum Zürich auf diesen 
Wandel mit einem Übergang von klassischer Integra-
tionspolitik zu einer potenzialorientierten Diversi-
tätspolitik reagiert hat. 
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Ahmed Allahwala 
Politics of Diversity in Toronto 
 
 
In diesem Beitrag möchte ich anhand der Erfahrung der 
Stadt Toronto den qualitativen Wandel kanadischer 
Integrationspolitik nachzeichnen, der sich mit dem Auf-
kommen des Diversity-Begriffs in migrationspolitischen 
Debatten der letzten zwei Jahrzehnte vollzogen hat. Ein 
Verständnis des historischen Kontexts, in dem Diversity 
in den politischen Diskursen auftauchte, ist gerade auch 
für eine kritische Auseinandersetzung mit dem Begriff 
äußerst notwendig. 
 

 

Kanadische Einwanderungspolitik 
Im Kontext von Einwanderung und Multikulturalismus 
nimmt Kanada im internationalen Vergleich eine her-
ausragende Sonderstellung ein. Die offizielle jährliche 
Einwanderungsquote liegt bei einem Prozent der Ge-
samtbevölkerung, was bei 33 Millionen KanadierInnen 
über 300.000 neue EinwanderInnen pro Jahr bedeutet. 
Prognosen zeigen, dass sich bereits ab dem Jahr 2011 
der gesamte Nettozuwachs an Arbeitskräften aus Ein-
wanderung speisen wird.  
 
In der Politik wird Immigration parteiübergreifend be-
grüßt, denn schon allein schon aus wahlstrategischen 
Gründen kann es sich keine der etablierten Parteien 
mehr leisten, Einwanderung in Frage zu stellen. Wie in 
kaum einem anderen Land wird in Kanada die nationale 
Wettbewerbsfähigkeit in offiziellen Diskursen derart 
explizit an Einwanderung geknüpft. Dieser sowohl 
quantitative als auch qualitative Unterschied hat Aus-
wirkungen auf die Ausgestaltung städtischer Integrati-
onspolitiken. Die kanadische Diskussion beschäftigt 
sich weniger mit der für Deutschland noch recht typi-
schen Frage „Einwanderung, ja oder nein?“ sondern 
vielmehr mit der Frage „Welche Art von Einwande-
rung?“ Gerade hier mag ein Vergleich der kanadischen 
Situation für die Diskussion in Deutschland von Interes-
se sein. 
 
Das zentrale Dilemma gegenwärtiger kanadischer Ein-
wanderungs- und Integrationspolitik ist die Unterbe-
schäftigung (underemployment) hochqualifizierter Ein-
wanderInnen. Ein Großteil der aufgrund ihrer Bildung 
und Berufserfahrung ausgewählten EinwanderInnen hat 
große Schwierigkeiten ihrem Ausbildungsgrad ange-
messene Arbeit (Skills Commensurate Employment) zu 
finden. Oftmals werden die im Ausland erworbenen 
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Bildungsabschlüsse und Lizenzen von den hiesigen 
ArbeitgeberInnen und Berufsverbänden nicht aner-
kannt. Viele der qualifizierten EinwanderInnen finden 
sich daher im unteren Segment des lokalen Arbeits-
marktes wieder. Dabei kommt es langfristig zu einer 
Dequalifizierung, da sich Aufwärtsmobilität aus dem 
Niedriglohnsektor äußerst schwierig gestaltet. Die An-
erkennung im Ausland erworbener Qualifikationen 
(Credential Recognition) und der Zugang zu regulierten 
Berufsfeldern (Access to Professions and Trades) sind 
daher derzeit die dominierenden Themen kanadischer 
Integrationspolitik. 
Das kanadische Integrationssystem unter 
Druck 
In einem klassischen Einwanderungsland wie Kanada 
gehört der Politikbereich Integration (Settlement) zu 
einer der tragenden Säulen des Wohlfahrtsstaates. In 
historischer Perspektive zeichnet sich das kanadische 
Integrationsmodell dadurch aus, dass Gelder des Bun-
desstaates und der Provinzen an lokale – oftmals 
ethno-spezifische –  Non-Profit-Organisationen verge-
ben werden, welche damit integrationsspezifische sozi-
ale Dienstleistungen für EinwanderInnen auf Stadtteil-
ebene anbieten. So entstand gerade in Toronto in der 
zweiten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts eine 
erfolgreiche und vielfältige soziale Infrastruktur lokaler 
Non-Profit-Organisationen, die sich gezielt um die An-
liegen und Bedürfnisse der MigrantInnen kümmern 
konnten. Als Teil des Sozialstaates blieb aber auch der 
Settlement Sektor von drastischen Finanzkürzungen im 
Zuge des allgemeinen neoliberalen Abbaus wohlfahrts-
staatlicher Leistungen nicht verschont. So kürzte die 
konservative Regierung der Provinz Ontario Mitte der 
neunziger Jahre die Finanzmittel für Non-Profit-
Organisationen um knapp 50 Prozent.  
 
Des Weiteren wurden im Sinne neoliberaler „Effizienz-
steigerung“ die Finanzierungsmethoden dahingehend 
verändert, dass nun die lokalen Organisationen ver-
mehrt miteinander um die knappen und stärker projekt-
gebundenen Mittel konkurrieren müssen. Dies führte 
nicht nur zu einer stärkeren finanziellen, sondern auch 
politischen Kontrolle der Organisationen durch ihre 
staatlichen Geldgeber und zu einer qualitativen Verän-
derung ihrer Tätigkeit, die nunmehr ihre Funktion als 
DOSSIER Politics of Diversity 



Dienstleister hervorhebt und politisches Engagement zu 
unterbinden versucht. Die Reduzierung staatlicher 
Fördermittel bedeutet, dass MigrantInnen die Kosten 
ihrer Integration in die kanadische Gesellschaft weitge-
hend selber tragen müssen. In den letzten Jahren kam 
es jedoch durch einen politischen Machtwechsel in 
Ontario zu einer relativen Entspannung der Finanzsitua-
tion der Settlement Organisationen in Toronto. Festzu-
halten bleibt jedoch, dass der Übergang zu einer von 
Diversity Management geprägten integrationspoliti-
schen Debatte in einer Zeit stattfindet, in der die Institu-
tionen des Wohlfahrtsstaates weitestgehend ausgehe-
belt worden sind.  

 

Competing on diversity? Vielfalt als Standort-
faktor in einer globalisierten Weltwirtschaft 
Seit in den sechziger Jahren die explizit rassistischen 
Selektionskriterien im kanadischen Einwanderungssys-
tem abgeschafft wurden und durch das sogenannte 
Point System potenzielle EinwanderInnen nunmehr, 
unabhängig ihres Herkunftslandes, aufgrund ihrer Be-
rufsausbildung und Arbeitserfahrung ausgewählt wer-
den, veränderte sich ihre ethnische Zusammensetzung 
grundlegend.  
 
Toronto, wo sich gut die Hälfte aller EinwanderInnen 
nach Kanada niederlässt, wandelte sich seither von 
einer angelsächsisch-protestantischen „Kleinstadt“, in 
der Vielfalt eher als Bedrohung empfunden wurde, zu 
einer Metropole, in der ethno-kulturelle Vielfalt zum 
prägenden Merkmal städtischen Alltagslebens gehört. 
Mittlerweile ist die Hälfte aller Torontonians außerhalb 
des Landes geboren und gehört den im offiziellen 
Sprachgebrauch als Visible Minorities bezeichneten 
Gruppen nicht-europäischer Herkunft an. Das offizielle 
Motto der Stadt lautet seit den neunziger Jahren daher 
nicht umsonst „Diversity, our strength“. 
 
Die Begriffe Diversity und Diversity Management er-
freuen sich zunehmender Beliebtheit in stadtpolitischen 
Debatten. Der an der Universität von Toronto lehrende 
Geograph Richard Florida popularisierte die Einsicht, 
dass ethnische, kulturelle und sexuelle Vielfalt ein wich-
tiger Faktor des wirtschaftlichen Erfolgs von Stadtregio-
nen darstellt. So ist es nicht verwunderlich, dass gerade 
auch in Toronto, einer der ethnisch vielfältigsten Metro-
polregionen überhaupt, Diversity in den letzten Jahren 
zu einer zentralen Wettbewerbsstrategie des Wirt-
schaftsstandortes erhoben wurde. Die Privatwirtschaft 
wird in diesem Zusammenhang oft als Vorreiterin neuer 
Diversitätsstrategien gelobt, denn sie scheint schon 
DOSSIER Politics of Diversity 
früher als die Politik erkannt zu haben, dass Vielfalt 
einen strategischen Wettbewerbsvorteil für Wirtschafts-
betriebe im Zeitalter der Globalisierung darstellt. Das 
Aufkommen von Diversity Management wird dabei oft 
als Übergang von einer defizit- zu einer chancenorien-
tierten Einwanderungs- und Integrationspolitik bewertet.  
 
Diversity Management als stadtpolitisches Projekt muss 
in einem größeren historischen Kontext verstanden 
werden. In der zweiten Hälfte des vergangenen Jahr-
hunderts waren kanadische Kommunen ausführende 
Organe eines zentralisierten, an den Prinzipien keyne-
sianischer Makroökonomie ausgerichteten, nationalen 
Wohlfahrtsstaates. Integraler Bestandteil keynesiani-
scher Regulation war der Ausgleich territorialer Un-
gleichheit auf subnationaler Ebene. Heutzutage ent-
steht durch den zunehmenden Wegfall von Ausgleichs-
zahlungen und nationaler Wohlfahrtsstandards ein 
Wettbewerb subnationaler Wirtschaftsräume. Stadtpoli-
tik nimmt in Form einer angebotsorientierten Standort-
förderung in diesem Zusammenhang zunehmend un-
ternehmerischen Charakter an. Genau in diesem histo-
rischen und politischen Kontext wird der Begriff Diversi-
ty als „harter“ Standortfaktor diskutiert: Eine ethnisch-
kulturell vielfältige Bevölkerung wird als Wettbewerbs-
vorteil gewertet, denn sie erlaubt es den örtlich ansäs-
sigen Firmen, aufgrund des kulturellen Humankapitals 
der Bevölkerung, neue Märkte im Ausland und auch 
neu entstehende „ethnische“ Nischen im kanadischen 
Markt zu erschließen.  
 
Vielfalt wird darüber hinaus aber auch als „weicher“ 
Standortfaktor interpretiert, denn „multikulturelles Flair“ 
und Offenheit tragen zur allgemeinen Attraktivität und 
Lebensqualität der Stadt bei. Auf lokaler Ebene entste-
hen in diesem Kontext neue Akteurskonstellationen und 
Governance Initiativen. So formierte sich vor gut fünf 
Jahren die Toronto City Summit Alliance, eine Koalition 
wirtschaftlicher, staatlicher und zivilgesellschaftlicher 
Akteure, die sich die Lösung der Probleme Torontos 
und die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der Stadt 
zur Aufgabe gemacht hat. Dabei wurde auch die Unter-
beschäftigung qualifizierter EinwanderInnen als zentra-
les Problem identifiziert. Um Toronto zum „centre of 
excellence for integrating immigrants“ zu machen, wur-
de der Toronto Region Immigrant Employment Council 
(TRIEC) ins Leben gerufen. Dieser von der Wirtschaft 
dominierte Rat bemüht sich seitdem politisch und prak-
tisch um die Arbeitsmarktintegration hochqualifizierter 
EinwanderInnen. Durch bezahlte Praktika und soge-
nannte Mentorship Programme werden diese in die an 
den Programmen freiwillig teilnehmenden Betriebe 
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integriert. Eine Einstellungsverpflichtung ergibt sich für 
die Betriebe aufgrund ihrer Teilnahme nicht. Ziel dieser 
Programme ist es, den EinwanderInnen den Erwerb 
kanadischer Arbeitserfahrung zu ermöglichen, denn 
deren Mangel wird oft von ArbeitgeberInnen als Grund 
für negative Einstellungsentscheidungen genannt.  
 
KritikerInnen weisen darauf hin, dass diese Maßnah-
men lediglich auf eine ohnehin schon privilegierte Ein-
wandererschicht abzielen. Politisch getragen werden 
diese Initiativen von Seiten der EinwanderInnen auch 
hauptsächlich von einer professionellen Mittelklasse, 
deren politisches Ziel nicht notwendigerweise die För-
derung substantieller Gleichstellung ist, sondern viel-
mehr die Eliminierung der Zugangsbarrieren zum Ar-
beitsmarkt und die Wiederherstellung des Klassensta-
tus’, den sie in ihren Heimatländern genossen haben. 
 

 

Von Equity zu Diversity: Ein qualitativer Wan-
del staatlicher Integrationspolitik 
Der Aufstieg der Begriffe Diversity und Diversity Mana-
gement ging in Toronto mit einem qualitativen Wandel 
staatlicher Integrationspolitik einher. Während frühere 
Debatten um Gleichstellung (Equity) strukturell bedingte 
und gruppenspezifische Ungleichheiten wie Rassismus 
und geschlechtsspezifische Diskriminierung hervorho-
ben und somit auch gruppenspezifische Lösungsansät-
ze einforderten, ist der heutige Diskurs um Diversity 
weitgehend individualisiert.  
 
Dieser Wandel ist bemerkenswert denn aufgrund erfolg-
reicher politischer Mobilisierung der Frauenbewegung 
und verschiedener anti-rassistischer Initiativen, nahm 
die Provinz Ontario zu Beginn der neunziger Jahre 
unter sozialdemokratischer Führung eine Vorreiterrolle 
in der kanadischen Gleichstellungs- und Antidiskriminie-
rungspolitik ein. Als kanadisches Novum wurde ein 
Gleichstellungsgesetz (Employment Equity Act) einge-
führt, welches auch für die Privatwirtschaft und nicht 
wie sonst üblich lediglich für den öffentlichen Dienst 
galt.  
 
Die Privatwirtschaft aber stand einer gesetzlichen Ver-
ordnung betrieblicher Gleichstellungs-maßnahmen 
kritisch gegenüber. Sie wurde als wettbewerbshem-
mend und bürokratisch abgelehnt. Ironischerweise ist 
es jetzt gerade die Privatwirtschaft, die den Diskurs um 
Diversity Management trägt und Maßnahmen zur Stär-
kung von Diversity als wettbewerbsfördernd preist. Das 
Gleichstellungsgesetz wurde von der neoliberal-
konservativen Regierung Ontarios, die Mitte der neun-
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ziger Jahre an die Macht kam, in einer ihrer ersten 
Amtshandlungen kurzerhand – und mit Genugtuung der 
Wirtschaft – wieder abgeschafft. Wenige Jahre nach 
dem Ende des Employment Equity Acts wurde auch 
das Ontario Anti-Racism Secretariat aufgelöst. Die 
derzeitige konservative Bundesregierung beendete 
letztes Jahr die staatliche Förderung wichtiger Gleich-
stellungsprogramme wie zum Beispiel Status of Women 
Canada und das Courts Challenges Program.  
 
Wir sehen also einerseits die Reduzierung staatlicher 
Förderung zur Gleichstellung traditionell marginalisierter 
Gruppen und andererseits das simultane Ausrollen 
privatwirtschaftlich getragener Diversity Management 
Strategien. Dabei stehen die unmittelbare ökonomische 
Verwertbarkeit des Humankapitals der ImmigrantInnen 
und die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit des Wirt-
schaftsstandortes klar im Vordergrund. Gleichstellung – 
definitorisch reduziert als Vielfalt –  wird nunmehr als 
„gute Wirtschaftsstrategie“ diskutiert. 
 
An diesen Beispielen zeigt sich deutlich, dass der Beg-
riff Diversity, so wie er im gegenwärtigen Stadtentwick-
lungsdiskurs verwendet wird, recht wenig mit traditionel-
len Gleichstellungsmaßnahmen im Sinne von Equity zu 
tun hat. Das mag auch damit zusammenhängen, dass 
ein auf Humankapitaltheorie basierender Diversity Ma-
nagement Begriff wenig oder gar nichts über strukturel-
le gesellschaftliche Ungleichheit auszusagen vermag. 
Dabei ist aber doch allein schon der Zugang zu Bildung, 
d.h. die Aneignung von Humankapital, von struktureller 
Ungleichheit und Diskriminierung geprägt. Durch diese 
theoretische Ausblendung von Fragen gesellschaftli-
cher Reproduktion bricht der Diversity Management 
Begriff nicht mit zentralen Elementen neoliberaler Poli-
tik. Gerade hier muss auch eine feministisch-
antirassistische Analyse humankapitaltheoretischen 
Argumenten kritisch gegenüberstehen. 
Fazit 
Es bleibt zum Schluss festzuhalten, dass Strategien zur 
Förderung substantieller Gleichstellung und zur Elimi-
nierung struktureller Ungleichheit auch ökonomische 
Umverteilung beinhalten müssen. Es ist daher wichtig, 
dass sich die aktuellen Debatten um Diversity auch 
damit auseinandersetzen, dass sich substantielle 
Gleichstellung einer unmittelbaren ökonomischen Ver-
wertbarkeit zuweilen entziehen mag. Charakteristisch 
für die Sozialpolitik der unternehmerischen Stadt ist 
aber gerade die Kopplung sozialer Fragen an die Wett-
bewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes.  
DOSSIER Politics of Diversity 



Wenngleich der Begriff Diversity im Sinne einer chan-
cen- und potenzialorientieren Einwanderungspolitik für  
 
die politische Diskussion in Deutschland zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt strategisch wertvoll sein mag, so 
zeigt die kanadische Erfahrung aber auch, dass mit 
Diversity Management ein qualitativer Wandel bzw. 
Rückzug staatlicher Integrationspolitik einhergeht, der  
DOSSIER Politics of Diversity 
gerade im Sinne einer emanzipatorischen Gleichstel-
lungspolitik als nicht unproblematisch zu betrachten ist.  
 
 
Ahmed Allahwala studierte Politikwissenschaft an der 
FU Berlin. Derzeit promoviert er an der York University 
in Toronto. Als Mitglied der Gewerkschaft Canadian 
Union of Public Employees engagiert er sich im Bereich 
Gleichstellung und Antirassismus.  
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Ursula Struppe 
Grundsätze der Integrations- und Diversitätspolitik der Stadt Wien 

 

 

 

Wien: Eine plurale und globale Stadt 
Wien ist wie jede europäische Metropole sowohl histo-
risch als auch gegenwärtig durch Zuwanderung, Inter-
nationalität und Diversität geprägt. Das Wirtschafts-
wachstum der Nachkriegszeit und die damit verbunde-
ne Arbeitsmigration ab den 60er Jahren, der europäi-
sche Binnenmarkt mit Personenfreizügigkeit und die 
Ostöffnung Europas haben die Pluralisierung und Inter-
nationalisierung Wiens in besonderem Maße vorange-
trieben.  
 
Heute bildet Wien einen der wichtigsten Wirtschafts-
standorte zwischen Ost- und Westeuropa. Der lokale 
wie auch das weltoffene internationale Flair samt der 
Innovationsfähigkeit und Offenheit gegenüber diversen 
Lebensstilen und Kulturen entscheidet auch über die 
Attraktivität und Qualität der Stadt. Wie Wien im globali-
sierten Wettbewerb der Wirtschafts-, Tourismus-, Wis-
senschafts- und Kulturstandorte und im Wettbewerb um 
Fachkräfte und kreative Köpfe bestehen kann, hängt 
auch eng damit zusammen, was für ein Bild sich die 
Welt von Wien macht. Dies wiederum ist abhängig 
davon, wie Wien selbst mit seiner eigenen globalen 
Vielfalt und den damit verbundenen Chancen, Potenzia-
len und auch Herausforderungen umgeht.  
 
Wien ist in seinen lokalen Bezügen somit immer auch 
plural und international zu denken. Es liegt daher im 
wohlverstandenen Sinne im Eigeninteresse der Stadt, 
die zugewanderte Stadtbevölkerung samt ihrer sozialen 
und kulturellen Diversität für das gemeinsame Fort-
kommen fruchtbar zu machen. Die Stadt Wien versteht 
sich als eine Einwanderungsstadt und verfolgt einen 
proaktiven und gestalterischen Ansatz in der Integrati-
ons- und Diversitätspolitik. 

 

Paradigma der „Integrationsorientierten Diver-
sitätspolitik“ 
Mit dem Begriff der „Integrationsorientierten Diversi-
tätspolitik“ werden zwei zentrale Begriffe der gesell-
schaftlichen Gestaltung in ein modernes Gesamtkon-
zept zusammengeführt. Mit der programmatischen 
Synthese dieser Begriffe werden ihre jeweiligen Stär-
ken, ihr innerer Zusammenhang insbesondere für Ge-
sellschaften mit hohem Zuwanderungsanteil herausge-
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arbeitet, neu interpretiert, politikbezogen reformuliert 
und umgesetzt. 
 
Während der Begriff der Integration sich auf den Inklu-
sions- bzw. Einbindungsprozess in einer Gesellschaft 
bezieht und auf die zentralen Fragen des Zugangs und 
der Teilhabechancen fokussiert, macht der Diversitäts-
begriff den Blick frei für die Chancen und Potenziale, 
die mit der zunehmenden sozialen und kulturellen Plu-
ralisierung unserer Stadtgesellschaft einhergehen. 
Damit wird der primär defizitorientierte Ansatz, der 
lange Zeit den integrationspolitischen Diskurs und die 
Politik beherrschte, zugunsten eines die Chancen und 
Potenziale herausstreichenden Ansatzes verschoben, 
ohne jedoch die Fragen und Herausforderungen, die 
damit einhergehen, auszublenden. 
Integration in eine diverse Stadtgesellschaft! 
Moderne, ökonomisch entwickelte, durch Zuwanderung 
geprägte Städtegesellschaften zeichnen sich durch eine 
große Vielfalt an sozialen Gruppen, Schichten, Milieus, 
Lebensstilen und Kulturen aus. Vor diesem Hintergrund 
meint integrationsorientiertes Diversitätsmanagement 
immer auch „Integration in eine sich zunehmend verän-
dernde und diversifizierende Gesellschaft“. Damit wird 
einerseits unserer veränderten sozialen und demografi-
schen Realität, in der es keine homogene einheimische 
Mehrheitsbevölkerung und eine nach Ethnien, Religio-
nen bzw. Regionen zugewanderte Minderheitsbevölke-
rung gibt, Rechnung getragen. Zugleich wird auch eine 
deutliche Abgrenzung zu assimilatorischen bzw. homo-
genisierenden Integrationsvorstellungen vollzogen. 
Andererseits werden mit dem Paradigma der integrati-
onsorientierten Diversitätspolitik die unabdingbaren 
Voraussetzungen für ein Zusammenleben in Vielfalt 
sichtbar gemacht und klar kommuniziert.  
 
Die Voraussetzung für die produktive Entfaltung von 
Diversität ist die Schaffung von Einbindung, Teilhabe 
und die Klärung übergreifender Gemeinsamkeiten. 
Somit wird es möglich, Einbindung, Gemeinsamkeit und 
Differenz gleichzeitig zu denken und in eine integrale, 
aufeinander abgestimmte Politik münden zu lassen, 
welche die Potenziale und Chancen in den Vordergrund 
rückt und Herausforderungen aktiv angeht. 
DOSSIER Politics of Diversity 



 

Vielfalt fruchtbar machen – Herausforderun-
gen annehmen 
Vielfalt und Fremdheit stellen die einheimische und 
zugewanderte Bevölkerung auch vor vielschichtige 
Fragen und Herausforderungen. Gerade die Auseinan-
dersetzung mit dem Fremden birgt auch die Chance, 
das diskursive Reflexions- und Verständigungspotenzial 
in unserer Stadt zu fördern. Deshalb gilt es, diese Her-
ausforderungen weder zu ignorieren, schönzureden 
noch zu dramatisieren, sondern sie mit der gebotenen 
Ernsthaftigkeit, Besonnenheit und Weitsicht anzugehen  
und als Lern- und Gestaltungsfenster für Klärungspro-
zesse zu sehen. Vielfalt leben bedeutet nicht nur, den 
Blick auf das Unterscheidende, sondern auch auf die 
unabdingbaren Voraussetzungen und Gemeinsamkei-
ten zu richten. Als gemeinsame Basis der Wiener In-
tegrations- und Diversitätspolitik werden ein respektvol-
ler Umgang gegenüber dem und der Einzelnen und 
seiner bzw. ihrer Lebensführung sowie die inhaltlichen 
Grundpositionen eines aufgeklärten europäischen 
Staatswesens verstanden. Demokratie, Meinungsfrei-
heit, die Würde jedes Menschen, Gewaltfreiheit, 
Gleichstellung der Geschlechter und die Sicherung 
sozialer Grundbedürfnisse bilden die unverzichtbare 
Grundlage eines gemeinsamen Lebens und dürfen von 
niemandem - von welcher Seite auch immer - in Frage 
gestellt werden. 

 

Integration als ein zentrales, gesamtgesell-
schaftliches Anliegen 
Das Phänomen der Integration gehört zu einem der 
grundlegendsten Prozesse und Phänomene von Ge-
sellschaften überhaupt. Jeder Mensch wird von Geburt 
an in eine Sprache, Familie, Schule, Freundeskreise, 
Arbeitswelt, Vereine, Sozialsysteme etc. integriert, kann 
aber auch z.B. vor dem Hintergrund ökonomischer 
Rezessionen desintegriert  werden. Mit der Zuwande-
rung kommen neue Personengruppen, Potenziale und 
Herausforderungen hinzu und machen die Integrations-
frage komplexer, relevanter und facettenreicher. Je 
nach den unterschiedlichen Motiven, Lebens- und Er-
fahrungshintergründen, Ressourcen und Kulturen ge-
winnt die Frage nach der Inklusion an neuen und an-
ders gelagerten Qualitäten und Quantitäten. 

 

Zielgruppen- und bedarfsbezogener Ansatz – 
keine Ethnizitätsfokussierung 
Hiermit wird auch deutlich, dass Integration als eine 
Daueraufgabe zu verstehen ist, welche die gesamte 
Stadt betrifft. Ihr Ausgangspunkt ist die Analyse migra-
DOSSIER Politics of Diversity 
tionsbedingter, gesellschaftlicher und struktureller 
Chancen, Potenziale und Herausforderungen.  
 
Mit diesem Ansatz werden die Zielgruppen nicht mehr 
über ethnische, sondern über soziale und strukturelle 
Kriterien wie z.B. soziale Benachteiligung oder Desin-
tegration bestimmt. Die Stadt übernimmt im Rahmen 
ihrer politischen Verantwortung die Aufgabe, günstige 
Bedingungen zu schaffen, welche die Einbindung in 
unsere Stadtgesellschaft samt ihrer Pluralität ermögli-
chen, erleichtern und motivieren. Dadurch rückt immer 
auch die gesamte Gesellschaft ins Zentrum der Beo-
bachtung und nicht ein ethnisierender Klientelismus in 
Sonderschienen. Durch Fokussierung auf die sozialen 
und strukturellen Hemmnisse lässt sich der integrati-
onsrelevante Handlungsbedarf klar wie auch nachvoll-
ziehbar aufzeigen und kommunizieren. 
Der Potenzialansatz- Von der Betreuung zur 
Befähigung! 
Der Potenzialansatz geht von vorhandenen und entfalt-
baren Entwicklungsmöglichkeiten aus, d.h. von den 
Erfahrungen, der Motivation, dem Wissen, den Kompe-
tenzen und der Arbeitskraft der zugewanderten Mitbür-
gerInnen und ihrer Nachkommen. Zum Potenzial gehö-
ren aber auch Qualitäten wie Mehrsprachigkeit, 
transkulturelle und transnationale Systemkenntnisse, 
Wissensressourcen und auch besondere Fertigkeiten, 
Ideen, Kreativität, Leistungsbereitschaft und Lebens-
lust. Die integrationsorientierte Diversitätspolitik will 
dieses Potenzial von Beginn an durch Information und 
Bildung fördern und sozial, wirtschaftlich und kulturell 
für alle Beteiligten fruchtbar machen. Nach dem Grund-
satz „so früh wie möglich“ kommt dabei dem Auf- und 
Ausbau einer Integrations- und Niederlassungsbeglei-
tung ein besonderer Stellenwert zu.  
 
Nach dem Gleichheitsprinzip und dem Befähigungsan-
satz setzt die Integrationspolitik nicht defizitverwaltend 
und symptomorientiert an, sondern im Rahmen der 
präventiven und nachholenden Integrationsarbeit befä-
higend und ursachenbekämpfend. Die „klassische“ 
Integrationsarbeit beschäftigte sich vorwiegend mit der 
symptomorientierten Bekämpfung und Verwaltung von 
Defizitbereichen. Beratungs-, Betreuungs- und Über-
setzungsdienste können – sofern sie nicht zugleich 
auch befähigen – zwar kurzfristig und mittelfristig Abhil-
fe schaffen und bestimmte Mängel überbrücken, aber 
nicht abschaffen. Deshalb gilt es primär, in die individu-
elle Befähigung des/der Einzelnen (z.B. über den Er-
werb und die Verbesserung der deutschen Sprach-
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kenntnisse in Aus- und Weiterbildung, den Einstieg in 
den österreichischen Arbeitsmarkt) zu investieren und 
auch die Beratungs- und Betreuungsarbeit so zu gestal-
ten, dass keine alten Abhängigkeitsverhältnisse tradiert 
und neue konstituiert werden. 

 

 

Zusammen leben: Communities und Stadtteil-
arbeit 
Gelingendes Zusammenleben bedeutet zugleich auch 
die Stärkung und Sicherung des Zusammenhalts der 
Wiener Stadtbevölkerung. Zusammenhalt wird durch 
eine respektvolle Haltung gestärkt, die einlädt, ein-
schließt und anerkennt. Zugleich erbringen Zuwande-
rInnen vielfältige Anpassungsleistungen in die ver-
schiedenen Systeme einer diversen Stadtgesellschaft. 
Ethnische bzw. ethnisierte Konflikte entstehen meist 
aus der Reduzierung von Menschen auf ausschließlich 
ethnische, religiöse und oder kulturelle Kategorien. Die 
Stadt Wien strebt hier ein friedliches und tolerantes 
Miteinander der Generationen, Geschlechter, Kulturen 
und Lebensweisen an, in der sich Angehörige von 
„Minderheiten“ wie von „Mehrheiten“ ebenso selbstver-
ständlich geachtet fühlen und fair behandelt werden. 
 
Der prägende Ansatz der Wiener Integrations- und 
Diversitätspolitik baut auf Partizipation und nicht auf 
Paternalismus. Die Kommunikation und Kooperation mit 
ExpertInnen und Vereinen/Organisationen aus den 
MigrantInnen-Communities „auf Augenhöhe“ ist der 
Ausdruck dieses partizipatorischen Ansatzes. Der Auf-
bau von persönlichen Vertrauens- und Arbeitsbezie-
hungen, insbesondere auch in den Stadtteilen, ist zeit-
intensiv und nicht immer leicht, aber wichtig. Sie ma-
chen es möglich, Kommunikations- und Kooperations-
beziehungen zwischen den Communities und anderen 
relevanten Akteuren (z.B. Bezirksvertretungen, Polizei, 
Gesundheitseinrichtungen) herzustellen. Dazu gehören 
auch die Verbesserung des sozialen Klimas und die 
Bekämpfung von Diskriminierung und Rassismus. Der 
partizipatorische Ansatz sieht alle WohnbürgerInnen – 
ob länger ansässig oder neu zugewandert – als aktive 
MitgestalterInnen der Stadtgesellschaft und fordert 
bewusst die aktive Teilnahme an der Gesellschaft. 

 

Faire Teilhabechancen schaffen und sichern 
Integration betrifft wie kaum ein anderes Themenfeld 
nahezu alle Teilbereiche des gesellschaftlichen Lebens. 
Die Grundlage von Integration bildet die Sicherung der 
gleichberechtigten Teilhabe an den gesellschaftlichen 
Kerninstitutionen: eine existenzsichernde Beschäfti-
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gung, Zugang zu Bildungsmöglichkeiten, geeigneten 
Wohnraum und gesicherten Zugang zu den Angeboten 
des Gesundheitssystems. Teilhabe sichern bedeutet, 
die unterschiedlichen und ungleichen Ausgangssituati-
onen von ZuwanderInnen kontextadäquat zu berück-
sichtigen und faire Teilhabechancen zu schaffen.  
 
Diese qualitative Weiterentwicklung der Regelsysteme 
geht mit der Verbesserung ihrer Integrations- und Di-
versitätskompetenz einher. Integration als asymmetri-
scher und wechselseitiger Prozess muss einerseits 
Teilhabe und Partizipation durch die Öffnung von Zu-
gängen, Entgegenwirken von Diskriminierungen und 
Strategien des Empowerments ermöglichen. Anderer-
seits sind die ZuwanderInnen zu ermutigen, zu motivie-
ren und aufzufordern, trotz ihrer vergleichsweise 
schwierigeren Ausgangslage ihren Alltag bestmöglich 
zu bewältigen und somit ihren Beitrag für das individuel-
le wie auch gesellschaftliche Fortkommen zu leisten. 
Deutsch als Verkehrs- und Alltagssprache bildet einen 
wichtigen Schlüssel bei der Alltagsbewältigung und 
beim Aufbau von Kontakten am Arbeitsplatz, im Wohn-
umfeld oder dem Umfeld der Kinder. Die Forderung 
nach guten Deutschkenntnissen ist allerdings nur dann 
wirksam und sinnvoll, wenn zugleich die Aufnahmege-
sellschaft samt ihren Institutionen den ZuwanderInnen 
gleiche bzw. faire Chancen zur Teilhabe einräumt. 
Diversitätorientiertes Selbstverständnis der 
Stadt 
In dem Maße, wie diese soziale und kulturelle Vielfalt 
anerkannt und bejaht wird, sieht sich die Stadt selbst 
als Motor für ein verändertes Selbstverständnis der 
Stadtgesellschaft. Zugewanderte gelten nicht als mar-
ginale Sondergruppen von primär  sozialpolitischen und 
rechtlichen Maßnahmen, sondern als selbstverständli-
che und gleichberechtigte MitbürgerInnen der Stadt. 
Der auf die Gesamtstadt zielende Ansatz verhindert die 
Reduktion der Integrationsthematik auf einzelne Aspek-
te und in der Folge deren Delegation an einzelne Res-
sorts der öffentlichen Verwaltung. Als gesamtstädtische 
Aufgabe und Querschnittsmaterie betrifft sie alle gesell-
schaftlichen Teilbereiche und alle Geschäftsgruppen 
und Fachabteilungen (wie Bildung, Wirtschaft, Gesund-
heit, Soziales, Wohnen, Stadtentwicklung, Kultur, Be-
zirksämter) etc. und ist sowohl in den einzelnen Ge-
schäftsgruppen bzw. Dienststellen wie auch geschäfts-
gruppen- bzw. dienststellenübergreifend anzugehen. 
DOSSIER Politics of Diversity 



Öffnung und Mainstreaming der städtischen 
Verwaltung 
Im Sinne des integrationsorientierten Diversitätsmana-
gements sind alle Bereiche der städtischen Verwaltung 
mit der Herausforderung betraut, ihre Strukturen und 
Angebote an die veränderten und vielschichtigen Be-
dürfnisse und Lebenslagen einer in ethnischer, sozialer 
und kultureller Hinsicht pluralisierten Stadtgesellschaft 
anzupassen. Dazu muss die Integrations- und Diversi-
tätskompetenz in der Verwaltung selbst auf- bzw. aus-
gebaut werden. Zwei Punkte sind hier von besonderer 
Bedeutung. Zum einen gilt es, das Personal über diver-
sitätsorientierte Schulungen entsprechend zu qualifizie-
ren. Zum anderen erhöht die Beschäftigung von 
MigrantInnen das Verständnis für deren Bedürfnisse 
und steigert die Qualität der Dienstleistungen. Vor die-
sem Hintergrund strebt die Stadt Wien danach, die 
Verwaltung in ihrer herkunftsmäßigen Zusammenset-
zung zu einem Spiegelbild der Bevölkerung zu machen. 
Die Überwindung von Unterrepräsentation auch in den 
höheren Verwendungsgruppen ist schließlich die Visi-
tenkarte einer tatsächlich erfolgreichen, diversitätsgelei-
teten kommunalen Personalpolitik.  
 
In dem Maße, wie die Stadt als Dienstleisterin von und 
für alle wahrgenommen wird, steigt die KundInnenzu-
friedenheit und wird die Identifizierung mit ihr gefördert. 
 
Darüber hinaus erhöht eine diversitätsorientierte An-
passung die Qualität, Effizienz und Wirksamkeit der 
Dienstleistungen und bedeutet eine Arbeitserleichte-
rung und längerfristig auch eine Kostenreduktion für die 
einzelnen Abteilungen. Die Magistratsabteilung für 
Integrations- und Diversitätsangelegenheiten (MA 17) 
versteht sich hier als ein promotender Wissens- und 
Kompetenzort, der die städtischen Organisationen und 
Institutionen in der Erfüllung dieser gesamtstädtischen 
Zielsetzungen fachlich und strategisch unterstützt. 
 
Die Eckpunkte dieses städtischen Ansatzes umfassen 
dabei folgende Schwerpunktbereiche: 
• Stadt als Schrittmacherin und Politikgestalterin 
• Stadt als Erbringerin von Dienstleistungen 
• Stadt als öffentliche Arbeitgeberin 
• Stadt als Auftraggeberin und Wirtschaftsakteurin 
• Stadt als Förderin von demokratischer und sozialer 

Partizipation 
• Stadt als Partnerin in gemeinsamen Entscheidungs-

prozessen 

 
 

DOSSIER Politics of Diversity 
Zuwanderungs- und Integrationsprozesse sind keine 
Marginalphänomene, die sich am Rande der Gesell-
schaft abspielen, sondern finden mitten in der Gesell-
schaft statt und verändern die Stadt. Vor diesem Hin-
tergrund ist die Frage des Zusammenlebens ein Zu-
kunftsthema, das die gesamte Gesellschaft und nicht 
nur die ZuwanderInnen betrifft. Sie verlangt eine He-
rangehensweise die sich dieser Realität – samt ihren 
Problemen und Potenzialen – stellt und durch eine 
aktive, zukunftsgerichtete Integrations- u. Diversitätspo-
litik dazu führt, dass längerfristig die gesamte Gesell-
schaft davon profitiert. 
 
Integrationsorientierte Diversitätspolitik fragt einer-
seits danach, wie ZuwanderInnen die Teilhabe und 
aktive Teilnahme sowie die Anpassungsprozesse an 
die verschiedenen Systeme der pluralen und diversen 
Aufnahmegesellschaft erleichtert werden können (Integ-
ration). Andererseits fragt sie danach, wie in einer durch 
Migration demografisch stark veränderten Stadt die 
Politik und Verwaltung den Bedürfnissen einer ethni-
schen und soziokulturell vielfältigen BürgerInnenschaft 
bedarfs- und potenzialbezogen entsprechen und ihr 
Selbstverständnis und ihre Dienstleistungen der verän-
derten Situation anpassen können (Diversität). 
 
Der Integrations- und Diversitätsansatz der Stadt Wien 
ist somit: 
• auf eine gemeinsame Zukunft hin orientiert 
• anerkennend und auf die Gesamtgesellschaft bezo-

gen, spricht also nicht von „Die versus Wir“ 
• auf die Herstellung von Chancengleichheit und 

Gleichberechtigung hin angelegt 
• primär auf das Individuum und weniger auf ethnische 

Kollektive ausgerichtet, ohne dabei spezifische Be-
dürfnisse der Zielgruppen zu verkennen 

• leistungs- und potenzialorientiert, fokussiert mehr auf 
Stärken und Chancen als auf Defizite 

• befähigend, fördernd und fordernd – also nicht in 
Abhängigkeiten betreuend bzw. neue schaffend 

• partizipativ und nicht paternalistisch. 
 
 
Dr. Ursula Struppe ist Leiterin der Magistratsabteilung 
17 - Integrations- und Diversitätsangelegenheiten der 
Stadt Wien. 
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Thomas Kessler 
Integrative Schweiz 2020 und Basler Integrationspolitik: Diversität als 
Chance für Gesellschaft, Wirtschaft und Natur 

 

 

 
Die Schweiz ist ein Land mit einem speziellen Potenzial 
an Menschen und Natur. Diversität ist das Prägende: 
Vier Landessprachen, zwei große Konfessionen und 
eine riesige Vielfalt an kleinen religiösen Gemeinschaf-
ten, 3000 weitgehend autonome Gemeinden mit eige-
nem Brauchtum, mediterrane (im Süden) und arktische 
Klimazonen (ab 3000 Meter über Meer), starke Immig-
ration seit 1860. Um auch in zwölf Jahren bezüglich 
Demokratie, Bildung, Wohlstand und Naturschönheit an 
der Weltspitze zu stehen braucht es jedoch jetzt mutige 
und weitsichtige politische Entscheidungen. Das 
menschliche Potenzial muss besser entfaltet und die 
Natur nachhaltig geschützt werden. Dazu einige Fak-
ten: Die Schweiz gehört mit Singapur und einigen euro-
päischen Kleinstaaten zu den meist globalisierten Län-
dern der Welt; über ein Drittel der Bevölkerung ist aus 
insgesamt 196 Ländern eingewandert oder stammt 
direkt von einem eingewanderten Elternteil ab, ein 
Grossteil der Wirtschaft ist exportorientiert. Was auf den 
ersten Blick verwundern mag, ist eine logische Folge 
unserer wirtschaftlichen Spitzenposition und des Zu-
sammenwachsens der Agglomerationen zu einer Met-
ropole mit 7,6 Millionen Einwohnern, - eng vernetzt mit 
den Schweizerischen Bundesbahnen (SBB) und den S- 
und Autobahnen. Unsere asiatischen Gäste staunen 
jeweils über die kurzen Fahrtzeiten von nur 55 Minuten 
zwischen den Quartieren (die Bern, Luzern, Zürich oder 
Basel heißen) und vor allem über die großzügigen 
Grünflächen dazwischen - extra bestückt mit Bauernhö-
fen für die TouristInnen... 
 
Wir stehen mit unserer Exportindustrie und Dienstleis-
tungen in Konkurrenz zu anderen Stadtstaaten und 
Metropolen - mit London, Shanghai, Boston oder eben 
Singapur. Aufstrebende Regionen mit junger und 
hochmotivierter Bevölkerung in Ostasien und Amerika 
fordern uns zu großen politischen und wirtschaftlichen 
Innovationen heraus, wenn wir den hohen Lebensstan-
dard an die nächste Generation weitergeben wollen. 
Dazu müssen wir das große Potenzial an kultureller 
Vielfalt im Inland besser nutzen und insgesamt fitter 
werden, ansonsten fallen wir im globalen Konkurrenz-
kampf zurück und verlieren Arbeitsplätze, Wohlstand 
und Integrationskraft. 
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Die Gestaltung der Vielfalt - Doch wie schaffen 
wir das rechtzeitig, ohne Übungen aus Not?  
 
Die Ausgangslage der Schweiz ist luxuriös, die Wirt-
schaft boomt und die gesellschaftlichen Probleme sind 
im internationalen Vergleich klein. Ein kritischer Blick 
auf die Nutzung der beiden bereits genannten großen 
Ressourcen unseres kleinen Landes - das große Po-
tenzial an jungen Leuten mit kultureller Vielfalt und die 
ebenfalls vielfältige Schönheit der Natur - zeigt aber, wo 
im Hinblick auf die Zukunft dringender Handlungsbedarf 
besteht. Die Verjüngung der alternden Einheimischen-
Gesellschaft wird stark durch Immigration geprägt, die 
rund 1,6 Millionen AusländerInnen aus 196 Ländern 
sind mehrheitlich in der ersten Lebenshälfte, die 6 Milli-
onen Schweizerinnen und Schweizer aus 26 Kantonen 
in der zweiten. In den Städten ist fast jede zweite Ehe 
binational, die Hälfte aller Kinder hat mindestens einen 
ausländischen Elternteil. Aber zu viele scheitern auf 
dem Bildungsweg, zwei Fünftel der Migrationsbevölke-
rung haben keine Berufsausbildung, ebenso ein Fünftel 
der Schweizerinnen und Schweizer. Der lebenslange 
Misserfolg wird oft schon in den ersten drei Lebensjah-
ren festgelegt; fehlende Förderung im Kleinkindesalter, 
falsche Ernährung und fehlende Prophylaxe prägen für 
das ganze Leben. Integrationsdefizite der bildungsfer-
nen Eltern werden vererbt, junge MigrantInnen ohne 
Perspektiven und überforderte junge SchweizerInnen 
füllen die Problemstatistiken auf der Symptomebene - 
im Therapie-, Justiz- und Sozialbereich.  
Politische und rechtliche Gestaltungsmöglich-
keiten 
Das muss nicht sein, mit einer auf tatsächlichen Chan-
cengleichheit ausgerichteten Familien- und Frühförder-
politik starten auch Kinder aus bildungsfernen Familien 
mit intakten Chancen in die Bildungskarriere, zudem 
erhöhen Investitionen in familienergänzende Betreu-
ungsstrukturen sowohl das Bildungsniveau der Kinder 
(aus allen gesellschaftlichen Schichten) wie auch die 
Erwerbsquote und die Kinderzahl der Frauen, so dass 
sowohl die Gesellschaft und die Wirtschaft und ebenso 
der Staat (über höhere Steuereinnahmen) profitieren. 
Mit einer proaktiven Familien-, Frühförder- und Integra-
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tionspolitik nach dem in Basel erfolgreichen Prinzip 
"verbindlich fördern und fordern ab dem erstem Tag" 
entfalten wir das Potenzial unserer vielfältigen Jugend 
optimal und schaffen mit hohem Bildungs- und Sozial-
kapital Chancen auf dem stetig anspruchsvolleren Ar-
beitsmarkt. Diese Kombination von Maßnahmen zur 
Potenzialentfaltung muss im Sinne der aktuellen Motion 
(verbindlicher parlamentarischer Vorstoß) von Fritz 
Schiesser (FDP, Alt-Ständerat des Kantons Glarus und 
jetzt Präsident des ETH-Rates, Rat der Eidgenössi-
schen Technischen Hochschulen) für eine moderne und 
systematische Integrationspolitik möglichst bald in ei-
nem zukunftsweisenden nationalen Integrationsgesetz 
klar geregelt werden.  
 
Als Vorbild für seinen Vorstoß diente Fritz Schiesser 
das neue Basler Integrationsgesetz, das die Prinzipien 
Fördern und Fordern mit tatsächlicher Chancengleich-
heit, Antidiskriminierung und fortlaufender Optimierung 
des Integrationssystems verbindet. Eine solche Politik 
muss in eine kohärente Migrations- und Integrations-
strategie eingebettet sein, die die Steuerung der Migra-
tion (mit einer intelligenten Kombination der Modelle 
Schweiz - Kanada) und die erfolgreiche Integration der 
Zuziehenden als prioritäre Faktoren der gesamten 
Landesentwicklung bezüglich Bildung, Forschung, 
Produktion, Gesellschaft, Wirtschaft und Wettbewerbs-
fähigkeit anerkennt. Dementsprechend sollen die Integ-
rationsziele zeitlich (rascher Erfolg) und sozial (tatsäch-
liche Chancengleichheit auf hohem Niveau) ambitiös 
ausgestaltet werden, der Bund dazu Kompetenzen zur 
wirkungsvollen Steuerung erhalten und die Kantone für 
den Vollzug bedarfsgerecht mit jährlich CHF 100 Millio-
nen unterstützt werden.  

 

 

Biodiversity, Hightech, Toleranz - die vielfälti-
ge Zukunft gestalten 
Die Entwicklung des Arbeitsmarktes wiederum hängt 
von unserer Position im globalen Wettbewerb ab. Das 
angestrebte hohe Bildungsniveau wird nur in Kombina-
tion mit Forschung, Produktion, Entwicklung und Ver-
marktung produktiv. Auch hier ist die Ausgangslage der 
Schweiz dank den Leistungen der innovativen Kleinbe-
triebe, der großen Dienstleister und der Pharma-, Nano- 
und Biotechnologie-Branchen noch luxuriös, aber be-
reits zeichnet sich ein Wegschmelzen des Vorsprungs 
ab. Neben dem notwendigen Produktivitätszuwachs 
und den fortlaufenden Verbesserungen im Kunden-
Service sind saubere Luft und Gewässer, hohe Trink-
wasserqualität, ausreichend gesunde Nahrung, Unab-
hängigkeit von Fossilenergie und halbierter CO2-
DOSSIER Politics of Diversity 
Ausstoss Ziele des globalen Wettbewerbs - vorab im 
zukunftsträchtigen Nahrungsmittel-, Umwelt- und Ener-
giebereich. Mit maximaler Energieeffizienz und nach-
haltiger Nutzungs-Politik soll der Energieverbrauch pro 
Kopf auf 2000 Watt und der CO2-Ausstoss auf 1 Tonne 
gesenkt werden.  
 
Während die Schweizer Bundespolitik (noch) nicht den 
Mut hat, jetzt jene ökologischen Maximal-Standards 
verbindlich einzuführen, die bereits auf dem Markt sind, 
werden in den Golfstaaten, in China und in den USA 
große ökologische Forschungszentren und CO2-
neutrale Musterstädte für die Zukunft gebaut. Die Met-
ropole Schweiz darf diesen Wettbewerb nicht verschla-
fen und muss mit globalen Spitzenstandards und einer 
Investitionsoffensive in modernste Energie- und Um-
welttechnologien wieder - wie in den 1980er-Jahren - 
einen Platz in der obersten Liga einnehmen.  
 
Davon profitiert in erster Linie die Bauwirtschaft; die 
notwendige Sanierung der älteren Liegenschaften löst 
zusammen mit der Umrüstung auf erneuerbare Ener-
gien einen Investitionsboom aus und lässt die über 20 
Milliarden Franken, die wir jährlich für Öl in politisch 
zweifelhafte Länder schicken, im eigenen Land produk-
tiv werden. Zudem ist der weitere Konsum von Land-
ressourcen für Einfamilienhäuser raumplanerisch und 
mit der Attraktivitätssteigerung des Wohnens in Städten 
zu stoppen, die Schönheit des Landes geht sonst verlo-
ren. Ähnliches gilt für das internationale Engagement, 
im Austausch mit armen Ländern stehen Gerechter 
Handel, Bildung für alle und Schonung der verbleiben-
den Wald- und Fischbestände im Vordergrund. 
 
Die Energiefrage fordert uns generell zu Pioniertaten 
heraus. Wasser, Holz, Bioabfälle, Wind und Erwärme 
sind landeseigene Energieträger, die Nutzung der Son-
neneinstrahlung steckt gemessen am Potenzial in den 
Kinderschuhen. Die nutzbare verbaute Fläche ent-
spricht einem mittleren Kanton, in Verbindung mit mo-
dernsten Nutzungs-Technologien und Minergie-
Standards ließe sich mit einheimischer Energie die 
gesamte Heizungsenergie gewinnen und erst noch ein 
Beitrag an die Elektrizitätsversorgung. Wieso hier nicht 
mit mutigen Vorgaben und einem Investitionsplan Maß-
stäbe setzen und einen internationalen Spitzenplatz 
erarbeiten? Die vielfältige Jugend braucht gemeinsame 
Ziele und intakte Berufsperspektiven. 
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Der Schutz von Diversität ist eine Frage der 
Zukunftssicherung 
Noch etwas für Herz und Kopf: Pioniertaten braucht es 
auch zum Schutz unserer glanzvollen Gletscher - quasi 
die strategische Trink- und Nutzwasser-Reserve Euro-
pas. Die Realisierung der "2000-Watt"- und "1-Tonnen-
CO"-Gesellschaft im Inland ist das eine, der Schutz vor 
dem Abschmelzen in den Sommermonaten mittels 
neuer, noch zu entwickelnden feinen, kaum sichtbaren 
Folien (oder Schaum) das andere. Dies kann als Kos-
metik kritisiert werden, ist aber wenigstens zur teilwei-
sen Sicherung der Wasserreserven (und für einen e-
nergie-effizienteren Skitourismus) notwendig. 
 
Mit einer weitsichtigen Politik nach dem Potenzialansatz 
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- mit systematischer Familienunterstützung, Frühförde-
rung und proaktiver Integration, und mit einer innovati-
ven Umwelt- und Energiepolitik - schaffen wir in Kombi-
nation von hoher Bildung, Forschung und Vermarktung 
eine Schweiz, die 2020 einen soliden Wohlstand und 
eine geschonte Natur an die nächste, von Diversität 
geprägten Generation weitergeben kann. Damit leistet 
sie in ihren engen Grenzen einen konstruktiven Beitrag 
an die globale Entwicklung. 
 
 
Thomas Kessler ist Delegierter für Migrations- und 
Integrationsfragen des Kantons Basel-Stadt und Leiter 
der kantonalen Stelle für Integration und Antidiskrimi-
nierung. 
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Gari Pavkovic 
Von Integration zu Diversity? 
Die Stadt Stuttgart auf dem Weg zu einer Diversitätspolitik 

 
 

 

Die Ausgangssituation: Diversifizierung der 
Gesellschaft - Fragmentierung von  
Politikfeldern 
Deutschland ist in den letzten Jahrzehnten im verstärk-
ten Maße von gesellschaftlichen Veränderungsprozes-
sen geprägt: soziale Pluralisierung durch eine zuneh-
mende Differenzierung von Milieus und Lebensformen, 
wirtschaftliche und kulturelle Globalisierung und damit 
einhergehend eine stärkere transnationale Ausrichtung 
von Politik, Wirtschaft aber auch von Menschen auf 
ihrer Suche nach besseren Arbeits- und Lebensbedin-
gungen, ethnisch-kulturelle Pluralisierung durch Ein-
wanderung sowie fortschreitende Überalterung der 
Gesellschaft durch den demografischen Wandel.  
 
Vergleichbare Diversifizierungsprozesse sind in ande-
ren entwickelten Industrieländern zu beobachten. Die 
zunehmende Diversität geht mit einer verstärkten Indi-
vidualisierung der Lebensentwürfe einher, sei es bei 
Frauen, Familien, Senioren oder MigrantInnen. Die 
traditionellen Diskurse in Bezug auf Frauenemanzipati-
on bzw. auf Ausländer/Zuwanderer als Menschen mit 
einer fest umrissenen kulturellen Identität werden der 
tatsächlichen Pluralität der individuellen Lebensformen 
nicht mehr gerecht. Zugleich gibt es aufgrund der neu-
en Unübersichtlichkeit und der wachsenden Schere 
zwischen Gewinnern und Verlierern der sozialen Ver-
änderungen (Globalisierung, Strukturwandel etc.) aus-
geprägte Vorbehalte bei verschiedenen Bevölkerungs-
gruppen gegenüber gesellschaftlicher Diversität - auf 
EU-Ebene, national und lokal. Die wachsende Vielfalt 
wird nicht nur als Bereicherung sondern auch als Ver-
lust von vertrauten Bezügen erlebt. 
 
Diese Ambivalenzen sind bei der Aufnahmegesellschaft 
vor allem gegenüber ihren Zuwanderern ausgeprägt - 
aber auch umgekehrt. In der deutschen Integrationsde-
batte wird das Fremde seit 2001 zunehmend an ethni-
schen und religiösen Unterschieden festgemacht. Ü-
berspitzt formuliert: "Die Türken/Muslime sind verant-
wortlich für eine gescheiterte Integration, für die Unsi-
cherheit im öffentlichen Raum (Jugendgewalt, Terro-
rismus), für das schlechte Abschneiden der deutschen 
Schulen bei internationalen PISA-Studien" usw.  
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Die aktuelle integrationspolitische Maxime von "Fördern 
und Fordern" verstärkt ungewollt den defizitorientierten 
Blick auf MigrantInnen als eine Problemgruppe. Der 
durch den Nationalen Integrationsplan eingeleitete 
Sichtwechsel, Einwanderung als Chance zu betrachten 
(mit ausgelöst durch den Mangel an einheimischen 
Fachkräften und die Überalterung der Gesellschaft), 
erreicht zwar inzwischen die Köpfe vieler Entschei-
dungsträger, nicht aber die Herzen der Bürgerinnen und 
Bürger mit und ohne Migrationshintergrund. Kulturelle 
Diversität als Bereicherung beschränkt sich vielfach 
immer noch auf den Freizeitbereich (Gastronomie, 
Kultur, Sport).  
 
Die traditionelle Aufteilung von Zuständigkeiten in Ver-
waltungen auf Bundes-, Länder- und Kommunalebene 
erschwert die Entwicklung einer systematisch angeleg-
ten Diversitätspolitik. In den Städten gibt es - teilweise 
als gesetzlicher Auftrag und teilweise als freiwillige 
Aufgabe - Beauftragte für die Gleichstellung von Frauen 
und Männern, für die Gleichstellung von Behinderten, 
für die Integration von MigrantInnen, für die Förderung 
des bürgerschaftlichen Engagements, und neuerdings 
auch für Demografie, Kinderfreundlichkeit oder das 
Miteinander der Generationen. Diese Stabsstellen ha-
ben für einen Teilbereich der Kommunalpolitik die Mo-
deratoren- oder Koordinatorenfunktion inne, um Fehl-
entwicklungen von den oben beschriebenen Verände-
rungsprozessen zu minimieren und die "Potenziale des 
Wandels" zu fördern. Die gemeinsame Klammer der 
jeweiligen Beauftragten und der verschiedenen Res-
sorts innerhalb der Stadtverwaltung ist die Gleichstel-
lung von allen EinwohnerInnen in einer pluralen Gesell-
schaft, die mittlerweile nur aus Minderheiten besteht 
bzw. aus heterogenen Bevölkerungsgruppen, die sich 
nicht eindeutig in fest umrissene Kategorien von Mehr-
heit und Minderheiten einordnen lassen. Wenn aber 
eine übergeordnete Diversitätspolitik fehlt, kann man 
auch von einer Fragmentierung von Politikfeldern spre-
chen. Dies ist die Ausgangssituation in den meisten 
deutschen Städten. 
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Das Stuttgarter Bündnis für Integration - Neu-
ausrichtung der Integrationspolitik als Quer-
schnittsaufgabe  
Über die Stuttgarter Integrationspolitik liegen inzwi-
schen mehrere Publikationen vor (siehe auch den Bei-
trag von Ayse Özbabacan in diesem Dossier).  
 
Ein Schwerpunkt der Stuttgarter Integrationspolitik als 
Querschnittsaufgabe ist die Qualitätsentwicklung der 
kommunalen Dienstleistungen durch interkulturelle 
Ausrichtung der Institutionen und Weiterqualifizierung 
der Beschäftigten für die Arbeit in kulturellen Über-
schneidungssituationen. Dies beinhaltet auch die Erhö-
hung des Anteils von städtischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern mit Migrationshintergrund in höheren Posi-
tionen. Diese Selbstverpflichtung hat die Stadtverwal-
tung durch die Unterzeichnung der Charta der Vielfalt 
im November 2007 nach außen bekräftigt.  
 
Da das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
"merkmalsneutrale" Stellenausschreibungen verlangt, 
muss das interkulturelle Kompetenzprofil mit den spezi-
fischen Anforderungen im jeweiligen Tätigkeitsbereich 
begründet werden. Das AGG soll den Zugang von 
MigrantInnen als Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
nicht erschweren. Das anfänglich befürchtete "AGG-
Hopping" von Personen, die bei Absagen Schadener-
satzforderungen stellen, ist weitgehend ausgeblieben. 
Notwendig ist weiterhin eine Sensibilisierung der städti-
schen Ämter hinsichtlich diskriminierender Mechanis-
men beim Zugang von MigrantInnen zur Stadtverwal-
tung als Arbeitgeber. Dasselbe gilt für Schulen als Lan-
deseinrichtungen. Die Integrationsabteilung unterstützt 
seit einigen Jahren verstärkt interkulturelle Öffnungs-
prozesse in Schulen (ab 2008 auch durch die Kampag-
ne "Migranten machen Schule: Vielfalt im Klassenzim-
mer - Vielfalt im Lehrerzimmer").  
 
Interkulturelle Kompetenzentwicklung soll in allen Hand-
lungsfeldern ein Bestandteil des Qualitätsmanagements 
werden. Oder anders gesagt: Wer in der Einwande-
rungsgesellschaft nicht interkulturell arbeitet, arbeitet 
nicht professionell (Hubertus Schröer). Dies gilt auch für 
Organisationen der Bürgergesellschaft einschließlich 
der Migrantenvereine. Interkulturelle Öffnung der Mi-
grantenselbstorganisationen durch Qualifizierung ihrer 
Mitglieder ist ein weiteres Handlungsfeld der Stuttgarter 
Integrationspolitik, so z.B. in der Jugendverbandsarbeit 
durch den Stadtjugendring, in der Kulturarbeit durch 
das Stuttgarter Forum der Kulturen und bei islamischen 
Gemeinden durch die Integrationsabteilung.  
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Die Frage ist, wie eine konsistente Diversitätspolitik an 
der Schnittstelle von Integrationspolitik zu anderen 
Handlungsfeldern implementiert werden kann, insbe-
sondere zur Arbeits- und Wirtschaftsförderung, dem 
Gender Mainstreaming, dem Bildungsbereich und dem 
Programm "Kinderfreundliches Stuttgart" (über 50 % 
der Stuttgarter Kinder und Jugendlichen haben einen 
Migrationshintergrund). Unter dem integrationspoliti-
schen Leitziel "Chancengerechtigkeit für alle unabhän-
gig von sozialer und ethnischer Herkunft" werden in den 
letzten Jahren ressortübergreifende Steuerungskreise 
aufgebaut, die ab 2008 auf Grundlage indikatorenge-
stützter Bestandsaufnahmen zum Stand der Integration 
(Integrationsmonitoring) messbare Zielvereinbarungen 
und Strategien entwickeln sollen, um eine Angleichung 
der Teilhabechancen von MigrantInnen an die Gesamt-
bevölkerung zu erreichen. 
 
Somit wird die Integrationspolitik in Stuttgart ab 2007/ 
2008 zu einem wichtigen Impulsgeber für eine gesamt-
städtische Diversitätspolitik, auch wenn Diversity-An-
sätze bereits in früheren Jahren u. a. von der Beauf-
tragten für die Gleichstellung von Frauen und Männern 
initiiert wurden. Dieser Prozess befindet sich noch im 
Anfangsstadium, und der interkommunale Erfahrungs-
austausch mit anderen europäischen Städten im Rah-
men des Städtenetzwerks CLIP spielt hierbei eine wich-
tige Rolle. Dies betrifft insbesondere den Austausch mit 
Städten, die weitergehende Diversity-Ansätze entwi-
ckelt haben, wie z.B. Wien und Amsterdam.  
Die Stadt der Zukunft: Diversität und Chan-
cengerechtigkeit für alle  
Der im öffentlichen Sektor und da insbesondere in der 
Integrationspolitik (neu) entdeckte Diversity-Ansatz birgt 
die Gefahr in sich, Einwanderung als "Mehrwert" für die 
überalternde Gesellschaft nur unter dem Aspekt der 
Nützlichkeit zu betrachten. Deutschland bzw. Stuttgart 
benötigt die "besten Köpfe" aus aller Welt, um im globa-
len Wettbewerb wirtschaftlich konkurrenzfähig zu blei-
ben, und es benötigt weiterhin Zugewanderte, um die 
Altersversorgung der einheimischen Bevölkerung und 
den Bestand der eigenen Institutionen zu sichern.  
 
Ohne hier auf die nach wie vor defensive Zuwande-
rungspolitik der Bundesregierung einzugehen, die im 
Widerspruch zum Nationalen Integrationsplan und zur 
Kampagne "Vielfalt als Chance" der Bundesintegrati-
onsbeauftragten für Migration, Flüchtlinge und Integra-
tion steht, ist zu diskutieren, inwieweit der Diversity-
Ansatz in der kommunalen Praxis die Inklusion und 
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somit die Integration der strukturell benachteiligten 
Bevölkerungsgruppen auch tatsächlich fördert. Kann 
Diversity Management im öffentlichen Dienst die struk-
turelle Diskriminierung von MigrantInnen und anderen 
chancenärmeren Teilen der Gesellschaft (einkommens-
schwächere und bildungsfernere Schichten, Behinderte, 
ältere Arbeitssuchende) abbauen, wenn dieser Ansatz 
sich hauptsächlich an standortpolitischen Prinzipien von 
marktwirtschaftlich ausgerichteten Unternehmensfüh-
rungen orientiert? Was bedeutet eine solche Ausrich-
tung für den Umgang der kommunalen Akteure mit 
nicht "funktional verwertbaren" Bevölkerungsgruppen 
wie beispielsweise ältere MigrantInnen oder traumati-
sierte Flüchtlinge mit einer befristeten Aufenthaltsper-
spektive?  
 
Stuttgart denkt als schwäbische Metropole selbstver-
ständlich auch in Nützlichkeitskategorien, wenn es den 
Zuzug und die Integrationsprozesse von Migranten 
sowie die damit einhergehende kulturelle Vielfalt als 
Standortvorteil für die Stadt fördert. Ein Eigeninteresse 
ist legitim, wenn es zugleich dem Allgemeinwohl dient. 
Die kreativen Städte setzen bei ihrem Ausbau der zu-
kunftsorientierten TTT-Standortfaktoren nach Richard 
Florida weltweit auch auf MigrantInnen: Weiterentwick-
lung von innovativen Technologien, Förderung der 
Talente von sowie der Toleranz gegenüber Minderhei-
ten. Eine Vielfalt von Talenten und die Toleranz gegen-
über Minderheiten (oder besser: Akzeptanz und Förde-
rung von verschiedenen Lebensentwürfen und Welt-
sichten) sind Merkmale von lebenswerten interkulturel-
len Städten, die zugleich wirtschaftliche Boomtowns 
sind (vgl. auch Charles Landry und Phil Wood: The 
Intercultural City).  
 
Das Leitbild der kreativen interkulturellen Stadt, das 
Stuttgart auch nach dem Vorbild von Toronto und ande-
ren attraktiven Metropolen entwickelt, muss jedoch 
durch das Leitbild der sozial gerechten Stadt ergänzt 
werden. Die Stärke einer Demokratie und die Kohäsion 
einer pluralen Stadtgesellschaft erkennt man an ihrer 
Einstellung zu ihren schwächsten Mitgliedern (wie zum 
Beispiel Kinder, Behinderte, MigrantInnen und Ältere 
aus den unteren Einkommensgruppen). Im Mai 2008 
hat Stuttgart eine Strategiekonferenz zum Thema Kin-
derarmut durchgeführt. In unserer wohlhabenden Stadt 
gibt es Familien, die kein Mittagessen für ihre Kinder in 
der Schule bezahlen können. Das integrationspolitische 
Leitziel Chancengerechtigkeit für jeden Einzelnen un-
abhängig von seiner sozialen oder ethnischen Herkunft 
muss für das kommunalpolitische Handeln insgesamt 
gelten - für staatlich-kommunale Institutionen genauso 
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wie für die Bürgergesellschaft als Ganzes. Die Stuttgar-
ter Initiativen für eine kinderfreundliche Stadt, für einen 
neuen Generationenvertrag, die kommunale Bildungs-
partnerschaft oder auch für die Partnerschaft Eine Welt 
(kommunale Entwicklungszusammenarbeit), die alle 
vom Stuttgarter Oberbürgermeister Wolfgang Schuster 
auf den Weg gebracht worden sind, gehen in dieselbe 
Richtung: als Gewinner der Globalisierung haben wir 
eine Verantwortung für die Gestaltung einer gerechte-
ren Gesellschaftsordnung bekommen - lokal und inter-
national. 
Von Integration zu Diversity - erste Schritte 
und Ausblick  
Um zur Ausgangsfrage zurückzukommen: Wie gelingt 
die Verzahnung dieser ehrgeizigen Programme in der 
kommunalen Praxis? Und beinhaltet ein solcher Ansatz 
nicht zwangsläufig den Paradigmenwechsel von einer 
eher fragmentierten Ressortpolitik (Gender, Integration, 
Bildung, Demografie usw.) zu einer gesamtstädtischen 
Diversitätspolitik? Sollten dann nicht auch die einzelnen 
Stabsstellen zu einer neuen Organisationseinheit unter 
dem Oberbegriff Chancengleichheit umstrukturiert wer-
den?  
 
Der Stuttgarter Weg besteht derzeit darin, die Vernet-
zung der verschiedenen Strategien zur Förderung von 
Chancengerechtigkeit und Vielfalt in Form von hand-
lungsfeldbezogenen Steuerungskreisen zu bündeln - 
wie zum Beispiel im Rahmen der Stuttgarter Bildungs-
partnerschaft. Durch den Aufbau eines städtischen 
Kompetenzzentrums und die Einrichtung einen kom-
munalen Qualitätsentwicklungsfonds für pädagogische 
Verbünde von Kindertageseinrichtungen und Schulen 
soll ab 2008 der Bildungserfolg aller Kinder erhöht 
werden. Durch die Einbindung des Integrationsbeauf-
tragten in diesen Prozess wird die Migrantenperspekti-
ve sichergestellt. Der Ansatz einer individuell ausgerich-
teten Bildungsförderung in Verbindung mit der Quali-
tätsentwicklung der vorschulischen und schulischen 
Bildungsprogramme ist jedoch kein migrantenspezifi-
sches Förderprogramm, sondern eines, das nur funkti-
onieren kann, wenn es alle Kinder (Mädchen und Jun-
gen mit und ohne Migrationshintergrund) unter Berück-
sichtigung der unterschiedlichen Lebenslagen und 
Talente dieser Kinder im Sinne der Chancengerechtig-
keit auch tatsächlich wirksam unterstützt. Dies impliziert 
ein vorurteilsbewusstes Handeln der pädagogischen 
Fachkräfte (Anti-Bias) und neue Arbeitsformen in den 
Bildungseinrichtungen als Lernorte der Vielfalt. Interkul-
turelle Kompetenz ist ein Teilbereich des Qualitätsma-
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nagements im Rahmen des neuen Diversity-Ansatzes, 
der zugleich auch ein Antidiskriminierungsansatz ist. 
 
Integrierte Fördersysteme, die individuell und ganzheit-
lich ausgerichtet sind (und somit auch interkulturell), wie 
beispielsweise der flächendeckende Umbau der Stutt-
garter Kindertageseinrichtungen von Betreuungs- zu 
Bildungseinrichtungen, sind außerdem wirtschaftlich 
effizienter als Sonderprogramme für MigrantInnen (um 
auf das schwäbische Nützlichkeitsdenken zurückzu-
kommen). Migrantenspezifische Förderprogramme wer-
den vor allem als befristete Modellprojekte aufgelegt 
uand verstärken in ihrer Außenwirkung indirekt die oben 
kurz skizzierte Einstellung gegenüber MigrantInnen als 
Menschen mit Defiziten, die es zu fördern gilt (bzw. zu 
sanktionieren, wenn sie nicht Deutsch lernen).  
 
Der Stuttgarter Diversity-Ansatz geht davon aus, dass 
es auch und vor allem in der Verantwortung der Bil-
dungseinrichtungen selbst liegt, ob die Migranten ihre 
Lernpotenziale entfalten und ob deren migrationsbe-
dingte oder soziale Benachteiligungen im Bildungsver-
lauf  beseitigt werden. Vergleichbare Ansätze gelten 
auch für andere Handlungsfelder wie Jugendhilfe, Ge-
sundheit oder Arbeitsförderung. Die interkulturelle 
Kompetenz der Einrichtungen und die interkulturelle 
Qualität ihrer Angebote fördern die Integrationskompe-
tenz und die Eigenverantwortung der Menschen mit und 
ohne Migrationshintergrund, die diese Dienste in An-
spruch nehmen.  
 
Die Darstellung des Stuttgarter Ansatzes könnte den 
Eindruck erwecken, dass wir ein herausragendes Mo-
dellbeispiel für andere deutsche Städte sind. Der Stand 
der tatsächlichen Umsetzung in der Praxis ist jedoch je 
nach Ressort sehr unterschiedlich entwickelt. Dies ist 
weniger ein Ausdruck von fehlenden Konzepten und 
Strategien als eine Frage des Engagements von ver-
antwortlichen Personen in den jeweiligen Ressorts, 
insbesondere auf der Leitungsebene. Ob Integrations- 
oder Diversitätspolitik - erfolgreiche Entwicklungen hän-
gen im hohen Maße davon ab, ob Einzelpersonen und 
Kooperationsnetzwerke den hier skizzierten Paradig-
menwechsel verinnerlichen und die Eigenmotivation 
aufbringen, die notwendigen Veränderungsprozesse in 
ihrem Tätigkeitsbereich aktiv zu gestalten anstatt nur zu 
verwalten. Der Erfolg der Stuttgarter Integrationspolitik 
liegt auch darin, dass in den letzten Jahren eine Viel-
zahl von produktiven Netzwerken entstanden sind, die 
trotz der Divergenz von Interessen einzelner Träger in 
der Lage und bereit sind, am großen Projekt "Interkultu-
relle und sozial gerechte Stadtgesellschaft" mitzuarbei-
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ten. Eine konsistente gesamtstädtische Diversitätspoli-
tik, die zugleich eine wirksame Antidiskriminierungspoli-
tik ist, ist als die große Zukunftsaufgabe der Kommu-
nalpolitik erkannt, derzeit jedoch nur ansatzweise ent-
wickelt. 
 
 
Gari Pavkovic ist seit 2001 Leiter der Stabsabteilung 
für Integrationspolitik der Stadt Stuttgart. Der gebürtige 
Kroate ist 1969 mit seinen Eltern eingewandert. Er 
studierte Psychologie und engagierte sich in vielen 
Integrationsprojekten. 
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Helga Nagel 
Diversity in der Integrationspolitik der Stadt Frankfurt am Main 

 

 
„Europe is very much like a mosaic: close-up it is a 
patchwork of different ways of life, different religions, 
and different histories. But seen from a distance, it is 
‘Europe’“, sagt Jan Figel, EU-Kommissar für allgemeine 
und berufliche Bildung, Kultur und Jugend, in einem 
Beitrag anlässlich des Europäischen Jahrs des Interkul-
turellen Dialogs. „Bunt, schön – Frankfurt“, das war das 
Motto der diesjährigen Parade der Kulturen. 
 
In beiden Zitaten spiegelt sich die Vorstellung von Viel-
falt in Einheit, die im realpolitischen Mainstream, sei es 
auf EU- oder kommunaler Ebene, zwar (noch) eher 
Visionen oder Sehnsüchten gleicht, aber zugleich das 
fortgeschrittene Bewusstsein für die Veränderungen 
Europas und insbesondere seiner großen Städte durch 
Einwanderung repräsentiert.  
 
Wie tiefgreifend eine Stadt wie Frankfurt am Main sich 
im Laufe der letzten Jahrzehnte verändert hat, zeigt ein 
Blick auf die Demographie: Ca. 40% der EinwohnerIn-
nen haben einen Migrationshintergrund. Der Anteil 
steigt. Zwei Drittel der 2006 geborenen Frankfurter 
Babys sind deutsche Staatsbürger mit einer zweiten 
oder dritten Staatsbürgerschaft, die sie von ihren Eltern 
geerbt haben. Das bedeutet, dass in absehbarer Zu-
kunft die Mehrheit der Frankfurter Bevölkerung einen 
multikulturellen Hintergrund haben wird.  
 
Einen Hinweis auf die religiöse Pluralisierung gibt eine 
Statistik, die die Religionszugehörigkeit von Grundschü-
lern erfasst. Danach sind 19,68% der Schülerinnen und 
Schüler evangelisch, 22% katholisch, 20,5% islamisch, 
9,09% sonstiger Glaubenszugehörigkeit (buddhistisch, 
hinduistisch etc.) und 29,17% haben kein Bekenntnis. 
In der Stadt haben sich zudem über 150 religiöse Ein-
wanderergemeinden niedergelassen. Angesichts dieser 
Zahlen wird klar, dass die traditionelle Integrationspolitik 
mit ihrer impliziten Idee der Mehrheitsgesellschaft nicht 
mehr funktionieren kann, wo die Mehrheitsverhältnisse 
zerbrechen.  

 

Die veränderte Stadt und Diversity – Frankfurt 
für alle 
Die veränderte Stadt ist durch eine Vielzahl von sich 
überlappenden und fließenden Formen der Zugehörig-
keit geprägt, die sich insbesondere in der zweiten und 
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dritten Zuwanderergeneration entwickeln und in denen 
Platz für mehrere kulturelle Bezugspunkte ist. Beste-
hende Integrationsansätze geraten hier in eine Legiti-
mationskrise, weil die „klassischen“ Zielgruppen zerfal-
len und das Defizit- und Problemdenken der bildungs- 
und einkommensmäßig ausdifferenzierten Bevölkerung 
mit Migrationshintergrund nicht mehr entspricht.  
 
Hier ist es nötig, Bedingungen zu schaffen, unter denen 
EinwandererInnen sichtbar werden und mit ihrem Le-
bensmittelpunkt und Wohnort Identifikationen entwi-
ckeln. Veränderung der Kommune unter Einwande-
rungsbedingungen heißt vor allem, Beteiligungs- und 
Unterstützungsstrukturen zu etablieren und Angebots-
formen und Zugangswege zu den kommunalen und mit 
der Kommune verbundenen Einrichtungen auch an der 
veränderten Bevölkerungszusammensetzung auszu-
richten. Es heißt, die Perspektive zu wechseln und den 
Umgang mit der durch Zuwanderung entstandenen 
neuen Vielfalt zu lernen. Wir reden hier also von der 
Offenheit der Aufnahmegesellschaft für Veränderungs-
prozesse, die sie selber betreffen, will heißen, wir müs-
sen uns fragen, wie sich Einwanderung, Internationalität 
bzw. Multikulturalität in den Angeboten für die Bürgerin-
nen und Bürger der Stadt selber spiegeln. Die zentrale 
Frage lautet nicht mehr, wie MigrantInnen die Anpas-
sung an die Aufnahmegesellschaft erleichtert werden 
kann, sondern sie lautet, wie in einer durch Migration 
demographisch stark veränderten Stadt die Kommune 
und die lokale Politik den Bedürfnissen einer ethnisch 
vielfältigen Bürgerschaft entsprechen kann.  
 
EinwandererInnen sind danach nicht primär Zielgruppe 
von sozialpolitischen Maßnahmen, sondern zunächst 
Bürgerinnen und Bürger ihrer Stadt. Die so orientierte 
Stadt versteht auch, dass die Stadtgesellschaft vom 
multiethnischen Hintergrund eines unweigerlich größer 
werdenden Teils der Einwohnerschaft geprägt ist und 
die in der Stadt vorhandene Vielfalt eine enorme kultu-
relle und wirtschaftliche Ressource darstellt. Sie er-
kennt folglich, dass sie selbst, als politisches Gemein-
wesen und Administration gefordert ist, sich auf den 
Wandel in der Stadt einzustellen und sich zu verändern.  
 
Der öffentliche Diskurs hat das Thema „Diversity policy 
– Politiken der Vielfalt“ noch nicht wirklich aufgenom-
men, sieht man einmal von den Einsprüchen der Orga-
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nisationen und Interessengruppen von EinwandererIn-
nen und ExpertInnen ab. Der gängige Integrationsbeg-
riff ist verengt auf die nationalstaatliche Perspektive und 
entkoppelt von den globalen Zusammenhängen in 
Wirtschaft und Kultur. So bleiben die transnationalen 
Lebenswelten und Netzwerke, die den Alltag von Ein-
wanderern prägen, als wesentlicher Teil des internatio-
nalen Frankfurt weitgehend verborgen. Das globale 
Frankfurt beschränkt seine Repräsentation bisher auf 
den Aspekt der Ökonomie. Der weltstädtische Alltag, 
buchstäblich „a world in a city“, bleibt in den öffentlichen 
Repräsentationen der Stadt ein Einsprengsel und ist 
doch beliebtes Aushängeschild fürs multikulturelle 
Image.  

 

 

                                                           
1 Claus Leggewie, Multikulti - Spielregeln für die Vielvölker-
republik, Berlin 1990 
Das „Frankfurter Modell“ 
Das Amt für multikulturelle Angelegenheiten, 1989 
gegründet, ist zentraler Akteur und Repräsentant des 
multikulturellen Frankfurt. Wer über Frankfurt, Einwan-
derung und Integration redet, verbindet damit die Ein-
richtung von Dezernat und Amt für multikulturelle Ange-
legenheiten und den Namen des ersten Dezernenten 
für multikulturelle Angelegenheiten, Daniel Cohn-
Bendit. Die Einrichtung des Amts war bis 1995 geprägt 
vom permanenten Rechtfertigungsdruck innerhalb der 
Stadt und erfuhr zugleich eine hohe öffentliche Auf-
merksamkeit sowohl national als auch international. In 
Erinnerung bleiben gewiss die emotional geführten 
ideologischen Schlachten um den Namensbestandteil 
„multikulturell“, die im Verständnis des Dezernenten 
und des angeschlossenen Amts den Bevölkerungs-
wandel symbolisieren sollten und gleichzeitig Identifika-
tion für alle Frankfurterinnen und Frankfurter - gleich 
welcher Herkunft - bieten sollten, aber keinerlei pro-
grammatischen Anspruch formulierten. Im Rückblick 
war dies klug und weitsichtig.  
 
In Zeiten, in denen Kommunen allenfalls Ausländerbe-
auftragte beriefen, leistete sich Frankfurt ein Amt für 
multikulturelle Angelegenheiten, zu dessen Philosophie 
es gehörte, Koordinator und Moderator von durch Ein-
wanderung entstandenen Veränderungsprozessen zu 
sein und dessen Adressat die gesamte Stadtbevölke-
rung war und ist. Und selbst die Wahl des Namens 
ließe sich mit ein bisschen Phantasie als früher Hinweis 
auf Diversität interpretieren. Dies hat dennoch nicht 
vollständig vor dem Dilemma bewahrt, dass das Amt 
einseitig als für die „Probleme“ der Einwanderer zu-
ständige Stelle wahrgenommen wurde und so auch der 
unerwünschte Effekt entsteht, dass Einwanderer und 
ihre Familien im kommunalpolitischen Diskurs eher als 
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Objekt staatlicher Fürsorge denn als Bürgerinnen und 
Bürger der Stadt gesehen werden.  
 
In diesem Kontext sind in den vergangenen Jahren 
durch Überzeugungsarbeit, Hartnäckigkeit und geduldi-
ges Netzwerken, sozusagen unter der Hand, zahlreiche 
Initiativen und Maßnahmen entstanden, die unter diver-
sity policies rubriziert werden können. Vieles, was sich 
im Feld der Frankfurter Stadtpolitik und Stadtverwaltung 
entwickelt hat, folgte dem Handlungsmuster „pragmati-
sches Improvisieren“, häufig gerahmt durch Beschlüsse 
der Stadtverordnetenversammlung, die der Magistrat 
gehalten ist umzusetzen.  
 
Vieles verdankt sich aber sicherlich auch dem histori-
schen Vorteil Frankfurts, nämlich der vergleichsweise 
frühen realistischen Wende der Frankfurter Integrati-
onspolitik mit der Einrichtung des Dezernats und Amts 
für multikulturelle Angelegenheiten vor annähernd 20 
Jahren, der jahrelangen Offensive des Lächelns in alle 
Richtungen und der auf Änderung der Spielregeln ab-
zielenden Initiativen des „underdogs“ unter den Dezer-
naten (so beschrieb es Claus Leggewie1), die auf lange 
Sicht eine Klimaänderung und fachliche Anerkennung 
bewirkt haben. Weitsichtig war es, die Öffentlichkeitsar-
beit und Themen wie Antidiskriminierung, Vereinsbera-
tung und Vereinsförderung und Religion bereits zu 
Beginn der Arbeit als wichtige Handlungsfelder zu er-
kennen und zu bearbeiten. Die in nahezu 20 Jahren 
gewachsenen Beratungs- und Kommunikationsstruktu-
ren zwischen der Stadt, den Vereinen und den religiö-
sen Zuwanderergemeinden sind in der Tat beispielhaft. 
Unterstrichen wurde dies vor wenigen Jahren durch 
einen Stadtverordnetenbeschluss, demzufolge dem 
Amt die zentrale Koordinationsfunktion bei Bauvorha-
ben religiöser Gemeinden obliegt. Religion und Migran-
tenorganisationen sind übrigens in der nationalen Integ-
rationsdebatte neben der Deutsch- und Sprachförde-
rung die wichtigen Themen.  
Vom Ende der Integrationspolitik im Blindflug 
Mittlerweile ist es state-of-the-art, Grundlagen und 
Instrumente für eine ressortübergreifende kommunale 
Integrations- und Diversitätspolitik zu entwickeln. Dazu 
werden derzeit seitens des Amts für multikulturelle 
Angelegenheiten verschiedene Instrumente erarbeitet, 
die Grundlage einer konsistenten Strategie und verbind-
lichen politischen Ausrichtung sind und die Zeiten einer 
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Integrationspolitik im Blindflug beenden sollen. Hierzu 
gehören die Fortschreibung der Studie „Evaluation von 
Integrationsprozessen in Frankfurt am Main“2, eine 
Erhebung und Auswertung der kommunalen Integrati-
ons- und interkulturellen Angebote3, der Aufbau eines 
Monitoringssystems zur Beobachtung und Evaluation 
der Integration und die Erarbeitung eines Integrations- 
und Diversitätskonzepts in einem partizipativen Pro-
zess. 
 
Frankfurt gehört zu den deutschen Städten, die neben 
Stuttgart und Arnsberg Mitglied des europäischen Städ-
tenetzwerks „Cities for Local Integration Policy (CLIP) 
sind. Als methodische Grundlage zur Verbesserung der 
Strategien und Verfahren der kommunalen Integrati-
onspolitik werden Fallstudien bereitgestellt, die in enger 
Zusammenarbeit zwischen den Städten und Experten 
namhafter europäischer Migrationsforschungsinstitute 
aus Bamberg, Oxford, Wien, Liège und Amsterdam 
erarbeitet werden. Und es fügt sich glücklich, dass just 
die Fallstudie „Diversity Policy in Employment and Ser-
vice Provision“4 und der Overview-Report, der die Er-
gebnisse und Schlussfolgerungen der 25 Städteberich-
te präsentiert5, seit kurzem vorliegen.  
 
Die Fallstudie über Frankfurt gibt einen ausführlichen 
Überblick über die Vielzahl der personalpolitischen 
Maßnahmen und die Anpassung der Dienstleistungen 
an die Bedürfnisse der heterogener gewordenen Bevöl-
kerung. Frankfurt hat entschieden, ein differenziertes 
Monitoringsystem zu etablieren und Indikatoren zu 
definieren, die Bildungsstand, Beschäftigung und Ab-
hängigkeit von staatlichen Transferleistungen abbilden, 
um die Weiterentwicklung der Dienstleistungen und 
künftige Maßnahmen zu planen. Eine Berichterstattung 
über spezielle Angebote für Einwanderer existiert be-
reits und das Personalamt erhebt und veröffentlicht die 
Zahl der Beschäftigten mit Migrationshintergrund in den 
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Ämtern und die Zahl der Bewerber für Ausbildungsplät-
ze in der Stadtverwaltung. Hervorzuheben sind die 
besonderen Anstrengungen der städtischen Rhein-Main 
Jobcenter GmbH, der Frankfurter Arge zur Umsetzung 
des SGBII, die Diversität als strategischen Ansatz der 
Organisation definiert und umsetzt.  
                                                           
2 Beauftragt ist das Europäische Forum für Migrationsstu-
dien (efms) an der Universität Bamberg. Die Studie wird im 
August 2008 vorliegen. 
3 Sie wird vom Institut für Wirtschaft, Arbeit und Kultur 
(IWAK) an der Johann Wolfgang Goethe-Universität 
durchgeführt. 
4 Doris Lüken-Klaßen (european forum for migration stud-
ies – efms – Universität Bamberg), Case study on Diversity 
Policy in Employment and Service Provision Frankfurt, 
Germany  © European Foundation for the Improvement of 
Living and Working Conditions, Dublin. Die Fallstudie kann 
über das Amt für multikulturelle Angelegenheiten bezogen 
werden. 
5 Sarah Spencer (Center on Migration, Policy and Society 
– COMPAS – University of Oxford) Equality and Diversity 
in Jobs and Services: Policies for Migrants in European 
Cities © European Foundation for the Improvement of 
Living and Working Conditions, Dublin 
Politik der Vielfalt, Gleichstellungspolitik und 
Antidiskriminierung 
Medium des strukturierten Lernprozesses, der kriti-
schen Reflexion der Konzepte, der Terminologie, der 
Definitionen und der europapolitischen Kontextualisie-
rung ist jedoch der Overview-Report, auf den ich mich 
im Folgenden stütze.  
 
Städtische Verwaltungen sind wichtige Arbeitgeber und 
Dienstleister. Dennoch haben die wenigsten Städte 
diese Rolle bisher analysiert. Der Gebrauch unter-
schiedlicher Termini im gleichen Maßnahmen- und 
Handlungsspektrum ist eher ein Zeichen dafür, dass 
Bedeutungen unklar sind und die Begriffe unscharf, als 
ein Verweis auf unterschiedliche Ziele. Unter Diversity 
Management versteht die Europäische Kommission das 
„Verständnis dafür, wie die Unterschiede und Ähnlich-
keiten von Menschen individuell, organisatorisch und 
gesamtgesellschaftlich genutzt werden können.“6 Be-
gründung dafür ist die Verbesserung der organisatori-
schen Wettbewerbsfähigkeit und Effizienz und der 
Grundgedanke der Förderung eines Klimas der Wert-
schätzung von Vielfalt. 
 
Diversity Management ist vor allem mit dem Privatsek-
tor7 verbunden, wird aber auch auf städtischer Ebene 
adaptiert, um Nutzen zu ziehen aus unterschiedlichen 
Erfahrungen und Sprachkenntnissen und die Kreativität 
und Innovationskraft der Stadt zu betonen. Ein Vorteil 
dieses Ansatzes ist, dass er als positiv und inklusiv 
empfunden wird. Diversity Management kann notwen-
dig sein, um innerhalb der vielfältigen Belegschaft Ver-
trauen zu bilden und Kommunikationsbarrieren zu ü-
berwinden. Allerdings kann eine Strategie, die sich 
ausschließlich auf die Aspekte Nutzen und Kosten 
fokussiert aus dem Auge verlieren, dass Beschäftigte 
und NutzerInnen von Dienstleistungen ein fundamenta-
les Recht auf Nicht-Diskriminierung haben, unabhängig 
davon, ob Vielfalt als Nutzen oder Bereicherung be-
                                                           
6 Plan d’action fédéral 2005-2007 pour valoriser la diver-
sité, S. 7 
7 Für den die Europäische Kommission Richtlinien publi-
ziert hat: The Business Case for Diversity: Good Practices 
in the Workplace (2005) 
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trachtet wird. Folgt man diesem Gedanken, dann müs-
sen sich Politiken der Vielfalt und der Gleichheit ergän-
zen, dann ist eine Verbindung von Diversity Manage-
ment mit Gleichstellungspolitik und Antidiskriminie-
rungsmaßnahmen wünschenswert und notwendig.  
 
In der Praxis ist es wegen der unscharfen Verwendung 
der Begriffe schwierig zu entscheiden, mit welchem 
Ansatz sich eine Stadt dem Thema Vielfalt nähert. Die 
Akzentsetzung spiegelt sich aber letztlich in der Darstel-
lung der Strategie. Wo es das Ziel ist, Chancengleich-
heit sicherzustellen, geht die Strategie über Verfahren 
zur Vermeidung von Diskriminierung hinaus. Während 
eine Antidiskriminierungspolitik jeden in gleicher Weise 
behandelt, ungeachtet der etwaigen Ungleichheit des 
Ergebnisses, anerkennt eine Gleichbehandlungspolitik, 
dass unterschiedliche Menschen in mancher Beziehung 
unterschiedlich behandelt werden müssen, um echte 
Chancengleichheit herzustellen. Eine Gleichbehand-
lungsstrategie versucht daher Barrieren zu identifizieren 
und abzubauen.  

 

Vom Nutzen der europäischen Einbindung 
nationaler und kommunaler Politik der Vielfalt 
Selbstverständlich rahmen nationale Politiken die städ-
tische Politik. Der deutsche Diskurs behandelt diese 
Fragen unter der Überschrift „Integrationspolitik“, inner-
halb der die Gewichtung auf Diversity Management 
liegen kann. Integration ist dabei kein alternativer Zu-
gang, sondern der große Rahmen, der breitere soziale 
und ökonomische Zielsetzungen umfasst.  
 
Die Bundesrepublik Deutschland hat trotz ihrer langen 
Einwanderungsgeschichte erst 2006 das Allgemeine 
Gleichstellungsgesetz (AGG) verabschiedet und sich 
bis dahin auf den Gleichheitsparagraphen des Grund-
gesetzes verlassen. Der potentielle Wert der Vielfalt 
und die Notwendigkeit, effektiv damit umzugehen, wur-
den dennoch zunehmend wichtig. Dies belegt die bun-
desweite Initiative „Charta der Vielfalt“ – auch Frankfurt 
gehört zu den Unterzeichnern –, die große Unterneh-
men ermutigt und motiviert, Vielfalt als Ressource an-
zuerkennen und zu achten.  
 
Die nationalen Politiken sind gleichzeitig aber durch den 
europäischen Rahmen geprägt. Die Politik der EU und 
des Europarats, die ein beachtliches Gewicht auf 
Gleichheit, Diversität und Integration legen, haben in 
vielerlei Hinsicht die Politiken auf städtischer Ebene 
inspiriert und vorangetrieben. Gleichzeitig dokumentie-
ren zahlreiche Berichte und Studien die Schwierigkeit, 
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als Einwanderer angemessene Arbeit und Dienstleis-
tungen zu bekommen. Daraus kann man schlussfol-
gern, dass die Beschäftigung von EinwandererInnen in 
der Stadtverwaltung und der Abbau von Zugangsbarrie-
ren zu Dienstleistungen Politikfelder sind, denen eine 
höhere Priorität innerhalb von Integrations- und Diversi-
tätsstrategien gebührt.  
 
Vor allem sollten die Städte aber von der amtlichen 
Orientierungshilfe der Europäischen Kommission profi-
tieren und terminologische Klarheit herstellen, d.h. bei 
den Zielen unterscheiden zwischen Gleichbehand-
lungspolitik und Diversity Management, um die Stärken 
und Grenzen ihres gewählten Ansatzes besser zu er-
kennen. So ließe sich auch erkennen und erklären, 
warum beim ausschließlichen Fokus auf den Nutzen 
von Vielfalt die Herausforderung, die eine Politik der 
Vielfalt bedeutet, genauso aus dem Blickfeld gerät wie 
die Grundrechte des Individuums auf Gleichbehand-
lung.  
 
Hilfreich wäre zudem Orientierungshilfe von der Kom-
mission bezogen auf die Rechtsforderungen und Be-
schränkungen durch EU-Recht, um die nötige Klarheit 
herzustellen, z. B. wann positive action angemessen ist, 
unter welchen Bedingungen positive Diskriminierung 
gesetzmäßig sein kann oder in welchem Umfang Ver-
träge mit externen Anbietern Anforderungen zu Diversi-
ty und Gleichbehandlungsstandards enthalten können 
ohne EU-Regelungen zu verletzen. 
 
 
Helga Nagel ist Leiterin des Amtes für multikulturelle 
Angelegenheiten der Stadt Frankfurt am Main. 
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Ayse Özbabacan 
Europas Städte auf dem Weg zu einer Politik der Vielfalt - 
Das Europäische Städtenetzwerk CLIP 

 
 

Europäische Städte, insbesondere die wirtschaftsstar-
ken Metropolregionen, sind Magneten für Zuwanderer 
aus aller Welt. Diese Städte verfügen über eine große 
Erfahrung, wie eine sprachlich, kulturell und religiös 
zunehmend heterogene Bevölkerung vor Ort erfolgreich 
integriert werden kann. Insoweit sind gerade auch die 
Städte die wichtigsten Kompetenzzentren, wenn es 
darum geht, erfolgreiche Strategien für die Integration 
und Partizipation von Zuwanderern und ethnischen 
Minderheiten in die jeweilige Aufnahmegesellschaft zu 
entwickeln und zu integrieren. Diese Erkenntnis verbin-
det sich aufs Beste mit der Lissabon-Strategie der EU. 
 
Gleichzeitig sind Städte und Gemeinden aber auch 
diejenigen, die den Preis für fehlgeschlagene Integrati-
onsprozesse zu zahlen haben - und das, obwohl sie die 
Zuwanderungsströme nicht selbst regulieren können 
und in allen Zuwanderungsfragen vom nationalen Recht 
abhängig sind. Europäische Städte und Gemeinden 
sind deshalb nachdrücklich an erfolgreichen kommuna-
len Integrationspraktiken interessiert, wobei die Frage 
wie die kulturelle Vielfalt in Europa weiterhin gefördert, 
geschützt und gestärkt werden kann, damit möglichst 
viele Menschen an ihr teilhaben können im Mittelpunkt 
der Bestrebungen steht.  

 

Ansätze einer europäischen Integrationspolitik 
Die Europäische Kommission hat sich in ihrem Strate-
giepapier von 2003 für die Notwendigkeit eines EU-
weiten Ansatzes für die Integrationspolitik ausgespro-
chen. Die Mitgliedstaaten werden darin aufgefordert, 
sich verstärkt um die Integration von Einwanderern zu 
bemühen, um das friedliche Miteinander in einem durch 
Globalisierung und Migration bestimmten und von kultu-
reller Vielfalt geprägten Europa zu sichern. Es wird 
auch betont, dass Zuwanderung in der EU künftig ver-
mehrt gebraucht wird, um Arbeitsmarktengpässe und 
Fachkräftemangel zu beheben, da ohne wirksamere 
politische Maßnahmen die Einwanderer weder ihr Po-
tential voll entfalten noch zur wirtschaftlichen Entwick-
lung beitragen können.  
 
Aufgabe der EU sei es daher nicht nur, besser für die 
volle Erwerbsbeteiligung der MigrantInnen zu sorgen, 
sondern auch für ihre Einbindung in das kulturelle, 
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soziale und gesellschaftliche Geschehen.  
 
Mit der Ausrufung der Jahre 2007 zum "Europäischen 
Jahr der Chancengleichheit" und 2008 zum "Europä-
ischen Jahr des interkulturellen Dialogs" ist dafür ein 
wichtiges Zeichen gesetzt worden. Dieser Ansatz über 
die Bedeutung und Notwendigkeit einer gemeinschaftli-
chen Integrationspolitik der Europäischen Union schlägt 
sich in mehreren Rechtsakten, Initiativen und Förder-
programmen nieder (Antidiskriminierungsrichtlinien, 
Haager Programm, Ratsbeschlüsse, Integrationsagen-
da, Integrationshandbuch, INTI, EIF, EFF, ESF etc.) 
und zeigt, dass ein gemeinsames Verständnis von 
Integration von Drittstaatsangehörigen auf europäischer 
Ebene erforderlich ist und gemeinsam vorangetrieben 
werden muss. Trotz dieser zahlreichen Bemühungen 
der europäischen Institutionen zu einem Erfahrungs- 
und Informationsaustausch im Integrationsbereich be-
sitzt die Europäische Union jedoch in der Migrationspo-
litik - entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip - gegen-
über den Nationalstaaten, Ländern und Kommunen nur 
begrenzte Kompetenzen, die sie erst in den letzten 
zehn Jahren nach und nach gewonnen hat.  
 
Auch berücksichtigen europäische und nationale Ge-
setze und Förderprogramme zur Integration von 
MigrantInnen bisher zu wenig das Erfahrungswissen, 
das auf kommunaler Ebene vorhanden ist. Ein Problem 
seitens der Kommunen dabei ist, dass die meisten 
Städte kein systematisiertes Berichtswesen aufgebaut 
haben, das den Stand der Integration und die Praxiser-
fahrungen auf lokaler Ebene hinreichend dokumentiert. 
Deshalb ist die Entwicklung von standardisierten Moni-
torings und von Wirkungsanalysen bei durchgeführten 
Programmen für die Integrationsarbeit in den Städten 
von hoher Bedeutung. 
 

CLIP - Ein neuer Ansatz 
Die Landeshauptstadt Stuttgart, der Kongress der Ge-
meinden und Regionen des Europarats und die 
Europäische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- 
und Arbeitsbedingungen haben daher am 2. Mai 2006 
nach einer langjährigen Vorbereitung und dem Kon-
gress "Integration und Partizipation von Migranten in 
den Städten Europas" ein europäisches Städtenetzwerk 
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für die kommunale Integrationspolitik von MigrantInnen 
"Cities for Local Integration Policy of Migrants" ins Le-
ben gerufen, um den gemeinsamen Erfahrungsaus-
tausch über erfolgreiche Integrationsstrategien auf 
europäischer Ebene voranzubringen.  
 

Arbeitsweise des CLIP-Netzwerks 
Das CLIP-Netzwerk besteht derzeit aus etwa 30 Städ-
ten aus 18 Ländern. Neben großen und mittleren Städ-
ten der EU, die ausgewiesene Erfahrungen in der Integ-
rationspolitik haben, sind ebenso kleinere Städte und 
Städte mit besonderem Entwicklungsbedarf außerhalb 
der EU-Grenzen wie etwa die Städte Izmir und Zagreb 
beteiligt.  
 
Das Netzwerk prüft in Zusammenarbeit mit einem wis-
senschaftlichen Beirat des Excellenznetzwerkes 
IMISCOE, wie sich die Strategien und Verfahrenswei-
sen für die Integration von MigrantInnen auf kommuna-
ler Ebene verbessern lassen. Diesem Beirat gehören 
das Europäische Forum für Migrationsstudien Universi-
tät Bamberg (efms), das Centre on Migration Policy in 
Society der Universität Oxford (COMPAS), das Institut 
für Migration und Ethnische Studien Universität Ams-
terdam (IMES), die Österreichische Akademie der Wis-
senschaften (IRS) und das Zentrum für Ethnische Stu-
dien und Migration der Universität Lüttich (CEDEM) an. 
 
Als methodische Grundlage dienen Fallstudien, die in 
Zusammenarbeit zwischen den Städten und dem wis-
senschaftlichen Beirat bereitgestellt werden. Die Bear-
beitung von Fragebögen und ein anschließender mehr-
tägiger Vor-Ort-Besuch der WissenschaftlerInnen ver-
stärken die Zusammenarbeit zwischen den Städten und 
innerhalb der Städte zwischen den verschiedenen Äm-
tern. Die Europäische Stiftung zur Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen trägt die Kosten für 
die wissenschaftliche Begleitung des Netzwerks in 2007 
und 2008. 
 
Schon früher hat es Untersuchungen zu verschiedenen 
Teilbereichen der Integrationsarbeit im europäischen 
Städtevergleich gegeben, die im Rahmen von diversen 
europäischen Projekten durchgeführt worden sind. Die 
Ergebnisse dieser Untersuchungen finden jedoch bis-
her zu wenig Eingang in die integrationspolitischen 
Konzepte und die praktische Umsetzung vor Ort, da 
das Verbindungsglied im Sinne einer systematisch 
ausgerichteten und langfristig angelegten Vernetzungs-
strategie zwischen Wissenschaft, kommunaler Praxis 
und Politik nicht existierte. 
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Auch fehlte bislang ein institutionalisierter und somit 
kontinuierlicher Informationstransfer erfolgreicher Lö-
sungsansätze der Kommunen an die Entscheidungs-
träger auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene. Die aus 
der kommunalen Praxis gewonnenen Erfahrungen 
müssen auch in entsprechende integrationspolitische 
Konzepte und Handlungsempfehlungen "übersetzt" 
werden, damit sie die politischen Entscheidungsträger 
gezielt erreichen. 
 

Was ist das Neue an diesem europäischen 
Städtenetzwerk? 
Mit der Gründung von CLIP ist ein Netzwerk geschaffen 
worden, dessen einzigartiger Charakter durch die Zu-
sammenführung zweier Aktivitäten, nämlich Austausch 
zwischen den öffentlichen Verwaltungen und begleiten-
de politische Aktionsforschung bestimmt wird. So las-
sen sich die oben beschriebenen Herausforderungen 
durch Anwendung eines wissenschaftlich fundierten 
Peer-Review-Verfahrens im neu geschaffenen Netz-
werk innovativ meistern. Durch den strukturierten Erfah-
rungsaustausch soll das Projekt die kommunalen Be-
hörden befähigen, voneinander zu lernen, und eine 
wirksamere Integrationspolitik für MigrantInnen fördern. 
Mit ihren innovativen Konzepten für die kommunale 
Integrationspolitik werden diese Analysen außerdem 
europaweit einen nützlichen Beitrag zur politischen 
Debatte leisten. 
 

Ziele des CLIP-Netzwerks 

• Sammlung und Analyse innovativer Strategien und 
erfolgreicher Umsetzungsversuche auf kommunaler 
Ebene.  

• Unterstützung des Erfahrungsaustausches zwischen 
den Städten und Förderung eines Lernprozesses im 
Städtenetzwerk (Benchmarking und Peer-Review-
Verfahren).  

• Bewertung der Funktion von Unternehmen, Sozial-
partnerInnen, religiösen Vereinigungen, Nichtregie-
rungs- und Freiwilligenorganisationen bei der Unter-
stützung erfolgreicher Integrationsstrategien auf 
kommunaler Ebene.  

• Objektive Bewertung der derzeitigen Praktiken und 
Initiativen sowie Erörterung ihrer Übertragbarkeit.  

• Information anderer europäischer Städte über erfolg-
reiche Lösungsansätze und Entwicklung von Leitli-
nien für erfolgreiche Lösungsansätze, um Städten zu 
helfen, den Herausforderungen der Integration von 
Migranten effektiver zu begegnen.  

• Unterstützung der Weiterentwicklung einer europäi-
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schen Integrationspolitik durch die Kommunikation 
politisch relevanter Erfahrungen und Ergebnisse an 
folgende Einrichtungen: Europäische Organisationen 
von Städten sowie von kommunalen und regionalen 
Behörden, europäische und nationale Organisatio-
nen der Sozialpartner, Europarat und die verschie-
denen Einrichtungen der Europäischen Union. 

 

Themen von CLIP 
Das Netzwerk arbeitet modular. In jedem Modul wird 
ein bestimmtes Thema behandelt, das für die Integrati-
on von MigrantInnen auf kommunaler Ebene von Be-
deutung ist: 
• Wohnen und Maßnahmen gegen ethnische und 

sozialräumliche Segregation (2006/2007)  
• Diversitätspolitik (2007/2008)  
• Interkultureller und interreligiöser Dialog (2008/2009)  
• Förderung des Unternehmertums von MigrantInnen 

(2009/ 2010) 
 
In den ersten beiden Modulen hat sich CLIP mit Fragen 
der Segregation und der Wohnbedingungen von 
MigrantInnen sowie der lokalen Diversitätspolitik ge-
genüber MigrantInnen beschäftigt. Die Ergebnisse des 
ersten Moduls, insbesondere nachhaltige Best-Practice-
Modelle, liegen bereits vor und werden einer breiteren 
Fachöffentlichkeit und den politischen Entscheidungs-
trägern auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene in Form 
von Berichten und Handlungsempfehlungen zur Verfü-
gung gestellt. Im Sommer 2008 werden auch die Er-
gebnisse des zweiten Moduls vorliegen.  
 
Anlässlich des Europäischen Jahres des interkulturellen 
Dialogs 2008 wird derzeit ein Fragebogen von CLIP 
zum interkulturellen Dialog mit Muslimen vorbereitet, 
der im Herbst 2008 von den Mitgliedsstädten bearbeitet 
werden soll. 
 
Für jedes Modul werden ein vergleichender, auf Fall-
studien gestützter Bericht und politische Empfehlungen 
erarbeitet. Außerdem werden Leitlinien für erfolgreiche 
Lösungsansätze entworfen. Alle Produkte werden auf 
der Website der Europäischen Stiftung zur Verbesse-
rung der Lebens- und Arbeitsbedingungen verfügbar 
sein; sie helfen NutzerInnen bei der Suche nach ver-
schiedenen Integrationsmaßnahmen und bei der Be-
wertung ihrer Ergebnisse. 
 

 

Organisation und Mitgliedstädte von CLIP 
Der Kongress der Gemeinden und Regionen im Euro-
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parat (KGRE), die Europäische Stiftung zur Verbesse-
rung der Lebens- und Arbeitsbedingungen, die Städte 
Stuttgart, Wien und Amsterdam bilden die Steuerungs-
gruppe von CLIP. Der Ausschuss der Regionen, der 
Rat der Gemeinden und Regionen Europas (RGRE) die 
Europäische Kommission und weitere europäische 
Gremien und Städtenetzwerke wie EUROCITIES sind 
ebenfalls eingebunden und unterstützen das Netzwerk 
ideell. Die Projektkoordination liegt bei der Europäi-
schen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Ar-
beitsbedingungen mit Sitz in Dublin und der Landes-
hauptstadt Stuttgart. Die Stuttgarter Koordination wird 
von der Robert Bosch Stiftung für zwei Jahre gefördert. 
 
VertreterInnen der Mitgliedstädte sind BürgermeisterIn-
nen sowie auf der Arbeitsebene ihre Beauftragten für 
Migration und Integration bzw. RessortchefInnen, die 
schwerpunktmäßig die Zuständigkeit für zugewanderte 
Personengruppen und/oder ethnische Minderheiten 
innehaben. Zweimal jährlich finden Arbeitstreffen statt 
(bisher Stuttgart, Dublin, Brüssel, Budapest, Barcelona, 
Brüssel und Malmö im Dezember 2008), deren Durch-
führung von der Europäischen Stiftung zur Verbesse-
rung der Lebens- und Arbeitsbedingungen gefördert 
wird.  
Nutzen für die Städte 
Die Städte profitieren von den kostenlosen und hoch-
wertigen Fallstudien sowie vom regelmäßigen Aus-
tausch mit dem Städte- und Forschungsnetzwerk. Au-
ßerdem profitieren sie vom direkten Erfahrungsaus-
tausch in längerfristig organisierten wechselseitigen 
Lernprozessen. Diese Fallstudien bilden mit dem Peer-
Review-Verfahren die Grundlage, auf der sich dann 
Leitlinien für erfolgreiche Lösungsansätze und Strate-
gien entwickeln lassen. 
 

Mitgliedstädte des CLIP-Netzwerks: 
Amsterdam (NL); Arnsberg (DE); Antwerpen (BE); 
Diputacio de Barcelona (ES); Breda (NL); Brescia (IT); 
Budapest (HU); Copenhagen (DK); Dublin (IE); Frank-
furt (DE); Istanbul (TR); Izmir (TR); Ljubljana (SV); 
Liège (BE); City of Luxembourg (LU); Matero (ES), 
Malmö (SE), Prague (CZ); Sefton (UK); Stuttgart (DE); 
Sundsvall (SE), Tallinn (ET), Terrassa (ES); Torino (IT); 
Turku (FI), Valencia (ES), Vienna (AT); Wolverhampton 
(UK) Zagreb (HR).  
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Diversity als Instrument kommunaler Integra-
tionspolitik 
Das Thema "Diversity" bzw. "Diversity Management" 
oder "Politics of Diversity" ist ein Thema, dass in den 
letzten zehn Jahren in zunehmendem Maße in der EU 
aber vor allem in Deutschland diskutiert wird. Während 
"Diversity" bzw. "Diversity Management" überwiegend 
mit der Privatwirtschaft und hier insbesondere der Un-
ternehmensphilosophie in Verbindung gebracht werden, 
hat es sich inzwischen auch auf kommunaler Ebene, in 
der Verwaltung, im Non-Profit-Bereich und den Nichtre-
gierungsorganisationen etabliert. Hier heißt der Ansatz 
"interkulturelle Öffnung" und ist ein wichtiger Bestandteil 
der Integrationspolitik geworden, die Integration als 
Standortfaktor begreift.  
 
Damit wird zum einen mehr Bürgernähe und zum ande-
ren eine KundInnenorientierung angestrebt, um den 
BürgerInnen einen gleichberechtigten und ungehinder-
ten Zugang zu Dienstleistungen zur Verfügung zustel-
len, die ihren Bedürfnissen und unterschiedlichen Le-
benslagen entsprechen.  
 
Diese neue Ausrichtung versucht den Herausforderun-
gen der Globalisierung und dem demographischen 
Wandel, nämlich dem Rückgang und der Alterung der 
Bevölkerung bei gleichzeitig steigendem Anteil von 
EinwohnerInnen mit Zuwanderungshintergrund Rech-
nung zu tragen, um im Wettbewerb um talentierte "Köp-
fe" mithalten zu können, für die ein tolerantes Umfeld 
bei der Wohnortsuche oft ein entscheidendes Kriterium 
ist. 

 

 

CLIP-Diversity Policy - Kommunale Beschäfti-
gung und kommunale Dienstleistungen 
Der Zugang zu Beschäftigung und zu kommunalen 
Dienstleistungen ist eines der Schlüsselfaktoren im 
Integrationsprozess. Kommunen sind eine der größten 
ArbeitgeberInnen und DienstleisterInnen, jedoch wurde 
ihre Rolle bisher kaum untersucht. Deshalb hat CLIP 
dieses Thema ausgewählt, um hier einen Vergleich 
zwischen den Städten und den Austausch von Erfah-
rungen und "good practice" Beispielen zu ermöglichen.  
 
25 CLIP-Städte haben im ersten Halbjahr 2007 an der 
CLIP-Studie zur Diversitätspolitik teilgenommen. Die 
Studie untersuchte die entscheidenden Dimensionen 
zur kommunalen Beschäftigungspolitik und kommuna-
len Dienstleistungen zur Integration von MigrantInnen 
und Migrationsgruppen. Die Studie konzentriert sich auf 
eine systematische Analyse der Personalpolitik (Einstel-
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lung, Ausbildungs- und Fortbildungsangebote, Beförde-
rung, Arbeitsplatzschutz und Gesundheitsschutz, Mob-
bing, Belästigung, Maßnahmen gegen Diskriminierung, 
etc.) und Zugang zu Dienstleistungen (Maßnahmen, 
mehrsprachige Broschüren, Dolmetscherdienst, 
Sprachunterricht, etc.). Schwerpunkt der Studie war es, 
neben Hintergrundinformationen über die Städte, die 
Ziele der städtischen Behörden, die Maßnahmen und 
die Vorgehensweise zur Zielerreichung zu dokumentie-
ren, dazu die Zuständigkeiten in der Kommunalverwal-
tung für Politikumsetzung und Durchführung von Maß-
nahmen in diesen Bereichen. Dabei sollten genutzte 
Verfahren zur Erfolgsmessung und die aktuellen Er-
gebnisse dargestellt und im Verhältnis zu Ergebnissen 
auf nationaler Ebene betrachtet werden.  
 
Trotz unterschiedlicher Typologie der Zuwanderung in 
den jeweiligen Mitgliedstaaten und unterschiedlicher 
Terminologien zu "Diversität" und "Vielfalt" (z.B. inter-
kulturelle Öffnung der Verwaltung, Gleichbehandlung) 
kommt das Netzwerk zur Annahme, dass es beim Di-
versity-Ansatz darum geht, die Vielfalt und Verschie-
denheit  der MigrantInnen als Potenzial und einen 
Mehrwert für die Stadtentwicklung zu akzeptieren und 
zu nutzen. In dem im Herbst 2008 erscheinenden Be-
richt "Equality and Diversity in Jobs and Services: Poli-
cies for Migrants in European Cities" werden innovative 
Strategien und deren Umsetzung auf kommunaler Ebe-
ne dargestellt, Schlüsselthemen beleuchtet und Emp-
fehlungen für EntscheidungsträgerInnen auf kommuna-
ler Ebene abgegeben. Die Empfehlungen sind als Bei-
trag zur Entwicklung von Leitlinien gedacht, um Städte 
dabei zu unterstützen, die Herausforderungen der In-
tegration von MigrantInnen in die örtliche Gemeinschaft 
wirksamer zu bewältigen. 
Best-practice Stadt Stuttgart 
Ein herausragendes Beispiel für einen Paradigmen-
wechsel im Rahmen der CLIP-Diversity-Studie ist die 
Stadt Stuttgart, die seit 2001 mit der "Interkulturellen 
Öffnung und Orientierung der Verwaltung" einen res-
sourcen-orientierten Ansatz verfolgt. 
 
Stuttgart hat mit dem "Stuttgarter Bündnis für Integrati-
on" als eine der ersten deutschen Städte bundesweit 
ihre Integrationspolitik neu ausgerichtet und ein integra-
tionspolitisches Konzept als Gesamtstrategie für die 
Verwaltung, Wirtschaft und die Bürgergesellschaft ent-
wickelt, die in der Stadt als Querschnittsaufgabe ämter- 
und ressortübergreifend verankert und fortlaufend wei-
terentwickelt werden soll. Grundgedanke ist, dass Zu-
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wanderung zwar eine Herausforderung aber zugleich 
eine Chance bedeutet, die Stadt wirtschaftlich, sozial 
und kulturell zu bereichern: Ziel ist es, allen Stuttgartern 
und Stuttgarterinnen mit oder ohne Migrationshin-
tergrund im Verbund mit kommunal-staatlichen Instituti-
onen, der freien Träger und der bürgerschaftlich enga-
gierten Vereinen eine gleichberechtigte Teilhabe am 
öffentlichen Leben zu gewährleisten.  
 
Das Thema Integration wurde zur "Chefsache" erklärt 
und hierfür eigens eine Koordinierungsstelle eingerich-
tet, die bei der obersten Verwaltungsebene, dem Ober-
bürgermeister angesiedelt ist. Ziel ist, den Anteil der 
Beschäftigten mit Migrationshintergrund in der Verwal-
tung, insbesondere in Ämtern mit direktem Bürgerservi-
ce und da auch in verantwortlichen Leitungspositionen 
zu erhöhen, um die Qualität der Dienstleistungen und 
somit auch die Integration der Neuzuwanderer zu 
verbessern und vor allem die Zusammensetzung der 
Gesellschaft in der Verwaltung widerzuspiegeln.  
 
Die Mitgliedschaft der Stadt Stuttgart im europäischen 
Städtenetzwerk CLIP ist ein weiterer Ansporn die er-
folgreiche Integrationsarbeit konzeptionell, fachlich und 
auch finanziell und insbesondere im Austausch mit 
anderen europäischen Städten weiter voranzutreiben 
und einen Beitrag zur Entwicklung eines gemeinsamen 
europäischen Integrationsrahmens zu leisten. 

 

Ausblick 
Die fortschreitende Internationalisierung und Globalisie-
rung verlangen zunehmend nach Konzepten, mit denen 
der wachsenden Heterogenität der Gesellschaft auch 
im Arbeitsleben systematisch Rechnung getragen wird. 
Auch der öffentliche Dienst muss sich der Realität der 
gesellschaftlichen Entwicklung stellen und diese künftig 
positiv gestalten. 
 
Das bedeutet, dass im Bereich der Personal- und Or-
ganisationsentwicklung neue Konzepte entwickelt wer-
den müssen, die die wachsende Heterogenität der 
Gesellschaft und die dadurch entstehenden Herausfor-
derungen systematisch berücksichtigen und diese dann 
gezielt nutzen, um zukunftsfähige Antworten geben zu 
können. Diese Antworten sind zwar nicht eins zu eins 
übertragbar, können aber für verschiedene Handlungs-
bereiche und Organisationen individuell angepasst 
werden. Um die diese zu ermitteln ist es sinnvoll, sich 
mit bestehenden Konzepten auseinanderzusetzen und 
sie als Anregung zur Entwicklung einer eigenen Maß-
nahme zu nutzen. Die Ergebnisse der CLIP Studie sind 
DOSSIER Politics of Diversity 
hier ein bewährtes Instrument, die eigenen Strategien 
und Maßnahmen zu überprüfen und neu zu bewerten. 
 

Weiterführende Informationen 
europäisches forum für migrationsstudien (ems) (Hrsg.)/ 
Doris Lüken-Klaßen: Wohnverhältnisse von Migranten 
in Stuttgart. Kommunale Maßnahmen und Politiken.  
(pdf-Datei, 265 KB, 41 Seiten)  
Europäische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- 
und Arbeitsbedingungen: Europäisches Städtenetzwerk 
für die kommunale Migranten-Integrationspolitik. Infor-
mationsblatt. (pdf-Datei, 728 KB, 2 Seiten)  
European Foundation for the Improvement of Living and 
Working Conditions: European Network of Cities for 
Local Integration Policies for Migrants. info sheet.  
(pdf-Datei, 726 KB, 2 Seiten) 
 
 
Ayse Özbabacan ist Mitarbeiterin der Stabsstelle für 
Integrationspolitik der Landeshauptstadt Stadt Stuttgart 
und koordiniert seit Oktober 2006 das Europäische 
Städtenetzwerk „Cities for Local Integration Policies for 
Migrants“ (CLIP). 
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Vielfalt als Teil der urbanen Normalitä
Die Integrationspolitik der Stadt Züric
 
 

Von allen Bewohnerinnen und Bewohner der Stadt 
Zürich haben über 30 Prozent keinen Schweizer Pass. 
Weitere 10 bis 15 Prozent können (je nach Definition) 
als Personen mit Migrationshintergrund bezeichnet 
werden. Es ist also eine Tatsache, dass in der Stadt 
Zürich für europäische Verhältnisse eher überdurch-
schnittlich viele Migrantinnen und Migranten leben. 
Ebenso ist es eine Tatsache, dass die Stadt Zürich in 
den letzten Jahren in internationalen Rankings stets 
sehr gut bewertet wurde und folglich als ein Ort mit 
einer hohen Lebensqualität bezeichnet werden kann. 
Man könnte sich folglich fragen, ob denn Zürich trotz 
der vielen Ausländerinnen und Ausländer eine hohe 
Lebensqualität hat oder ob sie dies gerade wegen den 
Zugewanderten hat. Die Antwort muss offen bleiben. 
Aber zumindest beweist die Stadt Zürich, dass sich die 
Anwesenheit von vielen «Fremden» und ein guter Le-
bensstandard nicht gegenseitig ausschließen. Die 
Gleichzeitigkeit ist möglich. 
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Die Realität bildet die Ausgangslage 
Damit dies gelingen kann, braucht es sowohl ein Be-
wusstsein für den durch Regeln und Prinzipien gegebe-
nen gemeinsamen Orientierungsrahmen als auch ein 
Bewusstsein für die durch die Freiheitsrechte ermög-
lichte und konkret gelebte Vielfalt. Es ist deshalb kaum 
ein Zufall, dass eine Stadt wie Zürich sich darum be-
müht, in ihrer Politikgestaltung und in der Ausrichtung 
ihrer Dienstleistungen stets von der faktischen Gesamt-
bevölkerung auszugehen. Und es sind ebenso wenig 
Zufälle, dass eine Stadt wie Zürich sich stark für die 
räumliche und soziale Vernetzung engagiert und dass 
eine Stadt wie Zürich weiss, dass ihre Bewohnerinnen 
und Bewohner nicht nur Zürcherinnen und Zürcher sind, 
sondern noch ganz viele andere Identitäten und Be-
zugspunkte haben. 
 
Migration und damit auch der Zuzug von Ausländerin-
nen und Ausländern sind Teil der gegebenen Normali-
tät. Sie werden nicht in Frage gestellt und leisten einen 
relevanten Beitrag zur städtischen Dynamik, zum so-
ziokulturellen Alltag und zum wirtschaftlichen Erfolg. In 
der Vergangenheit ebenso wie im Heute oder in der 
nahen und ferneren Zukunft. Dies bedeutet nun aber 
nicht, dass der Migration keine Beachtung geschenkt 
werden muss. Im Gegenteil. Denn einerseits werden 
Diskussionen über den gesellschaftlichen Zusammen-
halt vielfach an der (sichtbaren) Präsenz und den (ver-
muteten) Eigenheiten von Migrantinnen und Migranten 
ausgetragen. Und andererseits ermöglichen es die 
laufenden Veränderungen in der Bevölkerungszusam-
mensetzung, die aktuellen Gegebenheiten und Grund-
sätze immer wieder zu überprüfen.  
 
In diesem Sinne sind die folgenden Ausführungen ein 
Versuch, einige Fakten zur aktuellen Zuwanderung in 
die Stadt Zürich aufzugreifen und auf mögliche (integra-
tionspolitische) Konsequenzen zu untersuchen. Die sich 
daraus ergebende Fokussierung auf einige ausgewähl-
te Fragestellungen wird dazu führen, dass die Integrati-
onspolitik der Stadt Zürich nur zu einem kleinen Teil 
beschrieben werden kann. Dies wird bewusst in Kauf 
genommen. Denn erstens unterscheiden sich die integ-
rationspolitischen Aktivitäten der engagierten Städte vor 
allem durch situativ gegebene Priorisierungen. Und 
 
Was macht eine Stadt zu einer Stadt? 
Wirklich überraschen kann dieser banale Befund natür-
lich nicht. Denn Städte (und urbane Zentren) waren 
schon immer Orte, in denen sich Menschen einen Le-
bensraum teilen, die ansonsten vielfach nur wenig ge-
meinsam haben. Sie unterscheiden sich in ihren Biogra-
fien ebenso wie in ihren Kompetenzen oder ihren Träu-
men. Differenz ist ein Teil des städtischen Alltags. Und 
damit auch die Freiheit und die Möglichkeit einer eigen-
ständigen und selbst gewählten Lebensgestaltung. 
 
Es sind die Unterschiede ihrer Bewohnerinnen und 
Bewohner, die die Städte überdurchschnittlich oft zu 
denjenigen Orten machen, in denen kulturelle, soziale 
und wirtschaftliche Entwicklungen stattfinden und in 
denen sich gesellschaftliche Fragestellungen, die nicht 
selten auch für andere Regionen von Bedeutung sind, 
früher und stärker akzentuieren als anderswo. Ein Bei-
spiel dafür ist die Frage des gesellschaftlichen Zusam-
menhalts. Denn auch die heterogene Bevölkerung einer 
Stadt braucht Identität und Heimat. Und auch eine Stadt 
benötigt Einwohnerinnen und Einwohner, die sich in ihr 
sicher und wohl fühlen, die in ihr Zuhause sind und die 
gemeinsam auf die eine oder andere Art und Weise die 
weitere Zukunft mitgestalten.  
DOSSIER Politics of Diversity 



 

zweitens wird es so vielleicht möglich sein, einen Ein-
blick in das «Denken» einer urbanen Politik der Vielfalt 
zu gewinnen. 
 

Es gibt eine neue Zuwanderung, aber nicht nur 
Die Fakten zeigen eindrücklich, dass sich die Bevölke-
rungsentwicklung der Stadt Zürich in den letzten Jahren 
verändert hat und in einem wachsenden Ausmaße 
durch internationale Zu- und Wegzüge geprägt wird. So 
ist beispielsweise der Zuzug von Ausländerinnen und 
Ausländern zwischen 1993 und 2007 von nicht ganz 
17.000 auf über 25.000 Personen pro Jahr gestiegen 
und (davon) der Anteil derjenigen, die direkt aus dem 
Ausland in die Stadt gekommen sind, von 61,9 auf 70,0 
Prozent. Auch die Zusammensetzung der zuziehenden 
Ausländerinnen und Ausländer hat sich verändert. 
Machten 1993 Staatsangehörige aus Serbien und Mon-
tenegro, Deutschland, Portugal, Italien und Spanien die 
fünf größten Gruppen aus, so waren es 2007 Neuzuge-
zogene aus Deutschland, Indien, Italien, Portugal und 
Großbritannien.  
 
Stark gestiegen ist in diesem Zeitraum zudem der 
Frauenanteil (von 41,7 auf 47,3 Prozent), der Anteil 
volljähriger Einzelpersonen (von 66,8 auf 82,9 Prozent), 
der Anteil von Personen mit einer Kurzaufenthaltsbewil-
ligung (von 20,3 auf 44,6 Prozent) sowie das berufliche 
Qualifikationsniveau: momentan gibt mehr als jede 
vierte Person bei der Anmeldung an, einen Beruf aus-
zuüben, für den ein tertiärer Abschluss Voraussetzung 
ist.  
 
Die aktuelle Zuwanderung lässt sich aber nicht auf 
"mobile Hochqualifizierte“ reduzieren. Zwar lässt sich 
generell feststellen, dass die durch die Gastarbeiterpoli-
tik und später durch Kriegsflüchtlinge geprägten Pha-
sen inzwischen überlagert werden durch eine Zuwande-
rung, bei der gut qualifizierte Arbeitsmigrantinnen und -
migranten mehr und mehr im Vordergrund stehen. Es 
gibt also eine „neue Zuwanderung“, doch daneben 
immer noch alle anderen Formen der Migration. Nach 
wie vor kommen viele nicht gut ausgebildete Personen 
in die Stadt Zürich und nach wie vor ist zum Beispiel 
der Familiennachzug – auch aufgrund binationaler 
Ehen – ein Hauptgrund der Zuwanderung.  
 
Daraus lässt sich für das Erste folgern, dass die in den 
letzten Jahren erarbeiteten und sich in ihrer Tendenz 
eher an sozial schwachen Personen orientierenden 
integrationspolitischen Ansätze und Maßnahmen nicht 
aufgegeben werden dürfen, sondern vervollständigt und 
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weiter gestärkt werden müssen. Sie sind aber zu er-
gänzen. Denn die „neue Zuwanderung“ wirft Fragen 
auf, die sich bisher noch nicht oder nur ansatzweise 
stellten und deren Diskussion notwendig ist. Auch integ-
rationspolitisch, denn Integrationspolitik betrifft stets die 
gesamte Gesellschaft. 
Wir riefen Arbeitskräfte und Menschen kamen  
Mit diesem einen Satz ist es dem Autor Max Frisch vor 
vielen Jahren gelungen, die Problematik der schweize-
rischen Migrations- und Integrationspolitik in der zwei-
ten Hälfte des letzten Jahrhunderts auf den Punkt zu 
bringen. Es ging ihm darum, Migrantinnen und Migran-
ten nicht auf ihre ökonomische Funktion zu reduzieren, 
sondern als das zu nehmen, was sie sind: Frauen und 
Männer und Kinder mit Bedürfnissen, mit Hoffnungen, 
mit Ängsten, mit Potenzial, mit einer unbekannten Zu-
kunft. Daran sollten wir uns erinnern, wenn wir davon 
ausgehen, dass viele der hochqualifizierten Neuzuge-
wanderten nur ein paar Jahre bleiben werden, um Geld 
für sich (und für uns) zu verdienen und um dann wieder 
zurück- oder weiterzugehen. Auch sie sind mehr als 
Arbeitskräfte. Auch sie haben eine offene Zukunft. Und 
vielleicht ist es ja gar nicht so wichtig, wo diese Zukunft 
stattfinden wird und ob sie in fünf Jahren immer noch in 
der Stadt Zürich oder ob sie dann in Zollikon, Hinwil 
oder Glarus oder in München, London oder Mumbay 
leben werden.  
 
Generell ist es so, dass jede Investition in Integration 
Gewinn verspricht. Auch dann, wenn sie nur „temporär“ 
ausgerichtet ist. Denn erstens ist es besser, wenn sich 
jemand vor Ort nur befristet engagiert, als wenn er oder 
sie dies gar nicht tut. Zweitens werden nicht wenige 
derjenigen, die nur kurz zu bleiben beabsichtigen, trotz-
dem längerfristig hier sein und müssen folglich nicht 
mehr „nachintegriert“ werden. (Vielleicht haben wir aus 
unserer Geschichte ja auch etwas gelernt: jedenfalls 
sollte uns diese Argumentation nicht ganz unbekannt 
sein.) Und drittens können uns diejenigen, die wieder 
wegziehen, in guter Erinnerung behalten und dadurch 
beste Werbung machen für unsere Stadt und unser 
Land: man nennt dies auch Standortmarketing. 
 
Es stellt sich also die Frage, wie wir das Thema der 
„temporären Integration“ angehen und mit welchen 
konzeptuellen Ansätzen wir mögliche Maßnahmen 
planen und umsetzen. Noch lässt sich dies nicht ab-
schließend beantworten und noch ist genauer zu prü-
fen, in welchen Zusammenhängen diesbezüglich der 
Staat in einer integrationspolitischen Verantwortung 
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steht. Doch es erscheint nahe liegend, dass es bei 
hochqualifizierten Neuzuziehenden weniger darum 
geht, deren arbeitsmarktlichen Chancen zu verbessern 
oder ihnen subventionierte Deutschkurse anzubieten. 
Schon eher gehen die Zielsetzungen in eine Richtung, 
die darauf abzielt, dass sich die zur „neuen Zuwande-
rung“ Gehörigen auf ihren momentanen Wohnort ein-
lassen und diesen zu einem Teil ihres Alltags werden 
lassen. Damit sind letztlich so „banale“ Dinge wie Kon-
takte zur Nachbarschaft und Mitwirkungen in Vereinen 
gemeint und folglich Verhaltensweisen, die sich durch 
Maßnahmen und Interventionen nur sehr begrenzt 
steuern lassen. 

 

 

Ungleichbehandlungen gefährden den  
gesellschaftlichen Zusammenhalt 
Die schweizerische Gesetzgebung führt (wie die Ge-
setzgebungen der meisten Staaten) zu - je nach Natio-
nalität und beruflichem Hintergrund - gewollten Un-
gleichheiten bezüglich des Zugangs zur Gesellschaft. 
Diese Ungleichbehandlung in der Zulassungspolitik 
muss aber integrationspolitisch nicht weitergeführt 
werden, im Gegenteil. Denn Ungleichbehandlungen 
hemmen und verhindern Integration. Sie werden als 
ungerecht wahrgenommen und sie verletzen wichtige 
Grundsätze eines demokratischen Rechtstaats. Integra-
tionspolitisch ist es bedeutsam, auf entsprechende 
Problemfelder aufmerksam zu machen und diese mit 
fachlichen Argumenten politisch zu bekämpfen. Dabei 
kann der Bezug auf die hochqualifizierten Zuwandern-
den den Blick schärfen.  
 
Diese erhöhte Sensibilität ist notwendig, denn einerseits 
nimmt die ungleiche Bewertung (erwünscht / uner-
wünscht) von an sich Vergleichbarem tendenziell zu 
und andererseits gehen mehr und mehr notwendige 
Differenzierungen verloren. Ein gestärktes Bewusstsein 
für diese Zusammenhänge bietet nicht zuletzt die 
Chance, den Integrationsbegriff von seiner starken 
„nationalen“ Verhaftung zu lösen und – vielleicht realis-
tischer – in einem transnationalen Rahmen neu zu 
denken. Da die integrationspolitische Praxis der Stadt 
Zürich sehr pragmatisch ist und sich in erster Linie nach 
einem Orientierungsrahmen ausrichtet, der den gleich-
wertigen Zugang zu Ressourcen (Chancengleichheit), 
die Stärkung der einzelnen Menschen in ihren persönli-
chen Kompetenzen und eine gelebte Akzeptanz und 
Wertschätzung umfasst, möchte ich auf die Begriffsde-
finition hier nicht weiter eingehen. 
 
Festgehalten werden kann jedoch beispielhaft eine sich 
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vielerorts abzeichnende Tendenz der zunehmenden 
Ungleichbehandlung. Es geht dabei um den Wunsch 
der Politik, Integration zu messen und bei einer als 
ungenügend erachteten Integration zu sanktionieren. 
Einmal abgesehen davon, dass sich solche politischen 
Forderungen meist auch an die einheimische Bevölke-
rung richten (seht her, wir tun etwas!), stellt sich die 
Frage nach geeigneten Kriterien. Und mangels guter 
Alternativen (Integration lässt sich nun mal nicht umfas-
send messen: man denke nur an die Bedeutung der 
subjektiven Wahrnehmung) greift man dann meist auf 
die Sprache zurück. Und steht damit vor dem Problem, 
dass die vorhandenen Überprüfungsinstrumente oft nur 
ungenügend geeignet sind. Dies führt beispielsweise 
dazu, dass Menschen mit geringen Bildungserfahrun-
gen trotz guter mündlicher Deutschkenntnisse von 
Leistungen und Sicherheiten ausgeschlossen werden, 
nur weil sie nicht über die nötigen Voraussetzungen 
verfügen, einen schriftlichen Sprachtest zu bestehen.  
Parallelgesellschaften müssen nicht  
verhindert, sondern vernetzt werden 
In einer Stadt wie Zürich sind „Parallelgesellschaften“ 
Realität. Und sie werden es auch in Zukunft sein. Denn 
niemand hat einen nach allen möglichen Kriterien 
durchmischten Freundeskreis und kaum jemand eine 
Nachbarschaft, die einem theoretischen nationalen 
Durchschnitt entsprechen würde. Es ist ein menschli-
ches Bedürfnis, sich mit Personen zu vernetzen, mit 
denen man sich aufgrund gewisser Gemeinsamkeiten 
stärker verbunden fühlt als mit anderen und mit denen 
es einfacher ist, sich sprachlich und kulturell auszutau-
schen. Dies führt unweigerlich zu „Parallelgesellschaf-
ten“, kleineren und größeren, offeneren und geschlos-
seneren – und es gibt grundsätzlich keinen Grund, die 
einen als besser oder als natürlicher zu bewerten als 
die anderen.  
 
Tendenziell sind wir alle Mitglieder mehrerer, oft sehr 
verschiedener Teilgesellschaften. Dadurch entstehen 
Berührungspunkte, Überschneidungen, Vernetzungen 
und letztlich die für die Weiterentwicklung nötige gesell-
schaftliche Dynamik. Allenfalls vorhandene „Parallelge-
sellschaften“ von Ausländerinnen und Ausländern, 
seien sie nun eher einem sozial schwachen oder eher 
einem sozial starken Milieu zuzuordnen, sind also ein 
gegebener Teil unserer Gesellschaft. Sie sind kein 
Problem, sondern bieten Heimat. Und es geht nicht 
darum, sie zu verhindern, sondern sie zu vernetzen.  
 
Das gesellschaftliche Ziel könnte sein, dass alle Mit-
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glieder einer „Parallelgesellschaft“ auch Mitglieder sind
anderer Teilgesellschaften. Dies ist heute – gerade be
Migrantinnen und Migranten – erst ungenügend de
Fall. Zu viele schaffen es auch nach mehreren Jahren
nicht, sich auch andere Kreise zu erschließen als dieje
nigen, die ihnen kurz nach ihrer Zuwanderung wichtige
Hilfestellungen und Orientierungspunkte boten. Darau
ergibt sich integrationspolitisch eine Herausforderung
und dank den als tendenziell als eher unproblematisch
geltenden Communities der Hochqualifizierten geling
es uns vielleicht, auch auf die vielfach eher skeptisch
betrachteten Vereine und Treffpunkte der anderen
Migrantinnen und Migranten etwas nüchterner und
offener zuzugehen. Und nicht zu vergessen ist dabe
dass kaum eine Gruppierung ethnisch homogenere
(bzw. geschlossenere) Netzwerke hat als die „einheimi
sche“ Bevölkerung. 
 

Diversitätspolitik als Selbstverständnis und 
als Potenzial 
Die obigen Überlegungen zu temporärer Integration, zur 
Bedeutung von gleichwertiger Behandlung und zur 
Vernetzung von Teilgesellschaften sind nur einige der 
denkbaren Herausforderungen, die sich aus der „neuen 
Zuwanderung“ ergeben. Diskutieren könnte man bei-
spielsweise auch die Verunsicherungen, die sich für die 
einheimische Bevölkerung durch die vermehrte Über-
schichtung ergeben. Aber grundsätzlich ging es in die-
sem Text bisher darum, anhand einer aktuellen Frage-
stellung aufzuzeigen, dass urbane Vielfalt etwas ist, das 
sich ständig verändert.  
 
Diese Herausforderung immer wieder neu anzunehmen 
und zukunftsgerichtet zu gestalten, ist die Aufgabe. Sie 
wird auch als Diversitätspolitik bezeichnet und meint 
letztlich nichts anderes, als die gesellschaftliche Vielfalt 
als Realität anzuerkennen und sie zum Wohle aller 
zweckmäßig zu nutzen. Die Integrationsarbeit kann 
dazu zwar Beiträge leisten und Unterstützungen anbie-
ten, aber erfolgsrelevant ist die Praxis.  
 
Diversitätspolitik betrifft folglich das ganze städtische 
Handeln. Dabei geht es erstens darum, die kommuna-
len Leistungen auf eine Art und Weise zu erbringen, 
dass alle Bevölkerungskreise zu ihnen einen gleichwer-
tigen Zugang haben und von ihnen in einer gleichwerti-
gen Qualität profitieren. Zweitens ist es bedeutsam, 
allfällige Fördermaßnahmen und Unterstützungsange-
bote so auszurichten, dass sie vor allem diejenigen 
Menschen erreichen, die erst ungenügend in der Lage 
sind, eigenverantwortlich am wirtschaftlichen, sozialen 
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und kulturellen Alltag teilzunehmen. Und drittens gilt es, 
allen Bewohnerinnen und Bewohnern immer wieder 
aufzuzeigen, dass sie Willkommen sind, dass die ein-
heimische Bevölkerung Menschen unterschiedlichster 
Herkunft und Kultur umfasst und dass unsere gemein-
same Zukunft umso besser gelingt, je mehr wir uns 
gegenseitig respektieren, bereichern und anregen. 
 

Beispiele für Zürichs Umgang mit der urbanen 
Vielfalt 
Eine so verstandene Diversitätspolitik kann nicht um-
fassend beschrieben werden. Denn sie ist in ihrer Ten-
denz eine „Haltung“. Eine Haltung, die stets und überall 
gefragt ist und gelebt werden kann. Dies gelingt 
manchmal gut, manchmal etwas weniger gut. Auch in 
der Stadt Zürich. Als Grundprinzip gilt jedoch stets, 
dass die städtische Diversitätspolitik wenn immer mög-
lich im Rahmen bestehender Strukturen und Zuständig-
keiten umgesetzt werden soll und dass spezielle – sich 
z.B. ausschließlich an Migrantinnen und Migranten 
richtende – Angebote nur dann realisiert werden, wenn 
sie auf einem spezifischen Bedarf beruhen und ent-
sprechend begründet werden können.  
 
Dies gilt es zu beachten, wenn im Folgenden einige 
wenige Beispiele beschrieben werden, die als stellver-
tretend für die Zürcher Diversitätspolitik bzw. den Um-
gang der Stadt Zürich mit ihrer urbanen Vielfalt gelesen 
werden können. Ihre Auswahl beruht einerseits auf der 
Struktur des bereits erwähnten Integrationsverständnis-
ses und andererseits auf einer Einschätzung bezüglich 
der Relevanz und des möglichen Interesses für andere. 
 
1. Integration ist nicht nur eine institutionelle Quer-

schnittaufgabe, sondern auch ein Thema, das die 
ganze Biografie bzw. alle Lebensabschnitte eines 
Menschen betrifft. Kurz formuliert, beginnt sie mit 
der Geburt und endet mit dem Tod. Dies bedeutet, 
um bei diesen existenziellen Eckpunkten zu blei-
ben, dass sich die Geburtsabteilungen der städti-
schen Spitäler regelmäßig mit interkulturellen Fra-
gen auseinandersetzen und dass sie ihre Arbeits-
konzepte im Laufe der Jahre anpassen mussten. 
Und es bedeutet, dass in den Zürcher Altersheimen 
spezielle Wohngruppen für ältere Migrantinnen und 
Migranten aus Italien und Spanien eröffnet wurden 
und dass das Bestattungsamt der Stadt Zürich un-
terdessen eine Vielzahl von Möglichkeiten anbietet, 
von Angehörigen „kulturell stimmig“ Abschied zu 
nehmen und diese „korrekt“ zu beerdigen. Dazu 
brauchte es viele Gespräche, insbesondere mit Re-
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ligionsvertretungen und mit Kulturvermittlern. Und 
es brauchte von beiden Seiten Kompromisse.  

 
2. Da sich gesellschaftliche Probleme in Städten 

konzentrieren können, ist es ein Zeichen städti-
scher Politiken, Entwicklungen frühzeitig zu beo-
bachten und bei Bedarf gezielt Maßnahmen zu 
entwickeln und einzuleiten. Dabei ist es aufgrund 
sozialer Faktoren teilweise so, dass Migrantinnen 
und Migranten von gewissen Problembereichen 
überdurchschnittlich betroffen sind. Trotzdem gel-
ten in der Stadt Zürich Maßnahmenpakete und Pro-
jekte, die sich ausschließlich an Zugewanderte rich-
ten, in der Regel als unerwünscht. Vielmehr werden 
Konzepte erarbeitet, die sich an der Sache orientie-
ren und in ihrer Umsetzung darauf achten, mög-
lichst alle Betroffenen (also auch die Migrantinnen 
und Migranten) zu erreichen. In diesem Sinne wird 
momentan beispielsweise der Legislaturschwer-
punkt Jugend realisiert, der sich unter anderem 
Fragen der Ausbildung, der Sicherheit und der Nut-
zung des öffentlichen Raums annimmt. Demge-
genüber kann die neukonzipierte Sprachförderung 
der Stadt Zürich als Maßnahme bezeichnet wer-
den, bei der aufgrund des gegebenen (und im De-
tail analysierten) Bedarfs ein Teil der in Zürich 
wohnenden Migrantinnen und Migranten die defi-
nierte Zielgruppe bilden. Ähnliches gilt für andere 
operative Angebote wie Begrüßungsveranstaltun-
gen, Integrationskurse und spezialisiere Bera-
tungsstellen. 

 
3. Die Erfahrung zeigt, dass Akzeptanz und Wert-

schätzung eine erfolgsrelevante Integrationsvor-
aussetzung bilden und dass folglich die urbane 
Vielfalt vor allem dann gelingt, wenn keine Aus-
grenzung stattfindet und – auf der Basis des gel-
tenden Rechtsstaates – alle in ihrer persönlichen 
Lebensweise respektiert und toleriert werden. Das 
Ziel der Stadt Zürich, möglichst alle Zugewanderten 
zu Zürcherinnen und Zürchern zu „machen“ und es 
ihnen dabei frei zu lassen, noch vieles andere 
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gleichzeitig zu sein, ist ein hohes Ziel und vielleicht 
eines, das nicht ganz erreicht werden kann. Nicht 
zuletzt wegen der einheimischen Bevölkerung, die 
teilweise verunsichert ist und deren teilweise vor-
handenen Ängste von einzelnen politischen Partei-
en ausgenutzt und verstärkt werden. Dies kann nur 
bedingt verhindert werden. Doch umso wichtiger ist 
es der Stadt Zürich, zumindest eine Gegenstimme 
zu erheben und vor allem den direkt Betroffenen 
gegenüber klar und unmissverständlich mitzuteilen, 
dass es gut und OK ist, dass sie hier bei uns sind. 
Dies erfolgt teilweise im Rahmen konkreter Arbei-
ten (z.B. durch den Einbezug in die Informations- 
und Planungs- und Umsetzungsarbeit bei laufende 
Aktivitäten) und teilweise auf einer eher „symboli-
schen“ Ebene. Diese ist aber nicht zu unterschät-
zen. Denn von den Musliminnen und Muslims in 
der Stadt Zürich wird es beispielsweise sehr ge-
schätzt, dass sie seit einigen Jahren regelmäßig 
anlässlich des Fastenmonats Ramadan durch den 
Stadtpräsidenten beglückwünscht und zu einem 
Apero eingeladen werden.  

 
Die aufgeführten Beispiele sind nicht spektakulär, und 
das sollen sie auch nicht sein. Denn Diversitätspolitik ist 
in erster Linie Normalität. Sie geht aus von der konkre-
ten Realität und baut darauf auf. Und sie umfasst einen 
Grossteil des städtischen Handelns und kann nicht an 
eine spezialisierte Stelle delegiert werden. Dennoch 
braucht es diese Stellen. Denn sie können Grundlagen-
arbeiten leisten, können konzeptuell und fachlich unter-
stützen und sie können koordinieren und Beziehungen 
pflegen. Die Integrationsförderung der Stadt Zürich 
arbeitet diesbezüglich nicht alleine. Sie ist im Präsidial-
departement angesiedelt und bildet mit den Fachstellen 
Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung eine Direk-
tion. Das gemeinsame Thema: urbane Vielfalt. 
 
 
Christof Meier ist Leiter der Integrationsförderung der 
Stadt Zürich. 
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II Politiken der Vielfalt im Non-Profit-Bereich 
 
 

Diversity wird in Deutschland bisher insbesondere mit 
dem Personal- und Organisationsentwicklungsansatz 
Diversity Management in Verbindung gebracht und 
rezipiert. Die wirtschaftlichen Vorteile von Diversity 
Management für Groß- und mittelständische Unterneh-
men sowie die angesichts von demographischem Wan-
del und Fachkräftemangel offensichtliche ökonomische 
Zweckmäßigkeit von Diversity Management zur Stär-
kung der Konkurrenzfähigkeit des Standorts Deutsch-
land stehen im Mittelpunkt der Wahrnehmung in der 
breiteren Öffentlichkeit.  
 
Inzwischen entdecken aber auch immer mehr Organi-
sationen im Non-Profit-Bereich den Diversity-Ansatz. 
Sie verbinden dabei Diversity-Maßnahmen im internen 
Personalmanagement mit auf die Unterschiedlichkeit 
ihrer Klientel und KundInnen ausgerichteten Politiken 
der Vielfalt nach außen. Wie sieht der konkrete Nutzen 
von Diversity in diesen Politiken der Vielfalt aus? Wel-
che Vorteile bringt Diversity in Bereichen mit sich, die 
den schönen bunten Bilderwelten aus der PR-Arbeit für 
Diversity Units von Großunternehmen weniger nahe 
kommen? 
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• Der Diversity-Berater Christian Schenk stellt Ansät-
ze zu einer Übertragung des Diversity-Ansatzes in 
den non-profit-Bereich am Beispiel von Nichtregie-
rungsorganisationen vor und zeigt, wo die Unter-
schiede zum Diversity Management in Unternehmen 
liegen. 

 
• In öffentlichen Verwaltungen wurde der Umgang mit 

Vielfalt in den letzten Jahren zunehmend in Verwal-
tungseinheiten für Frauen, MigrantInnen usw. instiu-
tionalisiert. Alexander von Dippel plädiert für den 
Intersektionalität-Diversity-Ansatz, mit dem sich die 
Einteilung von Individuen aufgrund statischer Identi-
tätskategorien vermeiden läßt. 

 
• Die Politikwissenschaftlerin und Diversity-Beraterin 

Karin Schuster analysiert die Anwendbarkeit von 
Diversity- und Antidiskriminierungskonzepten in der 
Arbeit von ARGEn und Jobcentern, die letztendlich 
ebenso mit einer zunehmend vielfältigen Kundschaft 
mit unterschiedlichen Talenten, Identitäten und Le-
bensstilen konfrontiert sind. 

 
• Ute Zimmermann stellt Initiativen, Konzepte und 

Programme für Diversity Management an verschie-
denen deutschen Hochschulen vor und weist auf 
notwendige Schritte zur Entwicklung einer wirklich 
vielfältigen Hochschulkultur hin. 
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Christian Schenk 
Diversity als Thema für Nichtregierungsorganisationen 

 

 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) sind dadurch 
gekennzeichnet, dass sie dem Non-Profit-Sektor ange-
hören, ausschließlich auf private Initiativen zurückge-
hen, vom Staat sowie seinen Institutionen unabhängig 
sind und Anliegen vertreten, die vom Verwaltungs- 
und/oder Regierungshandeln auf nationaler oder inter-
nationaler Ebene nicht oder nicht hinreichend berück-
sichtigt werden. Sie stützen sich auf ehrenamtliche 
Kräfte, aber in zunehmendem Maße auch auf professi-
onelle und bezahlte MitarbeiterInnen und ExpertInnen. 
NGOs sind sowohl national als auch international aktiv 
und sie bewegen sich im Rahmen des rechtlich Zuläs-
sigen. Darüber inwieweit weitere Merkmale für NGOs 
konstitutiv sind bzw. sein sollten, gehen die Meinungen 
auseinander. Der Begriff NGO ist insofern nicht einheit-
lich definiert.1 
 
Im Folgenden verwende ich die Bezeichnung NGO 
ausschließlich für solche, die sich selbst als politische 
Akteure verstehen bzw. mit einem interventionistischen 
oder gesellschaftsgestaltenden Anspruch agieren.  

  

•

 
•

Diversity-Ansatz auch für NGOs? 
Der Diversity-Ansatz ist als solcher in Deutschland in 
den 1990er Jahren als Managementmethode im be-
triebswirtschaftlichen Kontext (Diversity Management – 
DiM, siehe hierzu auch das Dossier Managing Diversi-
ty) bekannt geworden. Diese zielt darauf ab, durch eine 
diskriminierungsfreie und wertschätzende Arbeitsum-
gebung die Ressourcen der MitarbeiterInnen bestmög-
lich zu nutzen, mit auf die Bedürfnisse der (ebenfalls 
vielfältigen) Kundschaft zugeschnittenen Produkten sich 
auf verschiedenen Märkten positionieren zu können 
und darüber hinaus attraktiv zu werden für ethisch 
orientierte InvestorInnen. DiM wird sowohl von Seiten 
der Ungleichheitsforschung, insbesondere der Gender / 
Queer Studies, als auch von nicht wenigen Protagonis-
tInnen des in Deutschland vor allem im Bereich der 
öffentlichen Verwaltung praktizierten Gender Main-
streaming in mehrfacher Hinsicht kritisiert.  
 
Die zentralen Punkte dieser Kritik sind:  
• DiM wird vorgeworfen, dass es dabei allein um die 
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bessere Nutzung des Humankapitals ginge, nicht je-
doch um Gerechtigkeit als solche. Die Auswahl der 
Diversity-Merkmale würde allein nach der Situation 
im jeweiligen Markt und unabhängig von den in der 
Gesellschaft existierenden Gerechtigkeitsdefiziten 
getroffen. Zudem würde dieser Ansatz nur solange 
verfolgt, wie ein betriebswirtschaftlicher Nutzen zu 
erwarten ist. Dem ist entgegenzuhalten, dass auf 
gesamtgesellschaftlicher Ebene die Bekämpfung 
struktureller Diskriminierung oder Benachteiligung 
und die Sicherung von Chancengleichheit, Teilhabe 
etc. eine staatliche und zivilgesellschaftliche Aufgabe 
ist. Unternehmen hingegen sind per definitionem Or-
ganisationen zum Zweck der Profitgewinnung und 
nicht Organe der Regierung oder der Zivilgesell-
schaft. Soziale Gerechtigkeit als gesellschaftliche 
Zielgröße liegt notwendigerweise außerhalb ihres 
Horizonts, der stets ein unternehmens- und profitori-
entierter sein muss. Deshalb können sie auch nicht 
zielgerichtet zu einem Abbau der strukturell beding-
ten Spaltungen in der Gesellschaft beitragen.  

 Des Weiteren steht DiM im Verdacht, die Geschlech-
terfrage in der grundsätzlich offenen Liste der Diver-
sity-Merkmale zu relativieren, wenn nicht gar zu ent-
sorgen. Ein Blick in die betriebswirtschaftliche Ma-
nagementliteratur zeigt zwar, dass diese Befürch-
tung nicht unbegründet ist2, jedoch ist die Unter-
schätzung der Bedeutung der Kategorie Geschlecht 
im Rahmen des Diversity-Ansatzes nicht intendiert.3  

 Außerdem wird dem DiM der Vorwurf gemacht, Un-
terschiede lediglich als individuelle oder gruppenbe-
zogene Differenzen zu begreifen und dabei weder 
die gesellschaftliche Bedingtheit der Hierarchisierun-
gen entlang von Geschlecht, ethnischer Herkunft, 
sexueller Orientierung, etc. zu sehen noch die in sol-
che Kategorienpaaren wie Frau/Mann, weib-
lich/männlich, Mensch mit/ohne Behinderung oder 
mit/ohne Migrationshintergrund, heterosexu-
ell/homosexuell etc. eingeschriebenen Machtverhält-
                                                           
1 Näheres hierzu: Frantz, Christiane/Martens, Kerstin: 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs). Wiesbaden 2006. 
S. 21-24. 
                                                           
2 So z.B. in Becker, Manfred; Seidel, Alina (2006): Diversity 
Management. Unternehmens- und Personalpolitik der 
Vielfalt. S. 13. 
3 Siehe hierzu den Artikel „Die Verbindung zwischen Gen-
der(forschung) und Managing Diversity“ unter 
http://www.migration-boell.de/web/diversity/48_282.asp. 
DOSSIER Politics of Diversity 

http://www.migration-boell.de/web/diversity/48_990.asp
http://www.migration-boell.de/web/diversity/48_990.asp
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nisse zu erfassen. Moniert wird auch, dass beim DiM 
die Verschränkungen und Interdependenzen zwi-
schen den einzelnen Diversity-Dimensionen4 nicht 
berücksichtigt werden5. All dies ist zwar zutreffend, 
dennoch geht diese Kritik insofern fehl, weil sie ü-
bersieht, dass DiM als auf den betriebswirtschaftli-
chen Rahmen begrenzter Ansatz tatsächlich „nur“ 
sozialtechnisch und pragmatisch angelegt sein kann.  

 
Mit dieser skeptischen und bisweilen ablehnenden Sicht 
auf DiM wird zuweilen die Auffassung begründet, der 
Diversity-Ansatz sei nicht auf den Non-Profit-Bereich, 
also auch nicht auf NGOs übertragbar. Er habe, da als 
Mittel zum Zweck der effektiveren Ausbeutung der 
Belegschaft und zur Profitmaximierung konzipiert, auf 
die Fragestellungen in gerechtigkeitsorientierten Berei-
chen keine Antwort6. Hierbei wird übersehen, dass der 
Ansatz eines wertschätzenden Umgangs mit Vielfalt 
seine Wurzeln auch in den Bürgerrechtsbewegungen 
der frühen 1950er Jahre in den USA hat und insofern 
einem gerechtigkeitsorientierten Diskurs entspringt7. Er 
ist also nicht von vornherein auf bestimmte Anwen-
dungsbereiche festgelegt und insofern universell an-
wendbar.  
 
Der Diversity-Ansatz ist eine Herangehensweise, deren 
Resultate entscheidend von der Problembeschreibung, 
der Zielformulierung, dem im jeweiligen Feld ange-
wandten Methodenapparat sowie vor allem vom Ver-
ständnis von Diversity abhängen. Von daher ist eine 
pauschalisierende Beurteilung des Diversity-Ansatzes 
nicht möglich. Er ist - notwendigerweise- selbst divers.  
 
Um das zu verdeutlichen, soll gezeigt werden, inwieweit 
- sowohl im Profit- als auch im Non-Profit-Bereich - das 
Verständnis von Vielfalt (Diversity) Einfluss auf das 
Ergebnis des Diversity-Ansatzes haben kann8: 
DOSSIER Politics of Diversity 
Diversity bezeichnet zunächst lediglich die Verschie-
denheit von Individuen hinsichtlich sog. Diversity-
Dimensionen oder -Merkmale. Meist werden Alter, 
Geschlecht, ethnische Herkunft, Hautfarbe, körperliche 
Leistungsfähigkeit, Religion oder Weltanschauung, 
sexuelle Orientierung, in manchen Fällen auch Berufs-
erfahrung und Familienstand sowie weitere genannt.  
 
Diversity kann entweder als Menge gruppentypischer 
Eigenschaftskonglomerate verstanden werden, von 
denen jedes für eine bestimmte Gruppe (z.B. Frauen, 
Schwule, Menschen türkischen Ursprungs, Schwarze 
etc.) als typisch angesehen wird und durch das sich ein 
Angehöriger dieser Gruppe von Angehörigen anderer 
Gruppen unterscheidet. Die Folge sind Stereotypisie-
rungen wie sie z.B. im Reden von den besonderen 
sozialen Fähigkeiten von Frauen oder von der höheren 
Technikkompetenz von Männern zum Ausdruck kom-
men. Ein darauf fußender Diversity-Ansatz wird auf die 
Durchsetzung von Diskriminierungsverboten oder die 
Durchführung gruppenspezifischer Fördermaßnahmen 
beschränkt bleiben; die MitarbeiterInnen der Organisa-
tion bzw. deren AdressatInnen kommen nicht als Indivi-
duen (mit möglicherweise von den kollektivierenden 
Zuschreibungen abweichenden Eigenschaften) in den 
Blick.  
 
Diversity kann aber auch als Gesamtheit der Merkmale 
begriffen werden, in denen sich Menschen voneinander 
unterscheiden oder Gemeinsamkeiten aufweisen kön-
nen. In einem solchen Diversity-Verständnis ist es mög-
lich, die Verschiedenartigkeit von Individuen jenseits 
von Gruppenzuschreibungen zu erfassen. Hier wird die 
minderheitenpolitische Defizitperspektive verlassen und 
die Möglichkeit eröffnet, nicht nur auf der individuellen 
Ebene Diskriminierungen, Vorurteile und Stereotypisie-
rungen abzubauen, sondern auch die in der Organisati-
on bestehenden Strukturen, Normen, Wertmaßstäbe 
und Mechanismen, die die Zugänge zu Positionen und 
Ressourcen regeln, so zu verändern, dass die Diversi-
ty-Merkmale keine Rolle mehr spielen und die Wert-
schätzung von Vielfalt Realität wird.  
 
Es hängt also wesentlich vom Diversity-Verständnis ab, 
welche Impulse ein Diversity-Ansatz in einer Organisa-
tion setzen kann. Im nächsten Abschnitt soll gezeigt 
werden, inwiefern die Reichweite des Diversity-
Ansatzes auch vom Typus einer NGO abhängen kann. 

 

                                                           
4 So wird beispielsweise die Dimension Geschlecht nur 
unzureichend erfasst, wenn nicht zugleich ihre Verknüp-
fung mit den Normen der Zweigeschlechtlichkeit und der 
Heterosexualität (Heteronormativität) thematisiert und ihrer 
scheinbaren Selbstverständlichkeit und Natürlichkeit ent-
kleidet wird. 
5 Hardmeier, Sibylle; Vinz, Dagmar (2007): Diversity und 
Intersectionality. In: Femina Politica, H. 1. S. 23-33. 
6 So z.B. Stiegler, Barbara (2005): Gender Mainstreaming, 
Frauenförderung, Diversity oder Antidiskriminierungspolitik 
- Was führt wie zur Chancengleichheit? In: Zeitschrift für 
Frauenforschung & Geschlechterstudien Jg. 23, H. 3, S. 9-
21. 
7 Näheres hierzu unter http://www.christian-schenk.net/ 
unter Texte/ Diversity Management (25.06.2008). 
8 Genauer für den Bereich der Wirtschaft: Thomas, David 
A./Ely, Robin J. (1996): Making Differences Matter. A New 
Paradigm for Managing Diversity. Harvard Business Rev. 
September-October. Sonderdruck. S. 1-12. 
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Zur Bedeutung des Diversity-Ansatzes für 
NGOs  
Die Arbeit von NGOs besteht vor allem aus Öffentlich-
keitsarbeit, (medienwirksamen) Aktionen und Kampag-
nen, Lobbyarbeit auf parlamentarischer und Regie-
rungsebene, Vernetzung, Einwerbung von Spenden 
und Projektmitteln, Mitgliedergewinnung sowie Selbst-
verwaltung. In all diesen Aspekten hängt der Erfolg 
davon ab, inwieweit eine Organisation selbst divers ist 
und dies in ihren Aktivitäten zum Tragen kommt. NGOs 
werden dies jedoch in sehr unterschiedlicher Weise als 
Herausforderung und Chance begreifen (können). 
 
Um genauer zu erfassen, in welchem Maße der Diversi-
ty-Ansatz für NGOs relevant ist oder sein kann, scheint 
mir eine Typisierung von NGOs hilfreich zu sein. Mit 
Blick auf die Motive der AkteurInnen und die sich dar-
aus ergebenden Zielstellungen unterscheide ich NGOs 
je nach dem im Vordergrund stehenden Handlungsmo-
tiv in folgender Weise:  
• Interessenvertretung für bestimmte Personen(-

gruppen)9. Hierzu zählen z.B. Gewerkschaften, Ar-
beitgeberInnenverbände, Frauenorganisationen, 
Verbände für Menschen mit Behinderungen oder für 
Menschen mit Migrationshintergrund, LGBTI-
Vereinigungen10 oder ArbeitgeberInnenverbände. 
Auch Zusammenschlüsse von Waffenliebhabern wä-
ren hier einzuordnen.  

• Einflussnahme auf die Gesellschaftsgestaltung auf 
der Grundlage einer ideologisch oder religiös be-
stimmten Weltsicht Religiöse sowie spirituell inspi-
rierte Gemeinschaften, aber auch bestimmte Partei-
en11 gehören zu dieser Gruppe.  

• Einsatz für Ziele, die über die Verfasstheit oder per-
sönliche Interessenlage der Agierenden hinauswei-
sen; Themen sind z.B. Achtung der Menschenrech-
te, Kampf gegen die Umweltzerstörung, gegen die 
e 

 

n 
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negativen Folgen der Globalisierung, gegen die Pri-
vatisierung (bislang) öffentlicher Güter, für die 
Gleichberechtigung und Gleichstellung der Ge-
schlechter, für die Einführung von direkter Demokra-
tie. Hierzu gehören Organisationen wie z.B. Terre 
des Hommes, Greenpeace, WWF, Transparency In-
ternational, Ärzte ohne Grenzen, Amnesty Internati-
onal, Attac oder Food Watch.  

 
In der Praxis sind durchaus auch Mischformen anzutref-
fen. Wenn z.B. von NGOs des hier zuerst genannten 
Typs geschlechtshierarchisierende Strukturen bzw. 
Politiken oder die Diskriminierung von Menschen mit 
Migrationshintergrund oder mit Behinderungen kritisiert 
werden, stehen damit - allerdings als Folge und nicht 
als Hauptziel - zugleich auch Demokratiedefizite sowie 
die Grundsätze der Gesellschaftsgestaltung insgesamt 
zur Diskussion, die eher Thema des letztgenannten 
Typs von NGO sind.  
 
Für alle drei Typen von NGOs ist der Diversity-Ansatz 
von Bedeutung, aber zugleich auch eine Herausforde-
rung und dies in unterschiedlichem Maße:  
 
• NGOs, die sich als Interessenvertretungen für Men-

schen mit bestimmten Merkmalen verstehen und für 
die die gruppenbezogene Perspektive die Basis ih-
res Selbstverständnisses und ihres Handelns ist, 
werden nur in begrenztem Umfang offen sein (kön-
nen) für einen umfassenden Diversity-Ansatz. Sie 
würden ansonsten ihres Alleinstellungsmerkmals 
verlustig gehen und als Organisation nicht wie bisher 
fortbestehen können. Jedoch bleibt es diesen NGOs 
unbenommen, die Verflochtenheit des von ihnen je-
weils in den Vordergrund gestellten Merkmals mit 
anderen, darunter auch solchen, die bislang im 
Rahmen des Diversity-Ansatzes nicht oder kaum 
thematisiert worden sind, wie z.B. die soziale Situati-
on, herauszuarbeiten und zu kommunizieren. Dabei 
wird das für die NGO identitätsstiftende Merkmal al-
lerdings immer den übrigen Diversity-Dimensionen 
übergeordnet werden. Hinsichtlich ihrer Binnenstruk-
tur lässt sich - aus gleichem Grund - der Diversity-
Ansatz ebenfalls nur begrenzt verwenden.  

 
• Bei NGOs, für die ideologisch oder religiös definierte 

Weltbilder Motiv und Maßstab ihres Handelns sind, 
sind Diskriminierungen und Unwerturteile notwendi-
gerweise, wenn auch in unterschiedlich starkem Ma-
ße, Bestandteil des geistigen Fundaments und des 
Handelns. Beispiele hierfür sind die Bewertung von 
Homosexualität durch die römisch-katholische Kir-
                                                           
9 Die AktivistInnen müssen dabei der jeweiligen Gruppe 
nicht notwendigerweise angehören. 
10 Sammelbezeichnung für Lesben, Schwule (Gay), Bise-
xuelle, Transsexuelle bzw. Transgenders und intersexuell
Menschen. 
11 Parteien werden in der Literatur nicht zu den NGOs 
gezählt. Das Argument, sie strebten nach staatlicher 
Macht, betrieben ausschließlich Klientelpolitik und erfüllten
insofern nicht die Kriterien für NGOs (so z.B. in Frantz, 
Christiane/Martens, Kerstin: Nichtregierungsorganisatione
(NGOs). Wiesbaden 2006. S. 24 und 27), überzeugt je-
doch nicht. Zum einen trifft dies nicht auf alle Parteien zu,
insbesondere nicht auf jene, die keine reale Chance auf 
Überwindung der 5%-Hürde haben und zum anderen 
entspricht es weder dem Selbstverständnis noch der Pra-
xis der meisten Parteien, nur für eine bestimmte Gruppe 
Politik zu machen. Zudem würde dieser Vorwurf alle 
NGOs, die sich für gruppenbezogene Interessen einset-
zen, ebenso treffen. 
DOSSIER Politics of Diversity 



che, die Ablehnung der Öffnung der Ehe für homo-
sexuelle Paare durch konservative Parteien oder die 
offene Aversion rechtsgerichteter Parteien gegen-
über Menschen, die sich bzgl. ihrer ethnischen Her-
kunft von der (Noch-) Mehrheitsbevölkerung unter-
scheiden. Ein Diversity-Ansatz wird hier nicht bzw. 
nur in äußerst begrenztem Umfang Fuß fassen kön-
nen.12 

 
• Bei NGOs mit nicht ideologiegebundenen, universel-

len, global bedeutsamen und merkmalsunabhängi-
gen Zielstellungen steht im Unterschied zu den bei-
den erstgenannten einer Anwendung des Diversity-
Ansatzes nichts entgegen. Im Gegenteil: Der reflek-
tierte und proaktive Umgang mit Vielfalt ist hier für 
Reichweite und Erfolg entscheidend. Das gilt sowohl 
für die Organisation selbst (mit Blick auf Mitglieder-
gewinnung, Attraktivität für SpenderInnen und sons-
tige GeldgeberInnen), als auch für die Art und Weise 
der Kommunikation der Ziele (Lobbyarbeit, mediale 
Präsentation der Organisation und ihres aktuellen 
Anliegens) und schließlich für die Arbeit mit Men-
schen im Wirkungsbereich, die von der jeweiligen 
Aktion oder Kampagne in besonderer Weise betrof-
fen sind.  

 
Letzteres kann insbesondere dann zur Herausforderung 
werden, wenn deren Interessen, z.B. an der (wenn 
auch evtl. nur kurzfristig möglichen) Erhaltung von 
Arbeitsplätzen oder dem Entstehen neuer mit dem Ziel 
kollidiert, die Umwelt zu erhalten und zu schützen. Dies 
erfordert nicht nur fundierte Kenntnisse über die Situati-
on im „Zielgebiet“ und der dort maßgeblichen Werte, 
Normen, Erwartungen, Kommunikationsregeln und 
kulturellen Hintergründe, sondern auch die kritische 
Reflexion der kulturellen Verfasstheit der NGO selbst. 
Interkulturelle Kompetenz i.w.S. ist hier gefragt - insbe-
sondere dann, wenn die Organisation in einem Gebiet 
tätig wird, dem ihre AkteurInnen nicht entstammen13. 
NGOs dieses Typs haben also allen Grund, sich mit 
dem Diversity-Ansatz auseinanderzusetzen.  
DOSSIER Politics of Diversity 
Insbesondere NGOs des letztgenannte Typs haben 
dabei die Möglichkeit, ein umfassendes Verständnis 
von Diversity, in das nicht nur weitere Merkmale, wie 
z.B. die soziale Stellung in der Gesellschaft, sondern 
auch intersektionale Verschränkungen zwischen den 
Diversity-Dimensionen mit einbezogen werden, zu 
kommunizieren. Gleichzeitig haben sie auch die Chan-
ce, einen solchen Ansatz nach innen zu verwirklichen 
und nach außen in die politische Praxis einzubringen, 
weil sie rechtlich weniger gebunden sind als die öffentli-
che Verwaltung14 und nicht zu betriebswirtschaftlichen 
Engführungen gezwungen sind. Sie sind möglicherwei-
se sogar die einzigen politischen AkteurInnen von Ge-
wicht, die die Verletzung von Menschenrechten - auch 
durch Gerechtigkeits- und Demokratiedefizite - tatsäch-
lich und nicht nur rhetorisch umfassend thematisieren 
können.  
 
 
Christian Schenk ist Physiker und war von 1990-2002 
Bundestagsabgeordneter mit den Schwerpunkten Ge-
schlechtergleichstellung und Politik für Lesben, Schwu-
le, Bisexuelle, Transsexuelle bzw. Transgender und 
intersexuelle Menschen. Forschungs- und Vortragstä-
tigkeit zu Geschlechterforschung und Diversity. 
                                                           
12 Das heißt nicht, dass nicht auch Veränderungen in der 
Weltsicht dieser NGOs stattfinden können. Diese wären 
jedoch eher auf gesellschaftliche Entwicklungen und die 
Veränderungen in der Resonanz auf den vertretenen An-
satz (oder zuweilen auch durch die Rechtsprechung) zu-
rückzuführen und kaum auf eine bewusste Auseinander-
setzung mit dem Diversity-Ansatz. 
13 Zur Kritik an unzureichend reflektierter Entwicklungszu-
sammenarbeit siehe z.B. Bashin, Kamla (2004): Gender 
Training ist durch fragmentiertes Denken bedroht. In: 
Netzwerk Gender Training (Hg.): Geschlechterverhältnisse 
bewegen. Erfahrungen mit Gender Training. König-
stein/Taunus. S. 47-55. 
                                                           
14 Öffentliches Verwaltungshandeln ist an gesetzliche 
Vorgaben gebunden und von daher hier ausschließlich die 
in den verschiedenen Rechtsvorschriften gegen Diskrimi-
nierung und für Gleichbehandlung (AGG, BGG, BGleiG, 
SGB) genannten Diversity-Dimensionen Behinderung, 
Alter, ethnischen Herkunft, Geschlecht, Religion bzw. 
Weltanschauung, oder sexuelle Identität von Bedeutung. 
Für das Binnenhandeln der Verwaltung ist zudem Art 33 
Abs. 2 GG zu beachten, der den Zugang zu öffentlichen 
Ämtern ausschließlich an Eignung, Befähigung und fachli-
che Leistung knüpft, die Diversity-Merkmale insofern keine 
unmittelbare Rolle spielen (dürfen). 
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Alexander von Dippel 
Raus aus den Schubladen! Diversity Management in öffentlichen 
Verwaltungen und die Einbeziehung von Intersektionalität 

 
 

In öffentlichen Verwaltungen ist in den letzten Jahr-
zehnten der Umgang mit Vielfalt zunehmend institutio-
nalisiert worden – daraus entstanden sind Verwal-
tungseinheiten für Frauen, Migration etc.. In neuester 
Zeit wird das aus der Privatwirtschaft stammende Kon-
zept des Diversity Management für Verwaltungen disku-
tiert. Inwiefern dieses auch für Verwaltungen sinnvoll 
sein kann, und wie notwendig es ist,  dabei über ein 
Schubladendenken hinaus zu gehen, soll im Folgenden 
dargelegt werden. Dabei kann die Perspektive des 
Individuums zu einer Erweiterung des Diversity-
Konzepts genutzt werden: durch den Gedanken der 
Intersektionalität. 

 

 
Vielfalt und Diversity Management 
Diversity bedeutet Vielfalt – diese bezieht sich auf die 
Vielfalt der Menschen in einem gemeinsamen Kontext, 
einer Organisation oder Stadt. Es wird häufig versucht, 
diese Vielfalt über eine Einteilung der Persönlichkeit in 
verschiedene Gruppen von etablierten Sozialkategorien 
zu charakterisieren.1 Auch sind beispielhafte Aufzäh-
lungen von Merkmalen üblich, die mit einem „etc.“ ab-
geschlossen werden, welches dann meistens ignoriert 
wird. Seit dem Beginn der Umsetzung des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) sind insbesondere 
die „Big 6“ auf der Agenda: Ethnische Herkunft, Ge-
schlecht, Religion/Weltanschauung, Behinderung, Alter 
und sexuelle Identität. 
 
Bei der Fokussierung auf die einzelnen Merkmale und 
ihre Unterschiede wird oftmals vergessen, dass Diversi-
ty auch Gemeinsamkeiten beinhaltet. So definiert R. R. 
Thomas: „Diversity refers to any mixture of items char-
acterized by differences and similarities” (Thomas 1996, 
S. 5). Was es mit dieser Mischung von Merkmalen auf 
sich hat und inwiefern diese auch in der Praxis zu be-
rücksichtigen ist, wird im Weiteren zu zeigen sein. 
                                                           
1 Gängig ist in Diversity-Kreisen etwa die Einteilung von 
Gardenswartz und Rowe (1994) in verschiedene interne 
Dimensionen (Alter, sexuelle Orientierung, Ethnizität, phy-
sische Fähigkeiten etc.), externe Dimensionen (etwa geo-
graphischer Lebensmittelpunkt, Ausbildung, Arbeitserfah-
rung, Einkommen, persönliche Gewohnheiten, Familien-
stand oder Religion) sowie den organisationalen Kontext 
(z.B. funktionale Zugehörigkeit, Seniorität, Management-
Status, Arbeitsinhalt, Abteilungszugehörigkeit oder Einbin-
dung in Interessensvertretungen). 
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Diversity Management ist ein strategisches Konzept, 
das darauf abzielt, Vielfalt richtig zu managen und 
strukturelle Benachteiligungen abzubauen. Dabei geht 
es jedoch über die Abwehr von Diskriminierungen hin-
aus und betont die Potentiale des Individuums. Im Kon-
text einer Organisation gilt es, diese Potentiale produk-
tiv nutzen zu können. Diese Potentiale stellen also 
einen Wert dar, der dadurch geschätzt wird, dass Viel-
falt so gemanagt wird, dass Bedingungen geschaffen 
werden, unter denen alle Beschäftigten ihre Leistungs-
fähigkeit und -bereitschaft uneingeschränkt entwickeln 
und entfalten können und wollen (vgl. Thomas 1991). 
Inwiefern können diese Ziele von Diversity auch für den 
Bereich öffentlicher Verwaltungen Geltung besitzen? 
Ein Blick auf die Anfänge: US-amerikanische 
Verwaltungen 
Im deutschsprachigen Raum ist das Konzept des Di-
versity Management in den Anfängen vornehmlich in 
der Privatwirtschaft diskutiert worden. Eine (nicht reprä-
sentative) Studie von 2005 (von Dippel 2007) in Berliner 
öffentlichen Verwaltungen ließ darauf schließen, dass 
noch kein „Diversity-Bewusstsein“ in den Köpfen der 
Führungskräfte vorhanden und das Konzept unbekannt 
war. In den USA hingegen wird Diversity bereits seit 
Mitte der 90er Jahre auch in öffentlichen Verwaltungen 
eingesetzt (vgl. Naff/Kellough 2001, S. 12). 1999 wur-
den in einer Studie immerhin 120 US-Bundesbehörden 
identifiziert, die Diversity-Aktivitäten implementiert hät-
ten (vgl. ebd.).  
 
Interessant sind die Begründungen, aus denen heraus 
Diversity eingeführt wurde. Die bestehende Vielfalt in 
der Bevölkerungs- und Beschäftigtenstruktur kann als 
wichtiges Argument für die Einbeziehung und Wert-
schätzung von Vielfalt angeführt werden; die Forde-
rung, Organisationskulturen dementsprechend zu ges-
talten, wurde zunächst nicht ökonomisch, sondern mit 
Menschen- und Bürgerrechten begründet (vgl. Broad-
nax 2000, S. 66ff.). Daraus entstandene Gleichstel-
lungsprogramme (Equal-Employment-Opportuntiy und 
Affirmative-Action) wurden aber von Mitgliedern der 
dominanten Gruppe nicht akzeptiert, da sie sich nur auf 
die Förderung bestimmter Merkmalsausprägungen 
beschränkten – „Frauenförderung“ z.B. kann auf Män-
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ner weniger überzeugend wirken als „Gleichstellung der 
Geschlechter“.  
 
Die Einbeziehung und Wertschätzung von Vielfalt ver-
sprach dagegen weniger Selektivität, setzte sich aber 
erst durch, als Ende der 80er Jahre erste Erfolge durch 
Empowerment von Minderheiten sichtbar wurden. Da-
bei spielte die Idee eine Rolle, dass öffentliche Verwal-
tungen ihrem Auftrag besser nachkommen könnten, 
wenn ihre Beschäftigten ein repräsentatives Abbild der 
Gesellschaft darstellten. Die Hauptbegründung aber, 
warum öffentliche Verwaltungen mit der Einführung von 
Diversity Management begannen, ist in dem Mangel an 
Fachkräften zu sehen (vgl. Rice/Arekere 2005, S. 25). 
Das Personalmarketing-Argument besagt nämlich, dass 
Organisationen, die Diversity propagieren, bessere 
Chancen bei der Gewinnung und Bindung von qualifi-
ziertem Personal haben (vgl. Cox/Blake 1991, S. 47ff.). 

 

 

Verwaltung als Organisation: Vorteile von Di-
versity Management 
Im deutschsprachigen Raum erfolgt die Einführung von 
Diversity-Programmen in öffentlichen Verwaltungen erst 
seit kurzem. Die Umsetzung der EU-Antidiskriminie-
rungsrichtlinien2 in nationales Recht hat sicherlich ei-
nen wesentlichen Teil dazu betragen, dass das Konzept 
dort nun mehr Beachtung findet. Dabei gibt es viele 
weitere Gründe, warum ein integriertes Diversity Mana-
gement auch in und von Verwaltungen verwirklicht 
werden sollte. Eines der eingängigsten Argumente ist 
sicherlich das bereits oben genannte: Im Rahmen eines 
Vorbildcharakters von Verwaltungen für die Gesell-
schaft kann Diversity Management ein Instrument dazu 
sein, eine repräsentative Belegschaft zu erlangen. 
 
Doch auch ökonomischen Beweggründe, welche zu-
vorderst in der Privatwirtschaft verortet werden, können 
für Verwaltungen eine gewisse Relevanz haben (vgl. 
Krell. 2008, S.68; von Dippel 2007). Dazu gehören u.a. 
die Vermeidung von Kosten, die durch Diskriminierung 
verursacht würden; eine erhöhte Kreativität und verbes-
serte Problemlösungskompetenz; das Eingehen auf die 
Bedürfnisse der (vielfältigen) Beschäftigten; ein verbes-
sertes Marketing, das mit mehr Aufmerksamkeit auf die 
Vielfalt der Zielgruppen eingehen kann; sowie das be-
reits erwähnte Personalmarketing-Argument. 
 
Zumindest für Unternehmen gilt, so eine Studie der EU-
                                                           
2 "Anti-Rassismus-Richtlinie" (2000/43/EG), "Rahmenricht-
linie Beschäftigung" (2000/78/EG), "Gender-Richtlinie" 
(2002/73/EG), "Unisex-Richtlinie" (2004/113/EG). 
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Kommission (vgl. 2005, S.16), dass es stets verschie-
dene Faktoren sind, die zur Einführung von Diversity 
Management führen, ethisch-moralische genauso wie 
ökonomische. Betont wird dabei auch das Hinausge-
hen-Wollen über die Einhaltung von Rechtsvorschriften. 
Diese stellen zwar innerhalb der Verwaltung einen 
notwendigen Anschub für Prozesse dar, da deren origi-
näre Aufgabe darin besteht, politisch-rechtliche Vorga-
ben umzusetzen. Jedoch bleibt ein gewisser Gestal-
tungsspielraum, weshalb es erforderlich erscheint, das 
Commitment der Beschäftigten und auch der Füh-
rungskräfte zu erlangen.  
 
Unterschiedliche Positionen und Einstellungen führen 
zu unterschiedlichen Empfänglichkeiten für die ver-
schiedenen Argumente – welche sich ja auch gegensei-
tig nicht ausschließen (vgl. Krell 2008, S. 71ff.). Insofern 
erscheint es wünschenswert, wenn mehr Begründun-
gen als nur der rechtliche Rahmen zur Einführung eines 
strategischen Konzepts einladen – denn auch rechtliche 
Begründungen verleiten nicht unbedingt dazu, etwas 
aus Überzeugung zu tun. Letztere ist jedoch notwendig, 
insbesondere, wenn organisationsinterne Strukturen 
eines Diversity Management erst noch geschaffen 
werden müssen. 
Externe Perspektive: Von der Integrations- zur 
Diversity-Politik 
Öffentliche Verwaltungen sind nicht nur eine der größ-
ten Arbeitgeber, in welcher Funktion sie als Organisati-
on auftreten, die Maßnahmen und Strukturen im Hin-
blick auf ihre Belegschaft ausrichten. Sie stehen als Teil 
der Exekutive außerdem im Spannungsfeld zwischen 
Recht und Politik einerseits und der Gesellschaft bzw. 
Bevölkerung andererseits. Sie haben Kontakt zu den 
BürgerInnen (und auch Menschen ohne Bürgerrechte), 
regeln wichtige Aspekte des sozialen Miteinanders, 
greifen aktiv in die Planung und Gestaltung von Städten 
und besiedeltem Raum ein, erbringen Dienstleistungen 
und fördern Dienstleister und Vereine. Mit diesen Funk-
tionen rückt im Sinne einer Umsetzung von Diversity-
Politik die diverse Klientel in den Mittelpunkt.  
 
Traditionell jedoch waren frühe Politiken, welche sich 
an „Minderheiten“ richteten, zumeist angelehnt an ein 
homogenes Ideal: christliche, heterosexuelle, männli-
che Staatsangehörige mittleren Alters und Einkommens 
ohne körperliche Beeinträchtigungen. Menschen, die 
davon abwichen, wurden bestenfalls als „defizitär“ be-
trachtet, wobei sich etwaige Förderaktivitäten nach 
einem entsprechenden Beratungs- und Betreuungspa-
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radigma richteten. Als Beispiel kann eine „Integrations-
politik“ gelten, deren Ziel an einem „Assimilationsprin-
zip“ orientiert ist, d.h. die Zugewanderten sind  dazu 
aufgerufen, sich an die Normen und Werte der Mehr-
heitsgesellschaft anzupassen bzw. diese zu überneh-
men. 
 
Während herkömmliche Integrationspolitik fragt: „Was 
muss getan werden, um ‚ihnen’ – den Zugewanderten – 
die Eingliederung in ‚unsere’ Gesellschaft zu erleich-
tern?“, so stellt sich aus der Perspektive einer Diversity-
Politik die Frage: „Was muss getan werden, damit in 
einer durch Migration stark veränderten Stadt die Ver-
waltung und die lokale Politik selbst den Bedürfnissen 
einer kulturell vielfältigen Bürgerschaft weiterhin ent-
sprechen?“. (Stadt Wien 2002, S.15f. – vgl. auch den 
Beitrag von Ursula Struppe in diesem Dossier.) Nicht 
die Menschen sollen sich ändern, sondern die Struktu-
ren.  
 
Somit findet ein Paradigmenwechsel von einer defizitä-
ren, auf Assimilation gerichteten Perspektive statt, hin 
zu einer Sichtweise auf Vielfalt als kulturelle und wirt-
schaftliche Ressource, welche über die Abwehr von 
Diskriminierungen deutlich hinausgeht. In der Wiener 
Stadtverwaltung z.B. wurde zu diesem Zweck eigens 
eine Magistratsverwaltung für Diversitätsangelegenhei-
ten eingerichtet, die eine Querschnittsfunktion wahr-
nimmt. 

 

 

Warum sich in der Diversity-Praxis etwas än-
dern muss  
Ein Problem, das aus der traditionellen divisionalen 
Herangehensweise an spezielle Bedürfnisgruppen 
entsteht, ist das einer Monodimensionalität: So existie-
ren Verwaltungseinheiten für Frauen, andere für 
MigrantInnen und Themen wie Generationen, Homose-
xualität oder Behinderung werden wieder an anderen 
Stellen bearbeitet (und zumeist mit einer deutlichen 
Ungleichgewichtung zwischen den Dimensionen unter-
einander). Es handelt sich dabei um eine sehr statische 
Einteilung dieser Dimensionen. Diesen wird mit eige-
nen, traditionell gewachsenen Programmen und Maß-
nahmen begegnet. Dementsprechend gibt es eine 
laufende Debatte darüber, welche Diversity-Kategorien 
wichtig sind und deshalb in Programme implementiert 
werden sollen.  
 
Dieser Zugang scheint problematisch, da er eine Hie-
rarchie zwischen verschiedenen Dimensionen etabliert 
und somit zu einer Konkurrenz zwischen ihnen führen 
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kann (Verloo 2006). Auch kann befürchtet werden, dass 
Gemeinsamkeiten struktureller Benachteiligung uner-
kannt bleiben, welche sich in einer gemeinsamen Stra-
tegie besser entgegen wirken ließen. Ein Indikator ist 
die Tendenz, dass in der Praxis immer noch deutlich 
getrennte Diskurse existieren: So wird Gender 
Mainstreaming selten mit Diversity und interkulturelle 
Öffnung oft ohne Gender diskutiert – von anderen Di-
mensionen ganz zu schweigen. 
Problematisch ist auch die Einteilung in endlich viele 
Gruppen. Werden diese Dimensionen in einem stati-
schen Set behandelt, wie es von manchen PraktikerIn-
nen des Diversity Management anklingen mag („Wir 
machen Gender, Familie, Work-Life und  beschäftigen 
Behinderte“), und im Sinne gegebener, fixer Sozialka-
tegorien verstanden, birgt dies zudem die Gefahr der 
Schubladisierung und Essentialisierung, d.h. aus der 
Gruppenzugehörigkeit wird auf vermeintlich zwangsläu-
fig daraus folgende Merkmale, Eigenschaften oder 
Verhaltensweisen geschlossen und Stereotype können 
sich sogar noch verstärken. 
 
Der Begriff der Identität erscheint geeignet, die be-
schriebene Problematik aus einer Perspektive der 
AdressatInnen von Diversity zu betrachten – sowohl in 
theoretischen Überlegungen zu Diversity als auch in 
deren praktischen Umsetzungsversuchen. Insbesonde-
re Gendertheorien und Queer Theory stellen die Idee 
einer fixen und statischen Identität in Frage und beto-
nen die Wichtigkeit von Überschneidungen verschiede-
ner sozialer Kategorien (vgl. z.B. Phoenix/Pattynama 
2006; Perko 2005). Hinzu kommt, dass Individuen sich 
selbst und andere je nach spezifischen Erwartungen 
der jeweiligen sozialen Situation kategorisieren (vgl. 
auch Turner/Reynolds 2004).  
Die Perspektive der Betroffenen: Intersektio-
nalität 
Einen Ansatz, eine strikte Einteilung von Individuen 
aufgrund von statischen Identitätskategorien zu vermei-
den, bietet das Konzept der Intersektionalität. Der Beg-
riff stammt aus der feministischen Theorie und geht auf 
die Auseinandersetzung der US-amerikanischen 
Rechtswissenschaftlerin Kimberle Crenshaw 
(1998/1989) mit der spezifischen Benachteiligung und 
Diskriminierung von schwarzen Frauen am Arbeits-
markt zurück. Dabei handelt es sich um Effekte, die in 
verschiedenen Zusammenhängen und Situationen 
gerade aus den Überschneidungen mehrerer Merkmale 
folgen. Sie sind komplex und können sich ständig ver-
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ändern (vgl. Brah/Phoenix 2004: 76). Damit verbunden 
ist das Problem von Mehrfachdiskriminierungen. 
 
So kann z.B. eine muslimische Frau auf Jobsuche ganz 
eigene Diskriminierungserfahrungen erleben müssen, 
die nicht mit denen von muslimischen Männern oder 
christlichen Frauen vergleichbar sind. Es geht also nicht 
um eine simple Addition von Diskriminierungsachsen. 
Derselben Frau könnten außerdem in einer anderen 
Situation noch andere Probleme widerfahren, z.B. als 
geschiedene ältere Muslimin auf Wohnungssuche. Ein 
anderes Beispiel: AutofahrerInnen können sich den 
Identitätswechsel besonders klar machen, wenn sie 
daran denken, wie unterschiedlich die Perspektive 
hinter dem Steuer und zu Fuß auf der Straße ist: Regen 
sie sich in ersterer Position gerne über FußgängerInnen 
auf, schimpfen sie in letzterer gerne über AutofahrerIn-
nen. Kategorien können somit als sozial konstruiert und 
veränderbar gelten. Dementsprechend wird das Kon-
zept einer einzigen sozialen Identität stark kritisiert.  
 
Das Konzept der Intersektionalität erscheint somit ge-
eignet, dem Diversity-Konzept die Perspektive der 
AdressatInnen einer Diversity-Strategie hinzuzufügen. 
Indem es den Zusammenhang zwischen einzelnen 
Diskriminierungsgründen sowie deren gegenseitige 
Wirkung beschreibt, erinnert es zudem daran, dass 
Diversity-Dimensionen nicht isoliert betrachtet werden 
dürfen. Ein Symptom dafür, dass dies noch immer nicht 
hinlänglich geschieht, ist die Tatsache, dass Intersekti-
onalität mittlerweile vielfältig vor allem im Bereich der 
Geschlechterforschung diskutiert wird, nicht jedoch in 
Bereichen wie Cultural Diversity, Religion, Alter oder 
Gesundheit.3 Außerdem mangelt es bislang noch an 
einer breiten Verknüpfung zu Organisations- und Ma-
nagementtheorien.4 

 

 
 

Was ist zu tun? 
Auf der einen Seite steht der Anspruch, eine von Vielfalt 
geprägte Realität anzuerkennen und den Individuali-
täten gerecht zu werden. Demgegenüber stehen ge-
wach-sene Organisationseinheiten für einzelne (weni-
ge) Dimensionen und das (ernstzunehmende) organisa-
tionale Bedürfnis nach Komplexitätsreduktion.  
                                                           
3 Die Berücksichtigung des Intersektionalitäts-Merkmals 
"class" wird übrigens in Diversity-Diskursen zumeist aus-
geklammert - auch hier könnte der Intersektionalitäts-
Ansatz als Anregung dienen. 
4 Eine erste Studie befasste sich mit der Umsetzung von 
Diversity in der Stadt Wien mit einem speziellen Fokus auf 
das Problem der Intersektionalität - vgl. von Dippel/Fleisch-
mann/Hanappi-Egger (2007). 
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Als wichtig erscheint es zunächst, möglichen Konkur-
renzen zwischen den einzelnen Diversity-Dimensionen 
vorzubeugen und Verknüpfungen untereinander herzu-
stellen. Insofern bedarf es eines strategischen Diversi-
ty-Konzepts, das möglichst alle Diversity-Dimensionen 
miteinbezieht und in der Organisationsstruktur der Ver-
waltung entsprechend verankert ist. Als Vorbild könnten 
die Antidiskriminierungsstellen dienen, die sich um die 
verschiedenen Diskriminierungen gleichermaßen küm-
mern. Mögliche Umsetzungen in Verwaltungen sind 
Diversity-Steuerungsgruppen, -Querschnittsabteilungen 
oder -Stabsstellen. Diese sollten dafür sorgen, dass ein 
Diversity Management im Sinne eines umfassenden 
Diversity-Mainstreaming (analog zu Gender Mainstrea-
ming) sowohl intern (Verwaltung als Organisation) als 
auch extern (in Bezug auf die BürgerInnen, in Berei-
chen von Stadtplanung, Sozialpolitik, etc., sowie bezüg-
lich Förderpolitik und Zulieferer-Vorgaben) umgesetzt 
wird. Zentrale Aufgaben sind die Sensibilisierung der 
MitarbeiterInnen und vor allem die strategische Planung 
struktureller Rahmenbedingungen, um einen proaktiven 
Umgang mit Vielfalt zu gewährleisten. 
 
Entscheidend ist, dass der zentral geplanten „Top-
Down“-Strategie (deren Vorgaben auch von der Politik 
geteilt werden sollten) ein „Bottom-up“ entgegen steht: 
intern durch Implementierungsfreiräume, extern durch 
Einbindung der BürgerInnen (z.B. durch Einbeziehung 
in Entscheidungsprozesse, Institutionalisierung von 
Bürgerberatungen). Dabei sollte aber sichergestellt 
werden, dass nicht die Mehrheit eine Minderheit domi-
niert.5 Essentiell ist eine systematische Wahrnehmung 
und Berücksichtigung von Klein- und Kleinstgruppen. 
Insofern gilt es auch, den stetigen Dialog mit verschie-
denen sozialen Gruppen zu suchen, Bürgerjurys einzu-
setzen und Techniken der Konsensfindung (z.B. Kon-
senskonferenzen; deliberatives mapping) zu bemühen.  
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Karin Schuster 
Diversity und Antidiskriminierung – 
Neue Leitprinzipien für die Arbeit in Argen und Jobcentern?

  
Das Arbeitslosengeld II, besser bekannt als "Hartz IV", 
steht im Mittelpunkt kontroverser Debatten. Diese knüp-
fen auch daran an, dass die Reform des Grundsiche-
rungssystems die Förderung erwerbsfähiger Hilfebe-
dürftiger mit einer Eingliederung in den Arbeitsmarkt 
verbindet, ohne auf individuelle Lebensentwürfe Rück-
sicht zu nehmen.1 Damit ist das Sozialgesetzbuch II 
(SGB II) im Vergleich zum Bundessozialhilfegesetz 
wesentlich stärker an einer (unmittelbaren) Integration 
Erwerbsloser in den Ersten Arbeitsmarkt orientiert. Laut 
Gesetz sollen individuelle AnsprechpartnerInnen ge-
meinsam mit erwerbsfähigen Hilfebedürftigen durch 
individuelle Beratung eine Strategie zur (Wieder-) Ein-
gliederung in den Arbeitsmarkt entwickeln. Die Steue-
rung sowohl arbeitsmarkt- und sozialintegrativer Leis-
tungen als auch der Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts erfolgt im Wesentlichen in Kooperati-
on der Bundesagentur für Arbeit und kommunaler Trä-
ger. Die Arbeit der Argen und Jobcenter zielt auf ein 
baldiges Ausscheiden der "KundInnen" aus dem Leis-
tungsbezug. Sie unterliegt dem Prinzip "Fordern und 
Fördern" und schließt eine (einseitige) existenzbedro-
hende Sanktionsgewalt ein.   

Kulturelle, personale und soziale Unterschiedlichkeit 
prägen den Alltag in Argen und Jobcentern. Chancen-
gleichheit und Gleichbehandlung aller BürgerInnen sind 
zentrale gesellschaftspolitische Ziele, und mit der Un-
terzeichnung der "Charta der Vielfalt" hat auch die 
Bundesagentur für Arbeit ein grundlegendes Bekennt-
nis zur Wertschätzung dieser Vielfalt abgelegt. 
 
Doch auf welche Weise setzt sie eine Politik der Vielfalt 
um und wie erfolgreich ist die Organisation dabei? 
Anhand des Zugangs zu Integrationsleistungen nach 
dem SGB II soll dieser Frage nachgegangen werden. 
Erfahrungen von LeistungsbezieherInnen, den KundIn-
nen der Arbeitsagentur, lassen zum einen vermuten, 
dass Ressourcen abhängig von persönlichen Merkma-
len ungleich verteilt werden, zum anderen, dass in der 
Praxis des Alltags vielfältige Potenziale unerkannt und 
somit ungenutzt bleiben.  
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Zugang zu Integrationsleistungen nach dem 
SGB II 
KundIn und FallmanagerIn verbindet ein Arbeitsbünd-
nis, welches sich von üblichen professionellen Bera-
tungs-Standards wesentlich unterscheidet: Ihre Bezie-
hung basiert nicht auf Freiwilligkeit, sie soll ein extern 
vorgegebenes Ziel verfolgen und schließt eine (einseiti-
ge) Sanktionsgewalt ein. Um schnellstmöglich einen 
Übergang der KundInnen in ein sozialversicherungs-
pflichtiges Beschäftigungsverhältnis oder eine existenz-
sichernde Selbständigkeit zu erreichen, steht ein vielfäl-
tiges Repertoire arbeitsmarktpolitischer Instrumente zur 
Verfügung. Wie gestaltet sich nun der Zugang zu Bil-
dungsgutscheinen, Trainingsmaßnahmen, Kombilohn 
und Ein-Euro-Jobs?  
 
Erste Hinweise ergibt ein Blick auf die erste Phase der 
Zusammenarbeit von KundIn und FallmanagerIn, in der 
entscheidende Grundlagen für den späteren Zugang zu 
Integrationsleistungen erarbeitet werden. Zunächst 
werden Informationen und Eindrücke zur sozialen und 
arbeitsmarktrelevanten Situation der KundInnen erho-
ben und im Vermittlungs-, Beratungs- und Informations-
system der Arbeitsagentur (VerBIS) erfasst. Auf dieser 
Basis erfolgt anschließend eine Bewertung der Chan-
cen auf Integration in Arbeit unter Berücksichtigung des 
Unterstützungsbedarfs. Dieses sogenannte "Profiling" 
dient der Diagnose individueller Stärken, Schwächen 
und Chancen, gleichzeitig wird es zur KundInnenseg-
mentierung und Ressourcenallokation genutzt. Arbeit-
suchende werden anhand ihrer prognostizierten Chan-
cen am Arbeitsmarkt und ihres Unterstützungsbedarfs 
gruppiert, um ihnen anschließend nach intern festgeleg-
ten Regeln Ressourcen zur Verfügung zu stellen.  
 
Die Entwicklung einer KundIn bis zur existenzsichern-
den Integration in Erwerbsarbeit vor dem Hintergrund 
der vorangegangenen Chancen-Prognose lässt sich 
anhand eines Betreuungsstufenmodells2 nachzeichnen. 

                                                           
                                                           
1 Nach § 3 SGB II wird der Arbeitsaufnahme und der Be-
endigung des Leistungsbezugs der unbedingte Vorrang vor 
anderen Zielen eingeräumt. Nach § 10 Abs.1 SGB II ist 
jede Arbeit zumutbar. Leistungen zur Eingliederung in 
Arbeit haben Vorrang vor Leistungen zum Lebensunterhalt. 
2 Siehe hierzu die PowerPoint-Präsentation der Bundes-
agentur für Arbeit: Profiling und Betreuungsstufen im SGB 
II. Arbeitshilfe zur fachlichen Unterstützung und Umset-
zung in VerBIS, 2007.  
45

http://bundesrecht.juris.de/sgb_2/index.html
http://bundesrecht.juris.de/sgb_2/index.html
http://www.arbeitsagentur.de/
http://www.charta-der-vielfalt.de/
http://www.elo-forum.org/
http://de.wikipedia.org/wiki/Berufliches_Profiling
http://bundesrecht.juris.de/sgb_2/__3.html
http://bundesrecht.juris.de/sgb_2/__10.html
http://www.lvbayern.caritas.de/aspe_shared/form/download.asp?nr=150490&form_typ=115&ag_id=6865
http://www.lvbayern.caritas.de/aspe_shared/form/download.asp?nr=150490&form_typ=115&ag_id=6865
http://www.lvbayern.caritas.de/aspe_shared/form/download.asp?nr=150490&form_typ=115&ag_id=6865
http://www.lvbayern.caritas.de/aspe_shared/form/download.asp?nr=150490&form_typ=115&ag_id=6865


Die Zuordnung von erwerbsfähigen Hilfebedürftigen zu 
einer Betreuungsstufe und somit die Steuerung gesetz-
licher Leistungen stützen sich auf Vermutungen der 
FallmanagerIn, wann und mit welcher Unterstützung 
eine KundIn in Erwerbsarbeit integrierbar sein könnte.  

 

Individuelle Wahrnehmungs- und Reflexions-
muster von FallmanagerInnen verhindern Zu-
gang zu Ressourcen 
Beispiele zeigen, welchen Einfluss Wahrnehmungs- 
und Reflexionsmuster der FallmanagerInnen und Per-
sönlichen AnsprechpartnerInnen (PAps) auf den Zu-
gang zu Ressourcen und damit gleichzeitig auf indivi-
duelle Entwicklungschancen Arbeitsuchender nehmen.  

 

Merkmal Geschlecht 

Sabine M., 35 soll weil das Einkommen ihres Mannes 
die Existenz der Familie nicht sichert, einer Erwerbstä-
tigkeit nachgehen. Nach der Hauptschule hatte sie eine 
Ausbildung begonnen, diese aber nach der Geburt des 
ersten Kindes nicht fortgeführt, um sich ausschließlich 
der Kindererziehung und dem Haushalt zu widmen. Ihre 
letzte Erwerbstätigkeit liegt acht Jahre zurück.  
 
In diesem konkreten Fall bietet die Software VerBIS 
lediglich die Möglichkeit, den Schulabschluss, die nicht 
abgeschlossene Ausbildung sowie einige als Hausfrau 
und Mutter erworbene Fähigkeiten zu erfassen, z. B. 
sanitäre Einrichtungen reinigen, spülen, Gemüse und 
Salat putzen und Kinderbetreuung. Langjähriges unbe-
zahltes Haushalts- und Familienmanagement ist nicht 
im Werdegang abbildbar. Raumpflegerin oder Küchen-
hilfe können auf der Basis dieses Profils als berufliche 
Perspektive für die Kundin ermittelt werden.  
 
Erhebliche Einkommensunterschiede zwischen Frauen 
und Männern in Kombination mit kürzeren Erwerbsar-
beitszeiten aufgrund der Übernahme unbezahlter Re-
produktionsarbeit schlagen sich in einer geringeren 
sozialen Sicherung im Falle von Erwerbslosigkeit nie-
der, da der Status im Erwerbsleben in die sozialen 
Sicherungssysteme hinein verlängert wird. Mit der In-
anspruchnahme von Arbeitslosengeld II greift das Kon-
zept der Bedarfsgemeinschaft, durch das Ansprüche 
aufgrund der Anrechnung von Partnereinkommen redu-
ziert werden oder entfallen. Dies betrifft überproportio-
nal Frauen, da sie angesichts der besseren Erwerbsin-
tegration von Männern wesentlich häufiger auf das 
Einkommen ihres Partners verwiesen werden.  
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Hinter scheinbar neutralen Regelungen kann sich auch 
eine Ungleichbehandlung aufgrund des Geschlechts 
verbergen, ein Beispiel hierfür ist die geschlechterdiffe-
renzierende Vermittlung von Tätigkeiten. Zudem benö-
tigen Berufsrückkehrerinnen Zeit für Orientierung und 
Qualifizierung, die ihnen nicht eingeräumt wird. Dies 
alles trägt zu einer Verfestigung der geschlechtsspezifi-
schen Segregation des Arbeitsmarktes bei.  

 

Merkmal ethnische Herkunft 

Ein 52-jähriger Handwerksmeister verlor vor zwei Jah-
ren wegen Insolvenz des Betriebes seinen Arbeitsplatz. 
Er verfügt über langjährige Berufserfahrungen und ist 
bundesweit umzugsbereit. Auch einem Umzug ins 
englisch- oder französischsprachige Ausland steht er 
offen gegenüber, da er viele Jahre in einem Land gelebt 
hat, in dem beide Sprachen gesprochen werden. Der-
zeit bewirbt er sich sehr engagiert auf ausgeschriebene 
Stellen. Bei der Formulierung schriftlicher Bewerbungs-
unterlagen in deutscher Sprache benötigt er etwas 
Unterstützung.  
 
Sowohl handwerkliche als auch kaufmännische Fähig-
keiten lassen sich weitgehend in VerBIS abbilden, mut-
tersprachliche Kenntnisse jedoch nicht, da sich alle 
Sprachen außer der deutschen in der Rubrik "Fremd-
sprachen" finden. Auffällig an dem Profil des Kunden 
ist, dass dort ausschließlich sein beruflicher Werdegang 
in Deutschland dokumentiert ist, obwohl er in einem 
anderen Land einen (in Deutschland anerkannten) 
Ausbildungsabschluss und fast zehnjährige Berufspra-
xis erworben hat. Außerdem wird der Kunde als integra-
tionsfern, als nicht in ein Beschäftigungsverhältnis ver-
mittelbar, eingestuft, da er aufgrund seiner Hautfarbe 
nicht in Beschäftigungsverhältnisse vermittelt werden 
könne, die den Kontakt mit KundInnen umfassen.  
 
Menschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit sind 
wesentlich schlechter als die Vergleichsgruppe mit 
deutschem Pass in den Arbeitsmarkt integriert. In Ver-
BIS hinterlegte Informationen zeigen, dass die Bewer-
tung der Fähigkeiten von KundInnen oftmals in einem 
Zusammenhang mit deren deutschen Sprachkompe-
tenzen steht. Menschen, die nicht fließend in deutscher 
Sprache kommunizieren können, werden häufig geringe 
Fähigkeiten zugetraut, und sie selbst sind nicht ohne 
weiteres in der Lage, ihre Erfahrungen, Fähigkeiten und 
beruflichen Ziele zu artikulieren.  
 
Skepsis ist häufig auch gegenüber nicht in Deutschland 
erworbener Berufspraxis zu beobachten, zudem kön-
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nen Berufserfahrungen von MigrantInnen nur in gerin-
gem Umfang mit Hilfe von Qualifizierungsmaßnahmen
für den hiesigen Arbeitsmarkt nutzbar gemacht werden,
da eine möglichst unmittelbare Arbeitsaufnahme Vor-
rang hat3.  Zur Unterstützung der Zusammenarbeit
kann eine DolmetscherIn hinzugezogen werden, in der
Praxis scheint davon jedoch selten Gebrauch gemacht
zu werden. Auch ein fortgeschrittenes Lebensalter
schlägt sich bei der Zuordnung in das Betreuungsstu-
fensystem nieder, für den Zugang zu einigen Eingliede-
rungsleistungen sind sogar Altersgrenzen vorgesehen.  

 

 

Merkmal Behinderung 

Jennifer H. sucht seit zwei Jahren vergeblich einen 
Ausbildungsplatz. Sie ist lernbehindert und hat eine 
Förderschule mit hervorragenden Noten abgeschlos-
sen. Um die Zeit bis zum Beginn einer Ausbildung zu 
überbrücken und Einblicke in verschiedene Berufsfelder 
zu erhalten, hat sie zahlreiche Praktika absolviert und 
stellte fest, dass die Bereiche Altenpflege und Haus-
wirtschaft interessant für sie sind.  
 
Im Rahmen der Praktika erworbene hauswirtschaftliche 
Fähigkeiten lassen sich recht detailliert in VerBIS abbil-
den, jedoch nicht der Abschluss der Förderschule. 
Einzige mögliche Angabe ist "kein Schulabschluss". 
Diese KundIn wurde wegen ihrer Behinderung auf die 
Gruppe der Integrationsfernen verwiesen. In ihrem 
Profil findet sich zudem kein Vermerk, dass sie als 
lernbehinderte Ausbildungsuchende Schwerbehinder-
ten gleichgestellt ist. Dies würde den Zugang zu beson-
deren Fördermöglichkeiten eröffnen, z. B. speziellen 
Ausbildungsangeboten für lernbehinderte Menschen.  
 
Obgleich der Gesetzgeber die Notwendigkeit der beruf-
lichen (Wieder-) Eingliederung von Menschen mit Be-
hinderungen laufend betont, sind in der Praxis spezifi-
sche Fördermöglichkeiten wenig bekannt. Insbesondere 
die Integrationsfachdienste unterstützen behinderte 
Menschen bei Fragen des Zugangs zum Arbeitsmarkt.  

 

Fazit: Ungenutzte Potenziale und diskriminie-
rende Bewertungen 
Die geschilderten Beispiele zeigen, dass umfangreiche 
Potenziale nicht berücksichtigt werden, obwohl perso-
nale, soziale und kulturelle Vielfalt täglich in Argen und 
Jobcentern zu erleben ist und Irritation erzeugt. Kompe-
tenzen und Erfahrungen Arbeitsuchender werden von 
                                                           
3 Siehe hierzu Frings, Dorothee: Arbeitsmarktintegration - 
Chancen und Risiken für Migrantinnen.  
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FallmanagerInnen, die in einem Spannungsfeld von 
Kontrolle und individuellem Fallverstehen agieren, un-
terschiedlich wahrgenommen und bewertet. Für einen 
individuellen Beratungs- und Integrationsprozess not-
wendige zeitliche und personelle Ressourcen stehen 
nicht zur Verfügung, die praktische Umsetzung ist 
selbst von dem angestrebten Personalschlüssel von 
1:75 im Verhältnis von FallmanagerIn zu KundInnen 
oftmals weit entfernt4. Insofern kann die für den Zugang 
zu Integrationsleistungen relevante Zuordnung zu einer 
Betreuungsstufe auch von der Frage nach dem daraus 
resultierenden Arbeitsaufwand geleitet sein.  
 
Diskriminierende Bewertungen, unzureichende Mög-
lichkeiten des Vermittlungs-, Beratungs- und Informati-
onssystems sowie die strukturell verankerte Möglichkeit 
der Ungleichbehandlung und Hierarchisierung aufgrund 
persönlicher Merkmale nehmen nicht nur Einfluss auf 
den Zugang zu Integrationsleistungen, sondern können 
auch zur Grundlage (sanktionsbewehrter) Forderungen 
an KundInnen werden. Strukturen und standardisierte 
Instrumente zur Umsetzung des SGB II bergen insofern 
Diskriminierungsrisiken im Hinblick auf die Verteilung 
von Ressourcen in sich. Ressourcen werden in erhebli-
chem Umfang sogenannten "marktnahen" KundInnen 
zur Verfügung gestellt, jene mit erheblichem Unterstüt-
zungsbedarf und geringen Chancen am Arbeitsmarkt 
werden auf ihre individuelle Initiative und Verantwortung 
verwiesen. Eine konkrete Umsetzung der Selbstver-
pflichtung zur Wertschätzung und Förderung von Viel-
falt, wie sie die Bundesagentur für Arbeit mit der Unter-
zeichnung der Charta der Vielfalt formuliert hat, zeigt 
sich im operativen Bereich der Leistungserbringung 
bislang nicht.  
Diversity als Chance  die Arbeitsmarktpolitik  
Zielgruppenspezifische, an Defiziten ansetzende ar-
beitsmarktpolitische Instrumente entfalten bisher häufig 
keine oder eine geringe Wirkung. Demographischer 
Wandel, zunehmendes Streben von Frauen nach Er-
werbsbeteiligung, ethnisch-kulturelle Vielfalt sowie die 
"Rente mit 67" bei gleichzeitiger Klage über zunehmen-
den Fachkräftemangel erfordern eine Veränderung 
arbeitsmarktpolitischer Strukturen und Instrumente, 
auch um erhebliche ökonomische Nachteile zu vermei-
den. Der Diversity-Ansatz kann Veränderungspotenzia-
le für den Bereich der Arbeitsmarktpolitik aufzeigen, 
weil er zielgruppenübergreifend ist. Er öffnet den Blick 
                                                           
4 Siehe Ames, Anne: Arbeitssituation und Rollenverständ-
nis der persönlichen Ansprechpartner/innen nach § 14 
SGB II, hier zur Projektbeschreibung.  
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auf die Vielfalt und Mehrdeutigkeit von Erfahrungen und 
Kompetenzen aller am System Arbeitsmarkt beteiligter 
AkteurInnen. Vielfalt im Sinne des Diversity-Konzeptes 
umfasst die von den EU-Gleichbehandlungsrichtlinien 
sowie dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz  5

geschützten Merkmale. Der Ansatz geht allerdings 
darüber hinaus, indem er nicht allein auf ein Vermeiden 
von Ungleichbehandlungen und Hierarchisierungen 
aufgrund persönlicher Merkmale zielt, sondern auf eine 
positive Wendung des Antidiskriminierungsauftrages 
hin zu einer Kultur der Wertschätzung von Vielfalt. 
 

Politik-der-Vielfalt auf dem Arbeitsmarkt 
Ein tiefgreifender Wandel von Erwerbsarbeit zeigt sich 
im Entstehen vielfältiger Arbeits- und Lebensmodelle, 
das sogenannte Normalarbeitsverhältnis als bisherige 
Standardnorm von Erwerbstätigkeit hingegen löst sich 
auf. Mediale Inszenierungen von Arbeitslosen als ar-
beitsunwillige und in großem Stil missbräuchlich Leis-
tungen nutzende Menschen verweisen Zugehörige 
dieser Gruppe auf einen Platz in unserer Gesellschaft, 
der mit geringer Wertschätzung verbunden ist, an un-
eingeschränkter "Marktfähigkeit" von Erwerbs-
Arbeitskraft orientierte Handlungsstrategien von Argen 
und Jobcentern sind funktional eine systematische 
Ausgrenzung von Reproduktionsarbeit und bürger-
schaftlichem Engagement.  
 
Verschiedenheit und Komplexität prägen jedoch den 
Alltag in Argen und Jobcentern, sie sind keine Störung. 
Eine Arbeitsmarktpolitik der Vielfalt impliziert deshalb 
Diversity als Querschnittsaufgabe. Sie richtet den Blick 
sowohl auf differenzierende Unterschiede als auch auf 
verbindende Gemeinsamkeiten und entfaltet Fragen 
nach der Wahrnehmung und Bewertung von Unter-
schieden und die damit verbundenen Praxen des Ein-
schließens und Ausschließens vor dem Hintergrund 
spezifischer Interessen- und Machtstrukturen. Durch 
das Bewusstmachen von Strukturen und Verhaltens-
mustern schärft ein solcher Blick das Bewusstsein für 
die Akzeptanz und Nutzung vielfältiger Potenziale.  
 
Im Prozess des Unterscheidens und Bewertens dient 
Wahrnehmung zunächst der Orientierung und Struktu-
rierung. Doch vor dem Hintergrund des Zugangs zu 
Integrationsleistungen in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit 
                                                           
5 Siehe dazu Merx, Andreas/Vassilopolou, Joana: Das 
arbeitsrechtliche AGG und Diversity-Perspektiven, in: 
Bruchhagen, Verena/Koall, Iris (Hg.): Diversity Outlooks. 
Managing Diversity zwischen Ethik, Politik und Antidiskri-
minierung, Münster 2007. Hier zum Beitrag als pdf-Datei 
(452 KB, 33 Seiten). 
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und verstärkter Konkurrenz in einigen Segmenten des 
Arbeitsmarktes stellt sich die Frage, welche Funktion 
eine Abgrenzung von KundInnengruppen auch auf-
grund persönlicher Merkmale erfüllt. Welche Muster 
werden in der täglichen Praxis von Argen und Jobcen-
tern kommuniziert und reproduziert, und zur Stabilisie-
rung welcher Positionen und Privilegien trägt dies bei? 
Zahlreiche Beschäftigte in Argen und Jobcentern sind 
befristet beschäftigt und befürchten, irgendwann auf der 
anderen Seite des Schreibtisches Platz nehmen zu 
müssen. Unter den jetzigen Umständen impliziert z. B. 
die Unterscheidung erwerbstätig vs. nicht-erwerbstätig 
eine bedeutende Bewertung, aber welche Formen von 
Arbeit sind für unsere Gesellschaft notwendig, und wie 
können sie gelingend und gestaltet werden? 
 
"Im Diversity-Lernen geht es um das Initiieren von Irrita-
tion: Bisherige Verhaltens- und Erlebensweisen werden 
aus ihrer gewohnten Wahrnehmung gelöst und mit 
neuen bzw. (…) nicht wahrgenommenen Wirklichkeiten 
konfrontiert."6 Die Bundesagentur für Arbeit steht vor 
einem grundlegenden Paradigmenwechsel, verbunden 
mit langfristigen Lernprozessen, wenn ihr Bekenntnis 
zur Wertschätzung, Förderung und Nutzung von Vielfalt 
und damit zugleich zur Ablehnung von direkter und 
indirekter Diskriminierung sich auch zu einem prägen-
den Merkmal der Praxis von Argen und Jobcentern 
entwickeln soll.  
 
Eine besondere Herausforderung im Hinblick auf die 
Leistungserbringung wird es sein, die bisherigen Integ-
rationsleistungen in einem zielgruppenübergreifenden 
Konzept zusammenzuführen, das sich nicht mehr an 
angenommenen Defiziten der KundInnen orientiert, 
sondern vielfältige Erfahrungen, Kompetenzen und 
Ziele berücksichtigt. Ein solcher Ansatz schließt die 
Frage ein, wem warum welche Ressourcen zur Verfü-
gung gestellt werden. Die Regionalen Einkaufszentren 
(REZ) der Bundesagentur für Arbeit müssten konkrete 
Vorgaben für die Vergabe von Maßnahmen an externe 
DienstleisterInnen formulieren, damit die Wertschät-
zung und Förderung von Vielfalt im Rahmen von Wei-
terbildungen, Trainingsmaßnahmen usw. gewährleistet 
werden können. Dies gilt auch für das Controlling und 
die Evaluation der Leistungserbringung. Die Zusam-
menführung der bisherigen Maßnahmen in einem Di-
versity-Ansatz kann sowohl die Qualität der Leistungs-
erbringung und die KundInnenzufriedenheit verbessern 
                                                           
6 Siehe hierzu die PowerPoint-Präsentation von Bruchha-
gen, Verena: Diversity-Lernen: Anforderungen und ZuMu-
tungen im Umgang mit Komplexität, Vortrag vom 
12.05.2006 in Wien.  
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als auch die Legitimität der Nutzung finanzieller Res-
sourcen erhöhen, denn die Sozialgesetzgebung sieht 
nicht vor, dass gesetzlich verankerte Leistungen ab-
hängig von den prognostizierten Chancen der Beziehe-
rInnen am Arbeitsmarkt gewährt werden.  
 
Auch in ökonomischer Hinsicht könnte ein zielgruppen-
übergreifender Ansatz, der sich nicht an Defiziten orien-
tiert, sondern darauf zielt, Potenziale zu erkennen und 
zu nutzen, positive Wirkungen entfalten. Manche Maß-
nahme zur "künstlichen", oftmals unfreiwilligen Beschäf-
tigung Arbeitsloser mit "besonderen Vermittlungs-
hemmnissen" entfiele beispielsweise dann, Mitnahme-
effekte bei Beschäftigungszuschüssen im Zuge der 
Einstellung von Menschen trotz bestimmter persönli-
cher Merkmale wie Alter oder Behinderung ließen sich 
reduzieren.  
 
All diesen Prozessen müssen zunächst die Formulie-
rung und Kommunikation eines klaren Leitbildes voran-
gehen, ebenso eine intensive Schulung der Fallmana-
gerInnen und Persönlichen AnsprechpartnerInnen, die 
sie zur Reflexion und schrittweisen Veränderung ihrer 
Wahrnehmungs- und Reflexionsmuster anregt sowie 
ihre Kommunikationskompetenz erweitert, damit sie in 
der Zusammenarbeit mit KundInnen einen konstrukti-
ven Umgang mit Unterschieden gewährleisten können.  

 

Bundesverfassungsgericht gibt Anlass zum 
Lernen 
Aktuellen Anlass für die Initiierung von Lernprozessen 
bietet ein Urteil des Bundesverfassungsgerichtes 7, 
welches die derzeitige Kooperation kommunaler Träger 
mit der Bundesagentur für Arbeit in Argen und Jobcen-
tern für nicht verfassungskonform erklärt. Das Bundes-
verfassungsgericht zwingt zum Aufbrechen, bis 2010 
muss die Umsetzung des SGB II neu gestaltet werden. 
Dies berührt Fragen nach den Eigeninteressen der 
beteiligten AkteurInnen und ist insofern einerseits mit 
Tatendrang, anderseits mit Spannungen und Konflikten 
verbunden, wie die derzeitigen Aushandlungsprozesse 
zwischen Bundesagentur für Arbeit und Kommunen 
sowie ein aktueller ReferentInnenentwurf aus dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 8 für ein 
Gesetz zur Neuausrichtung arbeitsmarktpolitischer 
Instrumente zeigen.  
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Da bisherige Erfahrungen sowohl in die Gestaltung 
neuer Kooperationsformen als auch in die strategische 
Ausrichtung und den operativen Bereich einfließen 
werden, ist die Evaluation u. a. durch das Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung von besonderer 
Bedeutung. Die größte Gruppe der am System Ar-
beitsmarkt beteiligten AkteurInnen sind jedoch die Kun-
dInnen. Als solche liegt es ihrem Interesse, als Exper-
tInnen ihrer Lebenslage eine Dienstleistungserbringung 
aktiv einzufordern,9 die sich an ihren vielfältigen und 
dynamischen Lebens-, Arbeits- und Erwerbsarbeits-
mustern orientiert. Ob es eine Bereitschaft der übrigen 
beteiligten AkteurInnen gibt, Ressourcen in diesem 
Sinne zu nutzen, ist allerdings fraglich.  
 
Mit der Unterzeichnung der "Charta der Vielfalt" hat die 
Bundesagentur für Arbeit zwar ein grundlegendes Be-
kenntnis zur Wertschätzung von Vielfalt abgelegt, doch 
dies ist vielen Beschäftigten nicht einmal bekannt. Die 
vorhandene Organisationskultur zeichnet sich nicht 
durch Wertschätzung von Unterschieden und Vermei-
den von Vorurteilen und Diskriminierungen aus. Noch 
hat Standardisierung beim Zugang zu Integrationsleis-
tungen Priorität vor Vielfalt, und deshalb stellt sich auch 
die Frage, warum die Bundesagentur für Arbeit eigent-
lich diesen Namen trägt und nicht Bundesagentur für 
Erwerbsarbeit heißt.  
 
 
Karin Schuster ist Politikwissenschaftlerin und Diversi-
ty-Beraterin. Sie arbeitet im Bereich Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik.
                                                           
7 Arbeitsgemeinschaften gemäß § 44b SGB II widerspre-
chen dem Grundsatz eigenverantwortlicher Aufgaben-
wahrnehmung der Kommunen. 
8 Der Deutsche Verein für öffentliche und private Fürsorge 
e.V. hat eine Synopse zu dem kontrovers diskutierten 
ReferentInnenentwurf erarbeitet. 
                                                           
9 Tacheles e.V. bietet Gesetzestexte, umfassende Informa-
tionen zum SGB II sowie ein Diskussionsforum und Ver-
netzungsmöglichkeiten an. 
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Ute Zimmermann  
Diversity an deutschen Hochschulen – Anything is possible!  

 

 
Die aktuellen Sieger des Wettbewerbs „Britains got 
Talent“ machen es vor: die Streetdancer mit dem Na-
men Diversity sind verschieden in Alter, Größe, Haut- 
und Haarfarbe, jedoch gleich in Bezug auf ihre gemein-
same Aufgabe– sie wollen die perfekte Performance. 
Wäre das nicht ein gutes Modell für Hochschulen? 
 
Mitglieder der universitären Dominanzkultur zeichnen 
sich jedoch eher durch große Ähnlichkeit aus. Sie sind 
vorwiegend männliche Bildungsbürger, Mitte 30 bis 
Mitte 50, deutscher Herkunft, nicht behindert und hete-
rosexuell.  
 
Die eine Norm-Abweichung in punkto Geschlecht droht 
seit ca. 100 Jahren, seit Frauen zum Studium zugelas-
sen sind. Der Anteil an Professorinnen dümpelt aller-
dings immer noch um 16%. Eine Variation der Studie-
renden-Gruppe forcierte der politische Wille in den 
1970er Jahren, der Hochschulen in NRW auch für bil-
dungsferne Schichten attraktiv machen wollte. Dies 
führte zur vermehrten Gründung von Universitäten und 
Fachhochschulen und bundesweit zur Einführung des 
BAföG. Belange behinderter Menschen werden seit 
1986 gesetzlich geschützt, die von Frauen seit 1989. 
Seit 2006 verbietet das Allgemeine Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG) Diskriminierung aufgrund biologi-
scher oder sozialer Differenzkategorien1. 
 
Beauftragte für Frauen oder Behinderte an Hochschu-
len agieren vor dem gesetzlichen Hintergrund und wer-
den daher als Interessenvertretung wahrgenommen, als 
LobbyistInnen, die den optimalen Ablauf der Beste-
nauslese stören. Denn das Credo „Wir wollen die Bes-
ten“ solle doch für alle gelten, egal ob Muslima oder 
RollstuhlfahrerIn. Vielfalt wird qua Diskriminierungsver-
bot und Gleichstellungspolitik verwaltet. Mit Vielfalt 
produktiv und kreativ umzugehen, diese Zukunftsauf-
gabe sehen aktuell immer mehr Hochschulen.  

 

Multi-Kulti-Unis 
Der Prozess der europäischen Angleichung von Stu-
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1 AGG § 1: „Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus 
Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, 
des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität zu 
verhindern oder zu beseitigen.“ 
diengängen (Bologna-Prozess) will zu einer größeren 
Mobilität von Studierenden führen – was bislang nicht 
gelingt – und auch mit der im Hochschulkonzept 2010 
festgelegten Erhöhung der Studienplatzkapazitäten für 
MINT-Fächer, also der Mathematik, Informatik, Natur-
wissenschaft und Technik, wird die Studierendenschaft 
bunter werden. Diskutiert werden derzeit Absenkungen 
des numerus clausus in den relevanten Fächern, so 
dass auch Studierende ohne die beste Anpassung an 
das Schulsystem aufgenommen werden können. Ge-
schlechter-Gleichstellungsfragen erhalten aktuell einen 
höheren Stellenwert in der Hochschulentwicklung.  
 
Die Exzellenzinitiative des Bundes zur Auszeichnung 
von Spitzenuniversitäten, das Professorinnen-Pro-
gramm der Bund-Länder-Kommission und die von den 
Universitäten unterzeichneten Gleichstellungsstandards 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft forcieren die 
Diskussion und den Handlungsbedarf vor Ort. Rückhol-
programme zur Verhinderung des brain drain ins Aus-
land bei gleichzeitiger Forderung und Förderung von 
internationaler Erfahrung der werdenden professoralen 
Elite, dual career-Unterstützung für zu gewinnende 
ProfessorInnen und Entwicklung von familienfreundli-
chen Hochschulen sind gute Indikatoren dafür, dass 
Vielfalt und Diversität mehr und mehr in den Fokus von 
Hochschulentwicklung genommen wird.  
 
Diversity Management beinhaltet Prozesse von Integra-
tion bzw. Inklusion von Personen oder Gruppen ver-
schiedener Differenzkategorien. Diversity Management 
betont – stärker als Gleichstellungskonzepte – die Er-
fordernisse eines gezielten Managementhandelns und 
damit auch Anforderung an organisationale Lern- und 
Veränderungsprozesse. Die konkrete Ausgestaltung 
liegt jedoch bei der einzelnen Hochschule mit ihrer 
jeweiligen Organisationskultur, dem Engagement und 
der ethischen Werteorientierung ihrer Mitglieder und der 
Organisation als Ganzen.  
 
Mit Beginn der Exzellenzinitiative haben einige Univer-
sitäten in Deutschland begonnen, über die bislang 
ausdifferenzierte Gleichstellungspraxis hinaus weitere 
Organisationseinheiten zu schaffen, deren Aufgabe die 
Förderung von Chancengleichheit und Diversity sind.2 
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2 Universitäten in Österreich und der Schweiz waren schon 

http://migration-boell.de/web/diversity/48_1332.asp
http://migration-boell.de/web/diversity/48_1332.asp


Im Exzellenzwettbewerb erfolgreiche Hochschulen ha-
ben ihr Engagement auf unterschiedliche Art realisiert: 

 

 

Fünf Beispiele für Gender- und Diversity-
Management  

1. Das Integration Team – Human Resources, Gender 
and Diversity Management der Aachener Elite-
Universität RWTH, eine Stabstelle des Rektorats, 
wurde im Rahmen der Exzellenzinitiative als bun-
desweit erste im November 2007 gegründet. Mit 
seiner wissenschaftlichen Kompetenz ist das Integ-
ration-Team die zentrale Anlaufstelle für Fakultäten 
und Einrichtungen der Hochschule für Gender- und 
Diversity-Fragen. Die RWTH Aachen sieht in der 
Entwicklung von Chancengleichheit und Vielfalt un-
ter den Hochschulangehörigen das entscheidende 
Merkmal einer innovativen und lebendigen Hoch-
schule mit exzellenter Forschung und Lehre. 

 
2. Mit ihrem Munich Dual Career Office, Gender Con-

sulting und Family-Service hat die TU München 
Chancengleichheitsthemen in ihren Planungsstab 
Exzellenzinitiative integriert. Sie positioniert sich als 
unternehmerische Hochschule, die den Gender- 
und Diversity-Ansatz als Möglichkeit zur Verbesse-
rung ihrer Exzellenz nutzt.  

 
3. Andere Hochschulen stellen sich ebenfalls auf, um 

im kommenden Exzellenz-Wettbewerb punkten zu 
können: die Leuphana-Universität Lüneburg  formu-
liert als eines ihrer Leitziele die Integration von 
Gender und Diversity in Forschung, Lehre, Studi-
um, Hochschulorganisation und in den Transfer. 
Sie setzt auf „Integratives Gendering", einen An-
satz, der vor Ort entwickelt wurde und bundesweit 
nachgefragt ist. Umgesetzt wird es mithilfe eines in-
teraktiven Gender-Diversity-Portals, das alle Mit-
glieder der Universität über Theoretisches und 
Praktisches der Gender- und Diversityansätze in-
formieren und in ihren Tätigkeitsbereichen unter-
stützen soll.  

 
4. Eine neue Strategievariante verfolgt die Universität 

Duisburg-Essen, die bereits seit 2005 mit ihrem 
Zentrum für Hochschul- und Qualitätsentwicklung 
(ZfH) die Universität, Fachbereiche und Wissen-
schaftlerInnen dabei unterstützt, hochwertige Leis-
tungen zu erbringen. Diese zentrale wissenschaftli-
                                                                                          
viel früher bereit, das Thema Diversity als Hochschulauf-
gabe zu konkretisieren, z.B. Graz, Wien, St. Gallen, Zürich. 

DOSSIER Politics of Diversity 
che Serviceeinrichtung der Universität vereinigt 
Evaluation & Qualitätsentwicklung, Hochschuldi-
daktik, E-Learning und Karriereentwicklung unter 
einem Dach und entwickelt innovative Projekte, in-
dem sie die Dimensionen von Gender und Diversity 
als Querschnittsthemen in alle Angebote integriert. 
Eine eigene Arbeitsstelle Gender and Diversity un-
terstützt alle Mitglieder der Universität bei der Um-
setzung von Gender Mainstreaming, bei der Be-
rücksichtigung von Diversity-Aspekten in Studium 
und Lehre sowie bei der akademischen Personal-
entwicklung. Interessanterweise findet diese Stra-
tegie auch auf Hochschulleitungsebene ihren Nie-
derschlag in einem Prorektorat für Diversity Mana-
gement, eine bundesweite Einzigartigkeit. 

 
5. Auch die TU Dortmund hat jüngst einen entschei-

denden Schritt in Richtung Diversity-Management 
gemacht: im Juli 2009 hat sie eine neue Abteilung 
Chancengleichheit, Familie und Vielfalt gegründet. 
Diese soll die Hochschulleitung bei Entscheidungs-, 
Planungs-, Umsetzungs- und Bewertungsprozes-
sen beraten und Vorschläge für Strategien, Instru-
mente und praktikable Methoden zur Umsetzung 
von Chancengleichheit, Familienfreundlichkeit und 
Vielfalt erarbeiten. Außerdem sollen dort einschlä-
gige Projekte für die gesamte Universität durchge-
führt werden und die derzeit von verschiedenen Ak-
tiven realisierten Maßnahmen systematisch zu-
sammengeführt und strategisch gebündelt werden. 
Auf dieser Basis soll ein zukunftsweisendes Ge-
samtkonzept für die TU entwickelt werden. 
Diversity-Motor Wettbewerb 
Unternehmerische Universitäten engagieren sich in 
lukrativen Wettbewerben, sie werben Drittmittel ein, um 
damit ihren Forschungsetat auszubauen und internatio-
nal sichtbar zu werden. Und natürlich auch, um wissen-
schaftliches Personal einstellen zu können und bei der 
Verteilung der Landes-Haushaltsmittel zu gewinnen.  
 
Dazu brauchen Universitäten ForscherInnen mit innova-
tiven Ideen und Drittmittel-Erfahrung. Ihre Berufungspo-
litik richtet sich darauf aus, aussichtsreiche Fachgebiete 
mit sinnvollen Vernetzungsoptionen innerhalb und au-
ßerhalb der Hochschule hochkarätig zu besetzen. Indi-
viduelle und fachliche Diversität entwickelt sich so zu 
einem Auswahlkriterium, aber auch außerfachliche 
Qualitäten können stark punkten: immer häufiger domi-
niert in Berufungsverfahren die Drittmittel-Potenz der 
KandidatInnen die Kriterien der inhaltlichen Passung.  
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Dass die Auswahl von ProfessorInnen nach Exzellenz-
merkmalen einem Gender-Bias unterliegt, hat die 
europaweite Studie von Margo Brouns schon 2004 
eindrucksvoll gezeigt.3 Danach sind Frauen in Beru-
fungsverfahren seltener erfolgreich als Männer und 
müssen länger auf eine adäquate Stelle warten, auch 
wenn sie die gleichen Abschlussnoten haben. Brouns 
beschreibt dieses Phänomen als ein komplexes Ge-
schehen, das auf fortdauernden subtilen Gender-
Stereotypen basiert.  
 
Zusätzlich erschwerend wirkt die Finanzautonomie der 
Hochschulen – in NRW und ggf. auch in anderen Bun-
desländern – bei der Gewinnung von attraktiven Wis-
senschaftlerInnen, denn sie birgt eine Altersdiskriminie-
rung. BewerberInnen auf eine Professur, die über 45 
Jahre alt sind, können nicht mehr verbeamtet werden. 
Es bleibt die Möglichkeit eines Angestelltenverhältnis-
ses, allerdings sind die dann anfallenden Lohn-
Nebenkosten von der Hochschule zusätzlich zu tragen. 
Aus Finanznot werden ältere KandidatInnen daher 
bereits frühzeitig aus dem Verfahren ausgeschlossen. 
Als ausgleichende Maßnahme hat das Wissenschafts-
ministerium NRW aktuell die Anrechenbarkeit von Kin-
dererziehungszeiten verbrieft: für jedes minderjährige 
Kind wird die Verbeamtungsgrenze um ein Jahr erhöht 
(gilt für Väter und Mütter).  
 
Hochschulen konkurrieren auf dem nationalen, europäi-
schen und internationalen Wissenschaftsmarkt mit 
diversen hochschulpolitischen Systemen und gesell-
schaftlich-kulturellen Bedingungen (USA, Frankreich, 
Portugal, Polen, Weißrussland, China), die einen Teil 
der hiesigen Probleme bereits gelöst haben oder sie nie 
hatten und die zum Teil bessere Bedingungen zum 
Forschen (Lehrdeputatsreduzierung für Forschende in 
den USA und GB) und Leben (flächendeckende Kin-
derbetreuung in Frankreich, Dual Career-Programme 
an Hochschulen in den USA) für WissenschaftlerInnen 
bieten. Ein aktuelles Beispiel dafür ist aktuell an der 
Freien Universität Berlin zu beobachten: Die höchstdo-
tierte Auszeichnung in Deutschland, eine Humboldt-
Professur mit 5 Millionen Euro für fünf Jahre, hat der 
diesjährige Preisträger ausgeschlagen und bleibt lieber 
an der Rockefeller-Universität in New York, weil die 
Berliner Uni seine Personalwünsche nicht realisiert.  
 
In den Feldern Berufungs- und Einstellungspolitik liegt 
                                                           
3 Brouns, Margo & Addis, Elisabetta (2004): Gender an 
Excellence in the Making, Bericht Nr. EUR 21222 für die 
Europäische Kommission, ergänzt durch umfangreiche 
Literatur 
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also ein wichtiges Handlungsfeld für Diversity-
Management. Ziel der Hochschule ist es, die Finanz-
kraft und wissenschaftliche Präsenz des Unternehmens 
Universität auszubauen. Diversity-Management kann 
an dieser Stelle mit dazu beitragen, dass eine Kultur 
der Offenheit gegenüber Unterschiedlichkeit entsteht. 
Dabei wird die Variation der bisherigen Dominanzkultur 
ein Nebeneffekt sein, wenn es tatsächlich um die Ge-
winnung der Besten geht.  
Investitionen in die Zukunft 
In den letzten drei Jahren haben viele Hochschulen 
Gender- und Diversitätsmanagement als eine wesentli-
che Aufgabe identifiziert und diese Aufgabe auf die eine 
oder andere Weise institutionalisiert. Wie für alle neuen 
Aufgaben an Hochschulen erfordert dies Investitionen 
in ausreichende Ressourcen und Kompetenzen. Die 
Gewinner-Universitäten des Exzellenzwettbewerbs sind 
hier finanziell deutlich im Vorteil und haben damit eine 
gute Chance auf einen return on investment. Allen 
anderen Hochschulen verbleiben im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten ebenfalls einige Chancen, z.B. durch 
Zusammenführung von vorhandenen Potentialen, ein 
Mehr an Kreativität und Attraktion in den Wettbewerb 
um die Guten und Besten einzubringen.  
 
Optimistisch gesehen könnten die bereits realisierten 
neuen Gender- und Diversity-Strategien als Start eines 
Gender & Diversity Managements beschrieben werden. 
Allerdings besteht die Gefahr, dass hier fälschlicherwei-
se das „Einkaufen“ von ExpertInnen-Wissen mit der 
Veränderung einer Organisationskultur gleichgesetzt 
wird. Expertise kann einen solchen Prozess konzeptuell 
vorbereiten und beratend begleiten. Gender- und Diver-
sity-Management muss notwendigerweise als ein län-
ger andauernder Prozess betrachtet werden. Allein 
durch die Etablierung einer Stabstelle, einer Abteilung 
oder eines Zentrums wird das Unternehmen Universität 
sich jedoch nicht weiter entwickeln. Die Aufgabe von 
Diversity Management sollte also darin bestehen, Im-
pulse für ein universitäres Selbstverständnis als lernen-
de Organisation zu geben oder zu verstärken. Die Ent-
wicklung einer offenen, akzeptierenden und wertschät-
zenden Hochschulkultur über Hierarchien und Unter-
schiedlichkeiten hinweg ist das weiterführende Ziel von 
Gender- und Diversity-Management.  

 
Ute Zimmermann leitet die neu gegründete Abteilung 
Chancengleichheit, Familie und Vielfalt der TU Dort-
mund. Seit 2002 war sie zentrale Gleichstellungsbeauf-
tragte der TU mit dem Schwerpunkt Förderung des 
weiblichen wissenschaftlichen Nachwuchses. 
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nd Profit 
III Diversity Management – Zwischen Ethik u
 
 
War Diversity noch vor wenigen Jahren ein exotisches 
Modethema am Rande des politischen Diskurses, so 
hat seine Bedeutung dank der Debatte um das Antidis-
kriminierungsgesetz, der Verbreitung des Ansatzes in 
den Medien und der Kampagne "Vielfalt als Chance" 
zur Begleitung der Unternehmensinitiative "Charta der 
Vielfalt" sprunghaft zugenommen. Mehr als 350 Unter-
nehmen und öffentliche Einrichtungen haben inzwi-
schen die Charta unterzeichnet und sich somit der 
Förderung personaler Vielfalt verpflichtet.  
 
Die Kommunikation der unbestreitbaren wirtschaftlichen 
Vorteile von Diversity Management dominiert den Dis-
kurs über Diversity, ist dabei aber zum Teil auch recht 
unkritisch und endet bisweilen in einer oberflächlichen 
aber marketinggerechten Feier der "bunten Vielfalt", die 
breit "gewertschätzt" wird und in der alle ihre "Potentiale 
und Talente frei einbringen" können. Diversity Mana-
gement wird von vielen Unternehmen auch als Be-
standteil ihrer sozialen Unternehmensverantwortung 
(Corporate Social Responsibility, CSR) kommuniziert 
und in der Außendarstellung mit der Umsetzung ethi-
scher Werte wie Toleranz, Anerkennung oder Antidis-
kriminierung begründet. 
 
Diese ethische Glaubwürdigkeit der Argumente für 
Diversity Management wird zunehmend hinterfragt und 
insbesondere KritikerInnen von Diversity Management 
wollen wissen, wie ernst es die Unternehmen tatsäch-
lich mit der Wertschätzung von Vielfalt meinen. Da sich 
immer mehr Organisationen aus dem Non-Profit-
Bereich dem Diversity-Ansatz zuwenden, für die ethi-
sche Argumente schon immer zu den zentralen Be-
weggründen ihrer Arbeit gehören, verstärkt sich die 
Diskussion über das Wechselspiel von ökonomischen 
und gesellschaftspolitisch-ethisch begründeten Motiva-
tionen für Diversity.  
 
Die hier versammelten Beiträge beleuchten Chancen 
und Grenzen von Diversity Management und zeigen die 
gewachsene Vielstimmigkeit im sich differenzierenden 
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Diskurs um Diversity auf. 
 

• Der Diversity-Berater und Mitinitiator der Unterneh-
mensinitiative "Charta der Vielfalt" Hans Jablonski 
gibt eine Bestandsaufnahme zum bisherigen Verlauf 
der Kampagne und stellt die Frage, ob die Charta 
tatsächlich ein Erfolgsmodell ist oder ob es eher um 
einen Imagegewinn geht, der wenig kostet und we-
nig bewegt.  

 
• Michaela Dälken vom Bildungswerk des Deutschen 

Gewerkschaftsbundes beleuchtet die derzeiti-
ge Anwendung der Charta in vielen Unternehmen 
kritisch und gibt aufgrund ihrer Erfahrung in der Be-
gleitung von Betriebsvereinbarungen wertvolle Hin-
weise für eine effektive Umsetzung.  

 
• Maria Böhmer, Beauftragte der Bundesregierung für 

Migration, Flüchtlinge und Integration weist in ihrem 
Beitrag darauf hin, dass die Förderung von Vielfalt 
und die Umsetzung von Diversity Management in 
Unternehmen, öffentlichen Verwaltungen und Orga-
nisationen ein wichtiges Element einer aktivierenden 
und nachhaltigen Integrationspolitik ist.  

 
• Paul Mecheril, Professor für Pädagogik in Innsbruck 

fragt, ob das grundlegende theoretische Diversity-
Konzept nur ein weiterer Differenzierungsvorschlag 
zur Verortung letztendlich hybrider Identitäten ist, 
dessen politische Implikationen noch geklärt werden 
müssen.  

 
• Die Diversity-Beraterinnen Lale Otyakmaz und  

Trina E. Roach gehen der Frage nach, ob die gän-
gige Praxis von Diversity Management in Deutsch-
land nicht doch mit dem Gleichheitsversprechen des 
Zauberworts "Diversity" informelle Hierarchien der 
verschiedenen Diversity-Dimensionen verdeckt. 
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Hans Jablonski 
Die „Charta der Vielfalt der Unternehmen in Deutschland“ 
Erfolgsmodell oder Lippenbekenntnis? 
 

 

 
Im Dezember 2006, als die "Charta der Vielfalt" aus der 
Taufe gehoben wurde, wusste noch niemand, wie sich 
die Charta entwickeln würde. Es war unklar, wie viele 
Unternehmen für das in der deutschen Wirtschaft relativ 
neue Thema "Vielfalt" Interesse zeigen und wie sich die 
Zahl der Unterzeichnenden entwickeln würde. Eine 
Einschätzung der Gründungsunternehmen war, dass 
bis zum Ende 2007 circa 100 bis 150 Unternehmen 
unterschrieben haben würden.  
 
Noch mal zur Erinnerung: Mit der Unterzeichnung der 
Charta verpflichten sich Unternehmen, eine Unterneh-
menskultur zu pflegen, die auf der Anerkennung und 
Wertschätzung von Vielfalt in der Belegschaft, bei der 
Kundschaft und unter den Geschäftspartnern basiert. 
Es geht dabei um die Schaffung eines Arbeitsumfeldes, 
das frei von Vorurteilen ist. Es geht darum, dass sich 
die Menschen in unseren Unternehmen gegenseitig 
wertschätzend behandeln, unabhängig von Geschlecht, 
ethnischer Herkunft, Nationalität, Religion oder Weltan-
schauung, von Behinderung, Alter und sexueller Orien-
tierung bzw. Identität oder anderer Merkmale. Wichtig 
ist hierbei ein breiter Ansatz von Vielfalt und Wertschät-
zung, da dieser den Schlüssel zum Erfolg darstellt. 
 
Tatsächlich hatten bis Ende 2007 über 150 Unterneh-
men die Charta der Vielfalt unterzeichnet und bis Mitte 
2008 waren es sogar über 300 Unternehmen, mit zu-
sammen mehr als 1,1 Millionen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern. Damit wurden die Erwartungen im 
ersten Jahr übertroffen und auch im Jahr 2008 entwi-
ckelt sich die Zahl der Unterzeichner beachtlich. 
 
Aber ist die Charta wirklich ein Erfolgsmodell? Kritische 
Stimmen sagen, dass manche Unternehmen die Charta 
nur aus Gründen der Imagepflege unterzeichnen und 
auf einer Modewelle mitschwimmen und sich weiter 
nichts ändern würde.  
 
Dass die Charta auch einen Imagegewinn für Unter-
nehmen hat und durchaus haben soll, ist unbestritten. 
Aber ist das Image der einzige Grund für Unternehmen, 
die Charta zu unterzeichen? Welche anderen Beweg-
gründe haben Unternehmen? Gründe genug, sich die 
Chartaunterzeichner anzusehen und zu schauen, in-
wieweit die Charta als Erfolg gefeiert werden kann.  
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Hinsichtlich der großen Zahl der Unterzeichner ist die 
Charta sicherlich als ein Erfolg zu sehen. Es ist über-
wältigend, das es in relativ kurzer Zeit so viele Unter-
nehmen bewogen hat, die Charta zu unterzeichnen und 
sich damit öffentlich dem Thema "Vielfalt und Wert-
schätzung" zu verpflichten. Darüber hinaus ist anzuer-
kennen, dass sich so viele Unternehmerinnen und 
Unternehmern mit dem Thema "Vielfalt" auseinander-
gesetzt haben und als Erfolgsfaktor entdeckt haben, um 
sich im nationalen und internationalen Wettbewerb 
abzuheben. Im Rahmen dieses Prozesses hat sich die 
Charta nicht nur bei Grossunternehmen etabliert, son-
der ist auch von Mittelständischen und Kleinunterneh-
men aufgegriffen und umgesetzt worden. Sogar öffent-
liche Arbeitgeber und andere Institutionen finden sich 
als Arbeitgeber in der Charta wieder und haben unter-
zeichnet. Diese breite Auseinandersetzung und Über-
zeugung vom Thema "Vielfalt und Wertschätzung" in 
Deutschland ist als ein voller Erfolg zu bewerten; vor 
allem vor dem Hintergrund, das das Thema in anderen 
Ländern bisher nur wenig Beachtung und Diskussion 
gefunden hat.  
Aber was hat die Unternehmen im Einzelnen 
bewogen die Charta zu unterzeichnen?  
Für die Initiatoren der Charta der Vielfalt - Daimler, 
Deutsche Bank, Deutsche Telekom und BP - gab es 
zwei Gründe, die Charta zu initiieren. Erstens sollte ein 
Zeichen gesetzt werden, dass Vielfalt und Wertschät-
zung in den Unternehmen eine wichtige Rolle für den 
wirtschaftlichen Erfolg spielen und aktiv praktiziert wer-
den. Das Instrument der Charta wurde gewählt, um das 
Thema "Vielfalt" nach dem Domino-Effekt zu verstärken 
und in die deutsche Unternehmenslandschaft hineinzu-
tragen. Und zweitens sollte über die Charta ein kon-
struktiver Erfahrungsaustausch zwischen Unternehmen 
angeregt werden, mit welchen unterschiedlichen Ansät-
zen Diversity erfolgreich umgesetzt werden kann. Be-
eindruckend sind die Beispiele, die Unternehmen über 
ihre Aktivitäten beigetragen haben. Und dies betrifft 
nicht nur Großunternehmen, die häufig spezielle Abtei-
lungen und Programme zu dem Thema eingerichtet 
haben, sondern ebenso kleinere und mittelständische 
Unternehmen, die im Rahmen ihrer Möglichkeiten sich 
dem Thema Vielfalt angenommen haben. 
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Die Idee der Diversity Charta in Deutschland, die sich 
am guten Beispiel der Charta in Frankreich angelehnt, 
hat auch in anderen Ländern Europas für Aufmerksam-
keit gesorgt. Viele internationale Unternehmen haben 
die Charta der Vielfalt in Deutschland unterzeichnet und 
in ihren Heimatländern ähnliche Initiativen gestartet. Ak-
tivitäten zeichnen sich zurzeit in den Ländern Spanien, 
Österreich, Niederlande und Italien ab. Auf die weitere 
Berichterstattung hierzu kann man gespannt sein. 

 

Erfolgsfaktoren der Charta der Vielfalt 
Dieser Erfolg der Charta lässt sich in den folgenden fünf 
zentralen Erfolgsfaktoren zusammenfassen: 
 
Es handelt sich um eine Initiative der Wirtschaft, also 
kein Programm, das aus politischen oder sozialen 
Gründen heraus gestartet wurde, sondern aus eigener 
Überzeugung der Unternehmen heraus. Es ist ein frei-
williges Selbstbekenntnis jedes Unternehmens, so dass 
die Unterzeichnung aus eigener Überzeugung heraus 
geschieht. Die Unterstützung von Bundeskanzlerin 
Angela Merkel zur Initiierung der Charta hat die Glaub-
würdigkeit und die Notwendigkeit der Maßnahme maß-
geblich unterstützt und die Bedeutung der Attraktivität 
für den Standort Deutschland deutlich gemacht. Der 
breite Ansatz der Charta der Vielfalt schließt alle Unter-
scheide ein und findet somit breite Unterstützung. Jeder 
Fokus auf eines der Merkmale hätte den gesamten 
Ansatz geschwächt und die Gefahr einer Aufsplittung 
mit sich gebracht. Neben der eigentlichen Unterzeich-
nung hat der Austausch von guten Praxisbeispielen bei 
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den Unternehmen großen Anklang gefunden. Nicht nur 
die Zeremonie der Unterzeichnung und persönlichen 
Übergabe hat beeindruckt, sondern auch der Austausch 
mit anderen anwesenden Unternehmensvertretern. 
 

Ausblick. Vielfalt bleibt ein zentrales gesell-
schaftliches und wirtschaftliches Thema 
Vor diesem Hintergrund bleibt es spannend, wohin sich 
die Charta der Vielfalt in Deutschland entwickeln wird. 
Auch wenn mit Spannung auf die Entwicklung der Zah-
len der Unterzeichnenden gesehen wird, ist dies nicht 
die einzige Erfolgskennziffer. Nun kommt es zunehmen 
darauf an, wie das Thema Vielfalt und Wertschätzung in 
Unternehmen umgesetzt wird und welche guten Bei-
spiele bekannt werden.  
 
Doch unabhängig davon, wie sich die Zahl der Unter-
zeichner der Charta der Vielfalt entwickelt, wird auf-
grund der zunehmenden Internationalisierung und des 
demografischen Wandels das Thema "Vielfalt und 
Wertschätzung" ein aktuelles Thema in Deutschland 
und Europa bleiben. Wir müssen uns also auch in Zu-
kunft damit auseinandersetzen und sollten die Chancen 
nutzen, bevor uns die Entwicklung der Fakten einholt. 
 
 
Hans Jablonski ist Geschäftsführer und Berater für 
Jablonski-Business-Diversity und tätig für Unternehmen 
in Europa. Er verfügt über 15 Jahre Erfahrungen im 
Bereich der Personal- und Organisationsentwicklung 
mit dem Schwerpunkt "Diversity Management". 
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Michaela Dälken  
Der Blick hinter Hochglanzbroschüren 
Diversity als sozialpartnerschaftliche Strategie 

 

 

 
Es hört sich an wie eine Erfolgsgeschichte: Über 300 
Firmen bekennen sich zu Diversity im Unternehmen 
und unterzeichnen die Charta der Vielfalt. Weitere Ar-
beitgeberInnen entdecken Diversity als Management-
Konzept und etablieren es als Strategie in ihrem Unter-
nehmen. Die Zukunft ist bunt. Schöne neue Welt oder 
schöner neuer Schein? Leider bleiben viele dieser 
grundsätzlich begrüßenswerten Initiativen in bloßen 
Lippenbekenntnissen stecken.  
 
So sind in der Charta der Vielfalt beispielsweise kaum 
wirksame Evaluationskriterien vereinbart. Einmal pro 
Jahr soll ein Bericht über den Fortschritt der Entwick-
lungen abgelegt werden. Doch wie dieser auszusehen 
hat und wann überhaupt ein Fortschritt erkennbar ist - 
über diese eigentlich selbstverständlichen Inhalte 
schweigt sich die Charta aus. Auch über mögliche 
Sanktionen bei Nichteinhaltung ist nichts vereinbart. 
Was passiert, wenn ein Unternehmen keinen der 
Grundsätze einhält? Ein Ausschluss ist nicht vorgese-
hen. Und wer sollte darüber entscheiden? 

 

Top Down und Bottom Up 
Festzuhalten bleibt, dass der grundsätzliche Ansatz 
begrüßenswert ist: Chancengleichheit muss gestärkt 
werden. Doch das Diversity Konzept an sich muss auf 
eine breitere Basis gestellt werden. Unsere Erfahrun-
gen vor allem in der Begleitung von Betriebsvereinba-
rungen für partnerschaftliches Verhalten und Chancen-
gleichheit und der Entwicklung von Diversity Konzepten 
für Verwaltungen, Betriebe und Gewerkschaften haben 
gezeigt, dass es wichtig ist, ein Diversity Konzept nicht 
nur Top down zu verordnen, sondern sozialpartner-
schaftlich zu entwickeln und in die Gesamtstrategie des 
Unternehmens einzubinden. 
 
Beispielhaft dafür sind die seit Anfang der 1990er Jahre 
in Unternehmen abgeschlossenen Betriebsvereinba-
rungen gegen Diskriminierung und für partnerschaftli-
ches Verhalten, die in der Privatwirtschaft und auch in 
öffentlichen Einrichtungen insbesondere an den For-
men direkter Benachteiligung ansetzen. Die Gründe für 
den Abschluss dieser Vereinbarungen sind dabei viel-

fältig:  
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So hat z.B. ein Kleinbetrieb in Frankfurt/Oder die Be-
handlung ihrer polnischen Kundschaft im Blick gehabt, 
EKO-Stahl in Eisenhüttenstadt (heute ArcelorMittal) 
fokussierte auf die Verhinderung rechtsextremer Hand-
lungen von Beschäftigten außerhalb des Betriebes. 
Großbetriebe wie Ford und Volkswagen hatten vor 
allem die Qualität ihrer Produkte im Blickfeld. Diese 
Vereinbarungen können als Grundlage für die Einfüh-
rung eines Diversity Konzeptes gesehen werden, wel-
ches Top down und Bottom up verbindet.  
Ansatz gegen strukturelle und individuelle 
Diskriminierung 
Beim Diversity Konzept geht es nicht mehr nur um die 
Hinnahme oder Duldung der Unterschiede, sondern um 
deren Wertschätzung sowie die Förderung von realer 
Chancengleichheit. Um Chancengleichheit umzusetzen, 
müssen sowohl strukturelle als auch individuelle Dis-
kriminierung verhindert werden. Wir verstehen Diversity 
daher als ein Konzept, das die Unterschiedlichkeit in 
der Belegschaft berücksichtigt und den unterschiedli-
chen Formen der Benachteiligung durch positive Aktio-
nen und MitarbeiterInnenförderung gezielt entgegen 
wirkt.  
 
Nach unseren Erfahrungen sollte eine Diversity-
Gesamtstrategie einen offenen und respektvollen Um-
gang mit Unterschieden hinsichtlich Alter, Geschlecht, 
Nationalität und ethnische Herkunft, Religion und Welt-
anschauung, Behinderung und sexuelle Identität för-
dern. Dabei ist zu beachten, dass Benachteiligungen 
und Diskriminierungen häufig nicht auf ein spezifisches 
Merkmal reduziert sondern oftmals mehrdimensionale 
Diskriminierungsformen erkennbar sind. Bei der Ar-
beits- und Ausbildungsplatzsuche kann dies bedeuten, 
dass PersonalentscheiderInnen - auch unbewusst – 
Vor-urteile gegenüber Jugendlichen aus bestimmten 
Herkunftsländern verbunden mit einer negativen Beur-
teilung des Wohnortes oder der schulischen Ausbildung 
zeigen.  
 
Kurz gesagt: Die kopftuchtragende Arzu, die sich aus 
Berlin-Neukölln mit einem Realschulabschluss von 
einer Gesamtschule bewirbt, wird anders beurteilt als 
Friederike, die ihren Abschluss an einer Realschule in 
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Potsdam gemacht hat. Daher ist es notwendig, Benach-
teiligungen merkmalsübergreifend zu sehen und sie 
gemeinsam zu bekämpfen. 

 

Wahrnehmung von Vielfalt als Potenzial 
Doch bei Diversity sollte es nicht nur darum gehen, 
Benachteiligungen zu verhindern. Ebenso wichtig ist es, 
individuelle Fähigkeiten und Talente wahrzunehmen 
und Vielfältigkeit als besonderes Potenzial zu begreifen. 
Diversity ist in diesem Sinne ein zielgerichteter Prozess, 
der sowohl auf der strukturellen als auch auf der indivi-
duellen Ebene stattfindet.  
 
Dabei sind Organisations-, Personalentwicklung und die 
berufliche Fort- und Weiterbildung strategische Ansatz-
punkte, die Wertschätzung von Vielfalt in den Alltag von 
Betrieben zu bringen, sie zu verankern und zu verbrei-
tern. Von zentraler Bedeutung für die Umsetzung ist es, 
dass diese mitbestimmungs- und mitwirkungspflichtig 
sind. Erst dadurch ist gesichert, dass die Belegschaft 
ihr Arbeitsfeld aktiv mitgestaltet und ihre Interessen 
einbringen kann. Bottom up in Ergänzung zum Top 
down bringt die Gewähr, dass es nicht bei Sonntagsre-
den bleibt, sondern dass der Prozess auch von den 
Beschäftigten mit Leben gefüllt wird.  
 

Verantwortung für betriebssozialverträgliche 
Entwicklung 
Die Mitbestimmung steht dabei nicht in Konkurrenz zum 
unternehmerischen Handeln. Im Gegenteil: Es soll ein 
verantwortungsbewusster Beitrag der Beschäftigtenver-
tretung geleistet werden, der für eine betriebssozialver-
trägliche Entwicklung einsteht und der wertschätzende, 
verhaltensfaire, interkulturelle, gleichberechtigte und 
gleichgestellte Prozesse fördert.  
 
Ein Diversity Konzept sollte dementsprechend zum Ziel 
haben: 
• Chancengleichheit zu stärken  
• die betriebliche Integration zu verbessern  
• Wettbewerbsvorteile zu vergrößern  
• KundInnenbedürfnisse besser zu erkennen und zu 

erfüllen  
• die Beschäftigen und ihre Potenziale wert zu schät-

zen  
• vorhandene Ressourcen und Kompetenzen zu er-

kennen und zu nutzen  
• die Arbeitsplatzattraktivität zu verbessern 
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Handlungsfelder sind dabei die Integration von Men-
schen mit Migrationshintergrund, von Schwerbehinder-
ten, eine Altersstrukturpolitik, Gender-Gleichstellung, 
Gleichstellung im Rahmen der sexuellen Orientierung, 
Cultural Mainstreaming und die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf. All dies kann nur dann erfolgreich sein, 
wenn eine langfristig angelegte, auf Stärkung der 
Chancengleichheit und Nutzung vorhandener Potenzia-
le setzende Gesamtstrategie im Unternehmen entwi-
ckelt wird. Es darf hier nicht darum gehen, kurzfristig 
öffentlichkeitswirksam tätig zu werden oder Differenzen 
zu betonen.  
 
Auch kann eine solche Strategie nicht von oben verord-
net und nach unten durchgesetzt werden. Für den 
nachhaltigen Erfolg ist die Einsicht und Verantwortung 
sowohl der Unternehmensleitung als auch der Beleg-
schaft Voraussetzung. Gleichzeitig ist es notwendig, 
valide Evaluationsmaßnahmen durchzuführen und 
gemeinsame Ziele zu vereinbaren. Dazu gehören auch 
Sanktionen bei Nichteinhaltung, was unsere Erfahrun-
gen zeigen. 
 
Vielfalt zu fördern benötigt die aktive Mitgestaltung und 
ist eine gemeinsame Aufgabe von Führungskräften, 
Beschäftigten und ArbeitnehmerInnenvertretungen. Nur 
wenn ein Diversity Konzept gemeinsam entwickelt und 
vor allem gelebt wird, kann Chancengleichheit umge-
setzt werden. Es sollte deutlich sein: Jeder Schritt zur 
Schaffung von Chancengleichheit für jedeN im Betrieb 
bringt Vorteile für die Betroffenen und für das Unter-
nehmen gleichermaßen. 
 
 
Michaela Dälken ist Leiterin des Kompetenzzentrums 
Gleichbehandlung im Bildungswerk des Deutschen 
Gewerkschaftbundes. 
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Maria Böhmer 
Vielfalt als Chance - Talente nutzen, Zukunft sichern 

 

 
Die Globalisierung und der demografische Wandel 
stellen Deutschland vor komplexe Herausforderungen. 
Bereits heute klagt die deutsche Wirtschaft über einen 
Mangel an Fachkräften. Die berufliche Integration von 
Menschen mit Zuwanderungshintergrund ist daher nicht 
nur eine gesellschaftspolitische Notwendigkeit, sondern 
auch entscheidend für die künftige Wirtschaftskraft 
unseres Landes. Denn eine Unternehmenskultur, die 
die kulturelle Vielfalt der Belegschaft gezielt nutzt und 
fördert, trägt entscheidend zum Wirtschaftserfolg bei. 
Die Bundesregierung hat im Sommer 2007 die Kam-
pagne "Vielfalt als Chance" ins Leben gerufen, um 
diesen Zusammenhang stärker ins Bewusstsein der 
Wirtschaft und der breiten Öffentlichkeit zu rücken und 
Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen. Damit setzt sie 
auch einen ihrer Grundsätze aus dem Nationalen Integ-
rationsplan um: Neue Wege einer aktivierenden und 
nachhaltigen Integrationspolitik zu gehen, die die Po-
tenziale der Zugewanderten erkennt und nicht allein auf 
Defizite fokussiert.  

 

 

Die Kampagne "Vielfalt als Chance"  
Die Kampagne "Vielfalt als Chance" zeigt: Von der 
strategischen Einbeziehung kultureller Vielfalt in die 
Personalrekrutierung und -entwicklung von Unterneh-
men, öffentlichen Einrichtungen und Verwaltungen 
profitieren alle Seiten.  
 
Die Kampagne spricht gezielt Personalverantwortliche 
an und informiert über die Vorteile eines kulturellen 
Diversity Managements. Bei Workshops und Kongres-
sen haben Personalverantwortliche Gelegenheit, sich 
über die Vorteile von Diversity Management auszutau-
schen. Am 5. Dezember 2007 fand in Berlin der Kon-
gress "Diversity als Chance" mit Bundeskanzlerin Dr. 
Angela Merkel und EU-Bildungskommissar Jan Figel 
statt, bei dem konkrete Diversity Management-
Konzepte und Beispiele aus der Praxis diskutiert wur-
den. Einen weiteren Kongress wird es am 9. Dezember 
2008 in Frankfurt am Main geben. 
 
In einer Datenbank auf der Website der Kampagne 
stellen zahlreiche Unternehmen ihre Diversity-Projekte 
vor. Die Praxisbeispiele lassen sich nach Branchen, 
Unternehmensgröße oder dem Themenschwerpunkt 
filtern. Der Internetauftritt informiert außerdem über 
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aktuelle Studien und die Aktivitäten der Kampagne. Das 
Potenzial von Menschen aus Zuwandererfamilien soll 
durch die Kampagne auch stärker im allgemeinen öf-
fentlichen Bewusstsein verankert werden. Eine Anzei-
genkampagne, sowie ab dem zweiten Halbjahr 2008 
auch TV- und Hörfunkspots in öffentlich-rechtlichen und 
privaten Medien, zeigen erfolgreich integrierte Men-
schen in ihrem Arbeitsumfeld. Die Botschaft lautet: Oft 
funktioniert die Integration besser als es in manchen 
Debatten erscheint. Erfolgreiche Karrieren belegen: 
Wer sich beruflich engagiert, der kommt in unserem 
Land auch voran. 
 
Wichtige Bausteine der Kampagne sind die Wettbewer-
be. Ein erster Wettbewerb "Kulturelle Vielfalt in der 
Ausbildung" wurde bereits im Frühjahr abgeschlossen; 
derzeit läuft der zweite Wettbewerb "Kulturelle Vielfalt 
am Arbeitsplatz". Noch bis zum 8. September 2008 
können sich Unternehmen und öffentliche Einrichtun-
gen bewerben, die mit klugen Konzepten und Maß-
nahmen die kulturelle Vielfalt ihrer Belegschaft fördern - 
und als Arbeitgeber davon profitieren. Oft sind gerade 
die einfachen Beispiele aus dem Alltag besonders er-
folgreich. Die Wettbewerbsunterlagen gibt es auf der 
Website der Kampagne als Download oder digitalen 
Fragebogen.  
Die Charta der Vielfalt 
Die Kampagne unterstützt die "Charta der Vielfalt" für 
Deutschland. Ziel ist es, mehr Unternehmen und öffent-
liche Einrichtungen für die Einführung einer Unterneh-
menskultur zu gewinnen, die auf der Anerkennung und 
Wertschätzung von Vielfalt beruht, und einen aktiven 
Erfahrungsaustausch über Diversity anzuregen. Die 
Charta-Unterzeichner verpflichten sich, die Vielfalt ihrer 
Belegschaft, Kundschaft und Geschäftspartner anzuer-
kennen, wertzuschätzen und zu fördern - unabhängig 
von Alter, Geschlecht, Behinderung, "Rasse", Religion, 
Nationalität, ethnischer Herkunft, sexueller Orientierung 
und Identität. 
 
Ein Jahr nach dem Start der Kampagne "Vielfalt als 
Chance" haben 366 Unternehmen und öffentliche Ein-
richtungen die Charta der Vielfalt unterzeichnet (Stand 
1. August 2008). Darunter sind mehr als die Hälfte der 
DAX-30 Unternehmen, fünf der zehn größten Städte 
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Deutschlands und drei Bundesländer. Über die Unter-
zeichner werden über 3 Millionen Beschäftigte erreicht. 
In allen Segmenten steigt die Zahl der Mitglieder konti-
nuierlich an. So gehören inzwischen 114 Großunter-
nehmen, 84 KMU, 114 Kleinstunternehmen und 38 
Unterzeichner aus dem öffentlichen Dienst zur Charta-
Initiative.  
 
Die Charta der Vielfalt wurde von Daimler Chrysler, der 
Deutschen Bank, der Deutschen BP und der Deutschen 
Telekom gemeinsam mit der Bundesregierung ins Le-
ben gerufen. Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel hat 
die Schirmherrschaft übernommen. Jedes Unterneh-
men, das sich bereit erklärt, die Charta-Grundsätze zu 
erfüllen, kann die Charta unterschreiben. Dies gilt auch 
für öffentliche Arbeitgeber und andere Organisationen, 
unabhängig von der Unternehmensgröße, Branche 
oder Rechtsform. Entscheidend ist hierbei nicht die 
Einrichtung eines Diversity Managements, wie es zum 
Teil Großkonzerne gemacht haben, sondern die Stär-
kung einer offenen Unternehmenskultur, in der Vielfalt 
und Wertschätzung gefördert und gelebt werden. 
 
Die Unterzeichner verpflichten sich, einmal im Jahr über 
ihre Aktivitäten und Erfolge bei der Förderung von Viel-
falt zu berichten. Auf der Internetseite der Kampagne 
steht hierzu ein Online-Fragebogen bereit. Die Ergeb-
nisse dieser Jahresbilanz gehen in einen Diversity-Atlas 
ein, der beim Kongress "Vielfalt als Chance" am 9. 
Dezember 2008 in Frankfurt veröffentlicht wird.  

 

Nachholbedarf beim kulturellen Diversity Ma-
nagement 
Immer mehr Unternehmen fördern die Vielfalt der Ge-
sellschaft in der Unternehmenskultur und der Beschäf-
tigungsstruktur. Das wirkt sich positiv auf die Integration 
von Menschen aus Zuwandererfamilien aus. In der 
Wirtschaft setzt sich zunehmend die Erkenntnis durch, 
dass die Vielfalt der zugewanderten Menschen klare 
ökonomische Vorteile bringt. Das ist eine erfreuliche 
Entwicklung, die hilft, den Wohlstand in unserem Land 
zu sichern. Gleichwohl gibt es hierzulande noch einen 
großen Nachholbedarf beim kulturellen "Diversity Ma-
nagement". Für viele deutsche Unternehmen ist es 
vergleichsweise neu, mit Hilfe von Diversity Manage-
ment die Talente ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
mit Zuwanderungshintergrund besser zu nutzen.  
 
In Ländern wie den USA und Großbritannien ist der 
kluge Umgang mit Vielfalt wesentlich verbreiteter. In der 
Studie "Cultural Diversity Management in Deutschland 
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hinkt hinterher" der Bertelsmann-Stiftung aus dem Jahr 
2007 gaben 75 Prozent der europäischen und 92 Pro-
zent der US-amerikanischen und britischen Unterneh-
men an, ein kulturelles Diversity Management zu prakti-
zieren - aber nur 44% der deutschen Unternehmen.  
 
Auch eine jüngst veröffentlichte Studie der Hamburg 
School of Business Administration zeigt: Diversity Ma-
nagement ist bei Hamburger Unternehmen noch nicht 
umfänglich bekannt und wird bislang eher verhalten 
praktiziert. Von den 112 Befragten betreibt rund ein 
Viertel Diversity Management bereits seit einiger Zeit, 
einem Drittel ist das Konzept jedoch noch nicht be-
kannt. Bei der Relevanz von unterschiedlichen Dimen-
sionen von Mitarbeiter-Vielfalt rangierte in der Befra-
gung Alter an erster Stelle, das drei Viertel (86) der 
Unternehmen als besonders bedeutsam erachten, 
gefolgt von Geschlecht (80), Behinderung (78). Dem 
Aspekt ethnische Herkunft ordnet nur rund die Hälfte 
(59) eine besondere Relevanz zu. Und: Mehr als die 
Hälfte der Befragten hat noch keine konkreten Maß-
nahmen zur Förderung der kulturellen Vielfalt am Ar-
beitsplatz ergriffen.  
Herausforderungen des demografischen Wan-
dels 
Die Herausforderungen des demografischen Wandels 
und der Globalisierung der Wirtschaft zeigen, dass der 
kluge Umgang mit kultureller Vielfalt für Unternehmen, 
aber auch für Arbeitgeber der öffentlichen Hand immer 
wichtiger wird. Bei einer Umfrage des Deutschen In-
dustrie- und Handelkammertages (DIHK) zur Wirt-
schaftslage im Herbst 2007 gab ein Drittel der Unter-
nehmen an, offene Stellen zumindest teilweise nicht 
besetzen zu können. Der DIHK schätzt, dass der Wirt-
schaft auf das Gesamtjahr 2007 gerechnet 400.000 
Fachkräfte fehlen. Dies führe zu einem Wertschöp-
fungsverlust von 23 Milliarden Euro, der umgerechnet 
einem Prozentpunkt weniger Wachstum entspreche.  
 
Die demografische Entwicklung könnte das Problem 
der fehlenden Fachkräfte weiter verstärken. Denn die 
Erwerbsbevölkerung in Deutschland schrumpft schnel-
ler und stärker als in anderen Ländern. Dem Bericht der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) "International Migration Outlook 
2007" zufolge wird die arbeitende Bevölkerung - ohne 
Zuwanderung - bis zum Jahr 2020 um sechs Prozent 
abnehmen. Diese Lücke lässt sich auch durch Zuwan-
derung nicht mehr schließen. Deshalb rät die OECD, 
das eigene Fachkräftepotenzial besser auszuschöpfen 
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und insbesondere die bereits in Deutschland lebenden 
Zuwanderer besser zu integrieren.  
 
Dieser zentralen gesellschaftspolitischen Herausforde-
rung stellt sich die Bundesregierung. Mit dem Nationa-
len Integrationsplan hat sie erstmals alle staatlichen 
und gesellschaftlichen Kräfte zusammengeführt, die an 
einer Verbesserung der Integration in unserem Land 
mitwirken, und gleichzeitig die Integration in Bildung, 
Ausbildung und Arbeit als Schwerpunkte definiert. Wirt-
schaftsverbände, Gewerkschaften und öffentliche Ar-
beitgeber haben hierzu umfangreiche Selbstverpflich-
tungen übernommen; dazu zählt auch die aktive Förde-
rung von Vielfalt in den Belegschaften.  
 
Der Anteil der Menschen aus Zuwandererfamilien an 
der deutschen Bevölkerung wird oft unterschätzt - 
quantitativ wie qualitativ. Laut dem Mikrozensus 2005 
leben hierzulande etwa 15 Millionen Menschen nicht-
deutscher Herkunft, also fast 19 Prozent der Gesamt-
bevölkerung. Dazu zählen zum einen die Deutschen mit 
Zuwanderungshintergrund (10 Prozent) und zum ande-
ren Ausländer ohne deutsche Staatsbürgerschaft (9 
Prozent). Der Anteil der Migrantinnen und Migranten an 
der Gesamtbevölkerung wird weiterhin steigen. Denn 
der Geburtenrückgang findet überwiegend im deutsch-
stämmigen Teil der Bevölkerung statt. Bereits jetzt hat 
jedes dritte Kind unter sechs Jahren einen Zuwande-
rungshintergrund. Damit sind nach Berechnungen der 
OECD Zuwanderer in Deutschland stark vertreten. Nur 
klassische Einwanderungsländer wie Australien, Kana-
da und die USA sowie Österreich, die Schweiz und 
Luxemburg haben der OECD zufolge einen höheren 
Anteil von Menschen mit Zuwanderungshintergrund an 
der Erwerbsbevölkerung, auch wenn in den vergange-
nen Jahren die Einwanderung nach Deutschland jedoch 
sehr gering gewesen ist.  
 

 

Die Situation auf dem Arbeitsmarkt 
Trotz ihrer stetig wachsenden Bedeutung für den deut-
schen Arbeitsmarkt ist es für Menschen mit Zuwande-
rungshintergrund noch immer schwieriger, einen Ar-
beitsplatz zu finden, als für Arbeitnehmer deutscher 
Herkunft. Die OECD kommt in ihrem Beschäftigungs-
ausblick 2008 zu dem Ergebnis, dass in Deutschland 
die Beschäftigungsquote von jungen Menschen mit 
Migrationshintergrund im Alter von 20 bis 29 Jahren um 
etwa 15 Prozentpunkte niedriger liegt als bei der ver-
gleichbaren Gruppe ohne Migrationshintergrund.  
 
Ein Grund dafür sind sicherlich die Unterschiede im 
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Bildungsniveau: Während nur knapp 15 Prozent der 
deutschen Kinder und Jugendlichen eine Hauptschule 
besuchen, sind es bei den ausländischen mehr als 40 
Prozent. Fast die Hälfte der deutschen Jugendlichen 
(45 Prozent) besucht ein Gymnasium, aber nur jeder 
fünfte ausländische Jugendliche (21 Prozent). Laut 
Mikrozensus von 2005 liegt der Anteil der Schülerinnen 
und Schüler mit Migrationshintergrund in der gymnasia-
len Oberstufe mit 22 Prozent deutlich unter ihrem Anteil 
an der Gesamtschülerschaft. Insbesondere Jugendliche 
mit türkischem (6 Prozent) und italienischem (7 Pro-
zent) Migrationshintergrund sind in der gymnasialen 
Oberstufe unterproportional vertreten. Ohne Schulab-
schluss verlassen mit 17,5 Prozent mehr als doppelt so 
viele ausländische Jugendliche die Schule wie deut-
sche (7,2 Prozent).  
 
Ein weiterer bedeutenderer Faktor sei die Diskriminie-
rung am Arbeitsmarkt, vermuten die Autoren des 
OECD-Bildungsausblicks. Demnach müssen Menschen 
mit Migrationshintergrund 40 bis 50 Prozent mehr Be-
werbungen schreiben als vergleichbar qualifizierte 
Arbeitssuchende ohne Migrationshintergrund, um von 
dem potenziellen Arbeitgeber kontaktiert zu werden. 
Selbst Hochschulabsolventen haben größere Probleme 
auf dem Arbeitsmarkt. Die Arbeitslosenquote von zu-
gewanderten Akademikern ist mehr als doppelt so hoch 
wie die der hier geborenen Arbeitslosen mit Hochschul-
abschluss (18,9 Prozent zu 8,1 Prozent). 
 
Die Defizite bei der Integration in den Arbeitsmarkt sind 
ein Dilemma für die Betroffenen, aber auch für den 
Wirtschaftsstandort Deutschland. Denn in einer 
schrumpfenden Gesellschaft kommt es darauf an, die 
vorhandenen Potenziale - egal welcher Herkunft -  
besser auszuschöpfen. Einer Studie des Büros für 
Arbeit- und Sozialpolitische Studien im Auftrag der 
Bertelsmann Stiftung zufolge führt die unzureichende 
Integration von Menschen mit Zuwanderungshinter-
grund in Deutschland zu jährlichen Einnahmeverlusten 
bei Steuern und Sozialbeiträgen in Höhe von 16 Milliar-
den Euro. Diese Summe entstünde durch mangelnde 
Sprachkenntnisse, fehlende soziale Netzwerke und die 
schlechte Integration in den Arbeitsmarkt.  
Globale Märkte: Kulturelle Vielfalt als Wirt-
schaftsfaktor  
Die weltweite Erweiterung der Märkte bietet Chancen 
für neue Handelsbeziehungen, Absatzmärkte und Pro-
dukte. Diese Internationalisierung setzt jedoch voraus, 
dass sich Unternehmen auch international aufstellen. 
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Wer nicht in der Lage ist, mit fremden Sprachen und 
Kulturen umzugehen, wird zunehmend abgehängt. Der 
Studie "ELAN: Effects on the European Economy of 
Shortages of Foreign Language Skills in Enterprise"  im 
Auftrag der EU-Kommission zufolge haben bis zu eine 
Million kleine und mittlere Unternehmen innerhalb der 
Europäischen Union - das sind etwa elf Prozent aller 
KMU - Exportgeschäfte aufgrund von Kommunikations-
barrieren, wie z.B. unzureichender Fremdsprachen-
kenntnisse, nicht wahrnehmen können, von denen sie 
andernfalls profitiert hätten.  
 
Der gekonnte Umgang mit kultureller Vielfalt wird daher 
in der globalen Wirtschaft ein immer wichtigerer 
Schlüssel zum Erfolg. Dazu gehört auch eine Beleg-
schaft, die diese Vielfalt widerspiegelt. Eine Studie der 
US-Zeitschrift "DiversityInc." belegt: Multikulturelle Un-
ternehmen sind erfolgreicher an der Börse. So erzielten 
die 50 US-Unternehmen mit der höchsten Mitarbeiter-
Vielfalt 2004 im Schnitt eine um 12,8 Prozent höhere 
Aktienkursrendite im Vergleich zum US-Börsenindex 
S&P. Inzwischen ist Diversity auch ein fester Bestand-
teil von Corporate Social Responsibility-Aktivitäten in 
Unternehmen und wird in den Nachhaltigkeitsberichten 
großer Unternehmen aufgeführt. Es ist daher ein In-
vestment-Kriterium an der Börse geworden.  
 
Insbesondere die exportorientierte deutsche Wirtschaft 
profitiert davon, wenn sie durch Angestellte mit unter-
schiedlichen ethnischen Hintergründen neue Märkte 
und Lieferantenbeziehungen erschließt.  

 

 

Neue Kunden auf dem heimischen Markt ge-
winnen  
Eine kulturell heterogene Mitarbeiterstruktur kann dabei 
helfen, neue Kundengruppen zu erschließen. Denn ein 
wachsender Teil der Konsumenten ist nichtdeutscher 
Herkunft. Allein die 2,5 Millionen Menschen in Deutsch-
land mit türkischem Hintergrund haben eine Kaufkraft 
von etwa 17 Milliarden Euro - das entspricht der Kauf-
kraft des Saarlandes. Doch wer diese Zielgruppe errei-
chen will, muss sie auch gezielt mit eigenen Produkten 
und eigenem Marketing erschließen. Das gelingt Mitar-
beitern, die selbst oder deren Eltern aus dem Her-
kunftsland ihrer Kunden stammen besser, denn sie 
sprechen deren Sprache, kennen die kulturellen Ge-
pflogenheiten, die speziellen Bedürfnisse und Kommu-
nikationswege.  
 
Beispiele für erfolgreiches Ethno-Marketing sind die 
türkischen Kundenberater bei Volkswagen und Daimler, 
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das türkische Angebot der Deutschen Bank "Bankamiz" 
und der E-Plus-Tarif "Ay Yildiz". Mit solchen Produkten 
und Services werden nicht nur neue Kunden gewon-
nen, auch die Zufriedenheit der bereits bestehenden 
Kunden wächst, weil sie sich individuell angesprochen 
fühlen. Vorteile der kulturell individuellen Ansprache 
haben sich auch im Kontakt mit ausländischen Zuliefe-
rern gezeigt. Die Abläufe in den oft komplexen Zuliefer-
ketten funktionierten besser, wenn Mitarbeiter mit spezi-
fischen sprachlichen und kulturellen Kenntnissen An-
sprechpartner waren.  
Neue Mitarbeiter gewinnen  
Bei der Suche nach qualifizierten Mitarbeitern wird es 
für Unternehmen immer wichtiger, für Bewerber attrak-
tiv zu sein. Nur dann gelingt es ihnen, den Wettbewerb 
um Hochqualifizierte zu gewinnen. Ein tolerantes Ar-
beitsklima sowie kulturell vielfältige und aufgeschlosse-
ne Arbeitskollegen sind für viele Arbeitnehmer ein wich-
tiges Kriterium bei der Suche nach einem Arbeitgeber. 
Das hat zum Beispiel der EU-Bericht "Geschäftsnutzen 
von Vielfalt" aus dem Jahr 2005 nachgewiesen. 798 
Unternehmen aus 25 EU-Mitgliedstaaten wurden dafür 
befragt. Die Hälfte der Befragten gab an: Der größte 
Nutzen einer heterogenen, vielfältigen Belegschaft ist 
die Gewinnung weiterer hoch qualifizierter Mitarbeiter.  
 
Das lässt sich zum Beispiel in der steigenden Zahl von 
Initiativbewerbungen, insbesondere von Hochqualifizier-
ten, messen. Weiterer Vorteil: Die Rekrutierungskosten 
sinken. Das ist gerade jetzt, da viele Unternehmen hoch 
qualifizierte Nachwuchskräfte suchen, ein wichtiger 
Aspekt für die Zukunft von Deutschland als Hochtech-
nologieland. So ergab eine Studie des Personal-
dienstleisters Manpower, dass 27 Prozent der deut-
schen Firmen Schwierigkeiten haben, qualifiziertes 
Personal zu finden, weltweit sind es sogar 41 Prozent. 
An der Studie beteiligten sich 37.000 Unternehmen aus 
27 Ländern.  
Vielfalt als Standortfaktor  
Nicht nur Unternehmen, sondern auch Städte und Re-
gionen werden künftig stärker im Wettbewerb um die 
klügsten und kreativsten Köpfe stehen. Ein tolerantes 
Umfeld ist dabei ein entscheidendes Kriterium für die 
Standortwahl. Dies belegt eine Studie von Roland Ber-
ger Strategy Consultants im Auftrag der Hansestadt 
Hamburg (2007). Verglichen wurden die Metropol- und 
Talentstrategien von sechs europäischen Städten. In 
Deutschland, Polen, Russland und China wurden au-
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ßerdem 2700 Studierende und junge Berufstätige da-
nach befragt, worauf sie bei der Standortwahl besonde-
ren Wert legen.  
 
Dabei zeigte sich deutlich, dass der wirtschaftliche 
Erfolg einer europäischen Stadt unmittelbar von der 
Zahl an hochqualifizierten Talenten abhängt. Für Groß-
städte mit hohem Anteil von Menschen mit Zuwande-
rungshintergrund kommt es daher darauf an, dieses 
Potenzial optimal zu fördern. Schließlich sind gerade 
die wichtigen jüngeren Talente eine höchst mobile 
Gruppe, die ihren Lebensmittelpunkt stark nach der 
Lebensqualität, kreativen Vielfalt und Urbanität einer 
Stadt auswählt. Für Städte wird es daher zur Gewin-
nung und Bindung der Talente zukünftig unverzichtbar 
sein, in der Stadtentwicklung auf eine tolerante Atmo-
sphäre hinzuwirken.  
 
Schon jetzt profitieren Regionen, die sich durch eine 
kulturelle Vielfalt auszeichnen. Das Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) der Bundesagentur 
für Arbeit hat in der Studie "Zuzug Hochqualifizierter 
stärkt Innovationskraft der Regionen", untersucht, wel-
che Auswirkung die kulturelle Vielfalt der Arbeitskräfte 
auf die Innovationsleistung einer Region hat und kam 
zu dem Ergebnis, dass in den Teilen Deutschlands, in 
denen viele Hochqualifizierte mit Zuwanderungshinter-
grund beschäftigt sind, besonders viele Patente von 
Unternehmen angemeldet wurden. Besonders hoben 
sich dabei Stuttgart, München und das Rhein-Main-
Gebiet hervor. In Stuttgart liegt zum Beispiel der Anteil 
der Ausländer an der Gesamtbeschäftigung bei 14 
Prozent, in München bei 8 Prozent, in Südwestsachsen 
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dagegen nur bei 0,8 Prozent. Überraschenderweise 
sind es gerade die Kleinbetriebe mit weniger als 20 
Beschäftigten, die im Bereich Forschung und Entwick-
lung besonders aktiv sind, weniger die Großunterneh-
men.  
Fazit  
Damit unser Land seinen Spitzenplatz in der globalisier-
ten Wirtschaft behaupten kann, muss es uns noch 
stärker gelingen, die unterschiedlichen Fähigkeiten und 
Kompetenzen von Menschen aus anderen Ländern und 
Kulturen in unsere Wirtschaft zu integrieren. Eine wich-
tige Voraussetzung dafür ist, die Bildungs- und Ausbil-
dungssituation der Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund zu verbessern, wie wir es im Nationalen Integ-
rationsplan mit den Ländern und der Wirtschaft verein-
bart haben. Der Erfolg der "Charta der Vielfalt" und das 
rege Interesse an der Kampagne "Vielfalt als Chance" 
zeigen: In immer mehr Unternehmen setzt sich die 
Erkenntnis durch, dass Vielfalt nicht nur den zugewan-
derten Menschen nutzt, sondern klare ökonomische 
Vorteile bringt. Dies ist eine erfreuliche Entwicklung, die 
hilft, den Wohlstand in unserem Land zu sichern, und 
uns dem zentralen gesellschaftspolitischen Ziel der 
Bundesregierung ein gutes Stück näher bringt: Allen 
Menschen in unserem Land die bestmöglichen Chan-
cen für ihre persönliche und berufliche Entfaltung zu 
geben. 
 
 
Maria Böhmer ist seit November 2005 Beauftragte der 
Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integra-
tion und Staatsministerin im Kanzleramt. 
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Paul Mecheril 
„Diversity“. Differenzordnungen und ihre Verknüpfungen 

 

 

 
"Echte Reflexion denkt weder über einen abstrakten 

Menschen noch über eine Welt ohne Menschen,  
sondern über Menschen in ihren Beziehungen mit der 

Welt nach"  
(Paolo Freire) 

 
Nach dem Zusammenbruch des Staatssozialismus und 
der Demontage des Vorherrschafts- und Alleinerklä-
rungsanspruchs von Klassentheorien, im gewisserma-
ßen postsozialistischen Zeitalter also, wird die Frage, 
wie Ungerechtigkeit beseitigt werden kann, nicht mehr 
allein oder vorrangig mit Bezug auf Klasseninteressen 
und -lagen beantwortet. Bezugnahmen auf vielfältige 
Formen von sozialer Zugehörigkeit sind diskursiv, aber 
auch im Selbstverständnis und den Handlungsweisen 
Einzelner und einzelner Gruppen bedeutsame politi-
sche und soziale Momente; insbesondere, wenn es 
darum geht, sich zu erkennen, sich zu verstehen, sich 
zu respektieren und - nicht zuletzt in einem politischen 
Sinne - erkannt, verstanden und respektiert zu werden. 
Anerkennung und Würde, Handlungsfähigkeit und ge-
sellschaftliche Partizipation werden in der postsozialisti-
schen Gegenwart vermehrt mit Bezug auf Gruppen-
identität und Differenz thematisiert. 
 
In diesen (historischen) Zusammenhang gehören auch 
die Idee und das Programm, das den Namen "Diversity" 
trägt. Freilich ist es eher unklar, was "Diversity" nun 
genau meint. (Zuweilen ist er lediglich ein anderes Wort 
für die Differenzverhältnisse, mit denen multikulturelle 
und interkulturelle Ansätze beschäftigt sind, zuweilen ist 
er lediglich ein anderes Wort für die Differenzverhältnis-
se, mit denen multikulturelle und interkulturelle Ansätze 
beschäftigt sind plus gender, zuweilen ist er lediglich 
ein anderes Wort für die Differenzverhältnisse, mit 
denen multikulturelle und interkulturelle Ansätze be-
schäftigt sind plus gender plus handicap usw., zuweilen 
bezieht sich Diversity auf unterschiedliche als gegeben 
verstandene Unterschiedsformen von Menschen, zu-
weilen bezieht sich Diversity vorrangig auf situative und 
politische Bedingungen der Produktion von Unterschie-
den, zuweilen wird Diversity mit und ohne Bezug auf 
Macht- und Herrschaftsverhältnisse gedacht usw.).  
 
Ich will "Diversity" hier als einen Ansatz verstehen, der 
sich mit der Vielzahl differierender Subjektpositionen 
und den unterschiedlichen Machtlinien und -achsen 
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beschäftigt, die diese Positionen hervorbringen. Dieses 
noch recht allgemeine Verständnis möchte im ersten 
Teil meines Beitrags mit Hilfe des Ausdrucks "Diffe-
renzordnung" ein wenig erläutern, so dass ein Ver-
ständnis von Diversity erkennbar wird, das das Zu-
sammenspiel unterschiedlicher Subjektpositionen, als 
Zusammenspiel von Differenz- und Machtverhältnissen 
betrachtet - darauf gehe ich im zweiten Teil ein, um am 
Ende politische Anschlüsse zu markieren, die aus den 
Überlegungen resultieren.  
Differenzordnungen 
Es ist das Verdienst einiger intellektueller Traditionen, 
die in einem engen Zusammenhang zu sozialen Bewe-
gungen stehen - die Frauenbewegung, das Einfordern 
von Rechten für Schwule und Lesben und das Ringen 
um Anerkennung seitens ethnisch-kultureller Minderhei-
ten sind hier die vermutlich bekanntesten Beispiele - 
Differenzverhältnisse grundlegend mit Bezug auf Macht 
und Ungleichheit zur Geltung gebracht und untersucht 
zu haben. 
 
Wenn wir ungeachtet der Besonderheit jeder Differenz-
ordnung (gender, race, class ..) danach fragen, was 
Differenzordnungen allgemein kennzeichnet, dann 
können wir festhalten, dass diese Ordnungen eine im 
Innenraum von gesellschaftlicher Realität angesiedelte, 
projeziierte und wirkende Macht darstellen, die dort, 
also intern Sinn schaffen. Sie führen Unterscheidungen 
ein, die das gesellschaftliche Geschehen symbolisch 
und materiell, diskursiv und außer-diskursiv für Mitglie-
der von Gesellschaften begreifbar machen. Erfahren, 
begriffen und verstanden wird mit Hilfe von Differenz-
ordnungen gesellschaftliche Realität und die eigene 
Position in ihr. Differenzordnungen strukturieren und 
konstituieren Erfahrungen, sie normieren und subjekti-
vieren, rufen, historisch aufklärbar, Individuen als Sub-
jekte an.  
 
Was wir in sozialen Zusammenhängen für uns und für 
andere sind, sind wir jeweils auch mit Bezug auf unsere 
in kontextspezifischen Praxen und Imaginationen und 
Erfahrungen bestätigten Differenzposition(en). Bei 
einigen dieser Ordnungen, die auf Grund ihrer grundle-
genden sozialen, politischen und individuellen Bedeu-
tung als fundamental bezeichnet werden können - gen-
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der, race, class -, handelt es sich um Ordnungen, die 
biographisch früh strukturierend auf Erfahrungen, Ver-
ständnisweisen und Praxisformen wirken. In dem Sin-
ne, in dem Erving Goffmann die duale Geschlechter-
klassifikation (und eben nicht "Geschlechtsidentität") als 
Kern des Geschlechterphänomens bezeichnet hat, 
möchte ich allgemein sagen, dass für die symbolisch-
klassifikatorische Realität einer Gesellschaft fundamen-
tale Differenzordnungen von zentraler Bedeutung sind.  
 
Solche fundamentalen Differenzordnungen können wir 
als (immer gegebene) Hintergrunderwartungen verste-
hen, die auch dann bedeutsam sind und strukturierend 
wirken, wenn sie nicht explizites Thema sozialer Situa-
tionen sind. Die sozialisierende Wirkung grundlegender 
Ordnungen besteht darin, dass sie Selbstverständnisse 
praktisch, kognitiv-explizit, aber in erster Linie auch 
sinnlich-leiblich vermitteln, in denen sich soziale Positi-
onen und Lagerungen spiegeln.  
 
Differenzordnungen vermitteln zudem ein Verständnis 
der sozialen Welt, in dem sich die je eigene Stellung in 
ihr darstellt. Differenzordnungen sind Ordnungen he-
gemonialer Differenz; in ihnen wird folgenreich unter-
schieden, in ihnen lernt man sich kennen, in ihnen 
bilden sich Routinen des Körpers, der Sprache, des 
Denkens aus, die den eigenen Platz in einer sicher 
nicht starren, aber gut gesicherten Reihe von hierar-
chisch gegliederten Positionen wiedergeben. 

 

 

Drei zentrale Aspekte von Differenzordnungen 
Insgesamt sind fundamentale Differenzordnungen also 
- so wie es in den kritischen Diskursen und sozialen 
Bewegungen etwa feministischer oder rassismuskriti-
scher Provenienz getan wird - als Machtordnungen zu 
verstehen; mit Blick auf das Verhältnis von Macht und 
fundamentalen Differenzordnungen müssen hierbei drei 
Aspekte analytisch unterschieden werden: 
 
Differenzordnungen sind erstens machtvoll, weil sie in 
ihrem Einflussbereich Mittel der Disziplinierung, der 
Habitualisierung und Bindung zur Wirkung bringen. In 
von Differenzordnungen strukturierten Gesellschaften 
findet Subjektwerdung immer im Lichte dieser Diffe-
renzordnungen statt: wir werden nicht nur als Frauen 
oder Männer angesprochen, als "mit Migrationshin-
tergrund" oder "ohne", wir können uns dieser Anspra-
che auch gar nicht entziehen und werden das, was wir 
sind, überhaupt erst im Lichte des (An)Gebotes dieser 
Ordnungen. 
Differenzordnungen sind zum zweiten machtvoll, da sie 
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Zusammenhänge darstellen, für die charakteristisch ist, 
dass bestimmte Zugehörigkeiten und Identitätspositio-
nen politisch und kulturell gegenüber anderen privile-
giert sind (Überall dort, wo Subjektpositionen in einem 
Schema der Über- und Unterordnung angeordnet sind, 
haben wir es mit asymmetrischen Reflexionsbestim-
mungen zu tun: der und die Heterosexuelle als Reflexi-
onsbestimmung der lesbischen oder schwulen Position, 
"Whiteness" ("Europeanness", "Zivilisationness"...) als 
Reflexionsbestimmung des schwarzen, muslimischen 
Anderen, Mann als Reflexionsbestimmung von Frau. 
Untergeordnete Positionen sind, so Slayvoj Zizek, 
"Symptome" der übergeordneten Positionen).  
 
Schließlich sind fundamentale Differenzordnungen 
machtvoll, weil sie zu jenen Ordnungen gehören, die 
häufig mit einer exklusiven Logik operieren und den 
Einzelnen auferlegen, sich in dieser ausschließenden 
Ordnung darzustellen und zu verstehen: entweder 
Mann oder Frau; entweder mit oder ohne Migrationhin-
tergrund, entweder Schwarz oder Weiß, entweder ho-
mo- oder heterosexuell, entweder deutsch oder türkisch 
(die (dekonstruktive) Kritik an den für das Recht und die 
Würde inferiorer Subjektpositionen kämpfenden sozia-
len und politischen Bewegungen setzt ja an diesem 
Punkt an: dass diese Bewegungen den Schematismus 
der Unterscheidung bestätigten und dadurch die Wirk-
samkeit des Verortungs- und Erkundungszwangs inten-
sivierten.  
 
Durch die Bestärkung der binären Unterscheidung 
zwischen Frauen und Männern etwa in feministischen 
Ansätzen würde nicht nur die Vielfalt der Geschlechter 
ausgeblendet, sondern vielmehr wirke diese Praxis 
selber normierend und stigmatisierend. Insbesondere 
dekonstruktive Strategien  - wie etwa Melanie Plößer in 
ihrer Studie zu Dekonstruktion, Feminismus und Päda-
gogik zeigt - zielen auf die Infragestellung des binären 
Rahmens der Differenz, indem sie sowohl dessen Ge-
waltcharakter aufzeigen und nach Wegen suchen, den 
als anders, unnormal, unbestimmbar oder unlebbar 
geltenden Lebensformen "zu ihrem Recht" verhelfen).  
Der Zusammenhang der Differenzordnungen 
Bis hierher habe ich über gewissermaßen die Grund-
einheit von "Diversity" - "Differenzordnung" - nachge-
dacht. Dabei kann das Nachdenken nicht stehen blei-
ben. Wer "Diversity" theoretisierend zum Thema macht, 
muss selbstverständlich auch über den Zusammenhang 
der unterschiedlichen Differenzordnungen nachdenken.  
Es ist häufig herausgestellt worden, dass sich die Viel-
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falt der Identitäten und Differenzen, die Vielfalt der 
Differenzordnungen weder empirisch noch theoretisch 
angemessen in Modellen der Addition (gender plus race 
plus class plus handicap ...) beschreiben lässt. Dies ist 
sicher überzeugend, allein, wenn wir an uns hinunter-
sehen.  
 
Dennoch würde ich die Vorstellung nicht ganz aufge-
ben, da es Phänomene der Sukzession von Differenz-
zuschreibungen gibt, über die es lohnenswert wäre 
genauer nachzudenken. Ich will dies nur andeuten. 
Wenn jemand etwa am Telefon in native german wegen 
einer freien Wohnung oder einer freien Ausbildungsstel-
le vorspricht, dann aber als Schwarzer Deutscher in der 
face-to-face Situation der Kopräsenz zurückgewiesen 
wird, findet eine Art subtraktive Sukzession statt. Oder, 
um Judith Butlers performativitätstheoretische Ge-
schlechtertheorie in Erinnerung zu rufen: die Hebamme 
oder Ärztin wird auf die Frage, "Na, was ist es denn?", 
in der Regel nicht sagen: "Ein Baby mit Migrationshin-
tergrund", sondern: "Es ist ein Mädchen". Was ich sa-
gen will: die Untersuchung biographischer Anrufungen 
durch Differenzordnungen und die Effekte ihrer Suk-
zession; ist ein interessanter und, soweit ich weiß, nur 
wenig untersuchter Zusammenhang.  
 
Gleichwohl ist es insgesamt wohl angemessener, das 
Zusammenspiel der Differenzordnungen - so wie dies 
beispielsweise Nancy Fraser vorgeschlagen hat - im 
Bild eines mehrdimensionalen Raumes wiederzugege-
ben, der durch unterschiedliche Dimensionen gesell-
schaftlicher Ungleichheit, Differenz und Ungerechtigkeit 
hervorgebracht wird. (Im Übrigen ist dieser im mehrdi-
mensionalen Koordinatensystem der Differenz ausge-
legte Raum kaum noch vorstellbar, was darauf ver-
weist, dass "Diversity", so wir damit einen mehrdimen-
sionalen Zusammenhang assoziieren, unser Vorstel-
lungsvermögen eher überschreitet: "Diversity" ist un-
vorstellbar ). Gender, Klasse, race , sexuelle Orientie-
rung stellen nicht die einzigen, aber bedeutsame Di-
mensionen der Ungleichheit und Differenz dar, die 
Interessen, Temperamente, Identitäten einer jeden 
Person berühren, wobei diese Positionierungen dia-
chron und synchron als variable und kontextspezifische 
Positionierungen in einem mehrdimensionalen Raum 
gedacht werden müssen.  
 
Ich will aber neben der sukzessiven und der dimensio-
nalen, noch auf eine dritte Form der Relationierung von 
Differenzordnungen hinweisen, die man kontextuale 
Relationierung nennen kann. Diese kontextuale Relati-
onierung will ich an einem ganz kurzen Videoclip vor-
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führen, einem italienischen Werbespot für Waschmittel. 
 

Exkurs: kontextuale Relationierung 
In diesem Clip ereignet sich auf der Ebene der Diffe-
renzordnungen, auf der Ebene der Inszenierung und 
des mehrfach kodierten Spiels mit Differenzen eine 
ganze Menge; ich will mich auf drei Aspekte beschrän-
ken, die ich kontextuale Relationierung, Bestätigung 
und Verschiebung von Vorherrschendem und das ver-
gnügliche Lachen nenne. 
 
Zunächst: gender und race sind in der Darstellung im 
Video Kontexte der Bedeutung und Kontexte heterose-
xueller Praxis, die einander thematisieren und spezi-
fisch konstituieren. Race wird im zur Schau gestellten 
Muskelspiel des Schwarzen zu einem Kontext der In-
szenierung von heterosexueller Maskulinität (doing 
masculinity): in der schlaffen Unterhose des weißen 
Mannes zu Beginn ist das Bild männlicher Schlaffheit 
überhaupt angesprochen. Mit Hilfe der Relationierung 
von Weiß und Schwarz klärt sich somit die Norm he-
gemonialer Männlichkeit, die durch das in der Normali-
tätsform Heterosexualität vorgebrachte Begehren der 
Frau ratifiziert wird.  
 
Zugleich ist dieses doing masculinity der Kontext in 
dem sich race konstituiert. Der Schwarze ist sein Kör-
per (weiße Männer haben einen Körper, Schwarze und 
Frauen sind ihr Körper) und er ist offenkundig auch 
nicht mehr als sein Körper (anders als der weiße Mann, 
der immer mehr ist als sein Körper, er ist: sein - hier 
vielleicht buchhalterisches - Denken, seine Hinterhältig-
keit, seine hier veräppelte, aber dadurch nicht minder 
angerufene Gewitztheit). Gender wird hier somit zum 
Kontext der Thematisierung der Natürlichkeit und Na-
turnahheit des schwarzen Anderen, ein Thema dessen 
Bedeutung nur mit Bezug auf Rassismus und die ras-
sistische Fixierung des Anderen im Status Nicht-Geist 
und im Status eines durch Vergegenständlichung ver-
fügbaren, einerseits arbeitsamen, andererseits sexuali-
sierten Objekts verständlich wird.  
 

Zugleich stirbt der weiße Mann. Das Video führt nicht 
nur die "Kolorierung", die Verwandlung des Mannes 
vor, sondern auch den vermutlich schmerzhaften Tod 
des Mannes, der weiß ist. Doch seine Farbe wird erst 
im letzten Teil des Clips zum Thema, bis dahin ist weiß 
noch der neutrale und universelle, der unbenannte Ort. 
Erst mit dem Auftauchen des Schwarzen wird deutlich, 
dass es sich bei dem ersten Mann nicht nur um einen 
Mann, sondern um einen weißen Mann gehandelt hat. 
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Bis dahin ist die Behandlung, die ihm widerfährt noch 
eine, in der sich eine Frau der männlichen Annäherung 
rabiat und auch verärgert-genervt, in einem quasi erfor-
derlichen Akt entledigt. Es handelt sich hier um die 
Erledigung nicht nur eines Mannes, sondern um die 
Erledigung einer Praxis, in der sich ein nicht tolerierba-
res Unvermögen artikuliert, die körperlichen und sexuel-
len Grenzen anderer zu akzeptieren. Diese (männliche) 
Praxis wird beseitigt.  
 
Vor dem Hintergrund dessen, dass hier also nicht allein 
eine persönliche Disposition thematisiert wird, weist die 
Tat der Frau, also die  Zurückweisung und Beseitigung 
des Mannes, das Rudiment einer politischen Dimension 
auf, eine politische Handlung, die auf einer das sexuelle 
Spiel dem Anschein nach mitmachenden List (erneut 
ein genderisiertes Bild) basiert. Das politische Motiv 
wird aber augenblicklich zurück genommen als mit dem 
Erscheinen des schwarzen Männerkörpers sich das 
Tun der Frau ändert. Sie verwandelt sich von einer 
Person, die eine gewisse Komplexität des Handelns 
und Erlebens darstellt, in die Monovalenz der Hingabe 
an den Mann. Race wird zum Kontext der Aufrufung 
des hegemonialen Bildes Frau. Frau ist die, die sich 
dem Mann und seinem Kraft symbolisierenden, Macht 
strotzenden Körper hingibt. In der Annahme und Zu-
rückweisung des Mannes konstituiert sich die Hand-
lungsfähigkeit der Frau. Damit wird das angesprochen, 
was wir als "Symptom" verstehen können. 
 
Freilich wird das Symptom Schwarz in diesem Clip 
inszeniert mit Rückgriff auf eine Prozedur der Reini-
gung. Die Reinigung des weißen Mannes produziert 
den Schwarzen. Dies ist ein einigermaßen überra-
schendes Geschehen und eine wirklich nicht erwartbare 
Darstellung, operiert Rassismus doch - ich habe dies in 
meinem Buch Politik des Unreinheit beschrieben - im 
Dreischritt von Trennen, Ordnen und Reinigen. Hier 
wird das rassistische Reinigungsthema in einer in ge-
wisser Weise die rassistische Ordnung destruierenden 
Weise vorgeführt. Auch deshalb lächeln die beiden am 
Ende des Clips. Das Ende des Clips verstehe ich ohne-
hin als ein großes und betörendes, heterosexuelles 
Lächeln, das Lächeln des Flirts, also der dosiert, aber 
offenkundig vorgebrachten Begehrlichkeit, ein Flirt, der 
aber nicht irgendein Flirt ist, sondernd ein Flirt, den das 
Zusammenspiel hegemonialer Ordnungen hervorbringt, 
der diese Ordnungen bestätigt, bekräftigt, aber auch 
schwächt und verschiebt. Die beiden scheinen zu wis-
sen, um was es in dem Spot, in dem sie vorkommen, 
geht. Deshalb lächeln auch wir, die Zuschauer - über 
die Schwäche der Ordnung, die von der Ordnung selbst 
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hervorgebracht wird. Das vergnügliche Lächeln steht 
am Ende und wenn John Fiske (mit seinen Untersu-
chungen zu beispielsweise im Vormittagsprogramm 
laufenden Quizsendungen) Recht hat, dann wohnt dem 
Vergnügen (zumindest auch) ein widerständiges Mo-
ment inne.  
 

Politische Perspektiven 
Orte der Politik finden sich überall dort, wo Menschen in 
öffentlichen Zusammenhängen oder mit Bezug auf 
Öffentlichkeit Macht über sich selbst und andere wirk-
sam werden lassen oder danach streben, dies zu tun. 
In diesem Sinne ist "Diversity" eine politische Praxis. 
Sie kann als ein Prinzip der (intendierten) Orientierung, 
Organisierung und Lenkung von Menschen verstanden 
werden. Das Prinzip "Diversity" fokussiert Differenzen 
zwischen Menschen und betrachtet die Berücksichti-
gung von Unterschieden als Schlüssel zu Erfolg 
und/oder Gerechtigkeit. Die hierbei zentrale Frage ist, 
inwiefern "Diversity" eine eher emanzipative oder eher 
bemächtigende Praxis ist. Die sich vor dem Hintergrund 
der bisherigen Überlegungen abzeichnende Antwort 
lautet: beides: "Diversity" ist sowohl eine Praxis der 
Annexion von und durch Differenz als auch eine Praxis, 
die den Ausschluss marginalisierter Positionen und 
Identitäten mindern kann. Wichtig ist nun, die hegemo-
nialen Wirkungen von "Diversity"-Praxen zu problemati-
sieren und dadurch "das emanzipative" Potenzial (i. S. 
v.: es geht darum, für Verhältnisse einzutreten, in de-
nen Menschen würdevoller leben und arbeiten können) 
durch kritische Reflexion zu stärken. Eben weil Diffe-
renzordnungen machtvoll sind, reicht es nicht aus, sich 
auf diese Ordnungen affirmativ zu beziehen (wie bei-
spielsweise in bestimmten Spielarten multikultureller 
oder feministischer Politik).  
 
Vielmehr müssen Differenzverhältnisse auch immer in 
mehrerer Hinsicht als Verhältnisse verstanden werden, 
die zuweilen als Dominanz und Herrschaft wirkende 
Macht über Menschen ausüben. Diversity ist erst dann 
als politische Praxis überzeugend, wenn aus dem Wis-
sen um die Verwobenheit von Differenz- und Machtver-
hältnissen (zur Erinnerung: Differenzordnungen subjek-
tivieren, privilegieren differentiell und neigen zu binaren 
Unterscheidungen) reflexive Konsequenzen gezogen 
werden. (Das Problem, dass der relativen Handlungs-
entlastetheit beispielsweise wissenschaftlicher Erkennt-
nis auf der Seite professionellen Handelns die relative 
Reflexionseinschränkung des praktischen Handlungs-
vollzugs korrespondiert, kann im Übrigen theoretisch 
entschärft werden, wenn wir nicht auf der strikten Ge-
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genüberstellung von "Reflexion" und "Handeln" beste-
hen, und Reflexionstätigkeit als ein Phänomen begrei-
fen, das wie Handlungsvermögen überhaupt sich in und 
über Routinisierung und Habitualisierung vermittelt.) 

 

Für eine reflexive Diversity-Praxis 
Einem reflexiven Ansatz muss es vor dem Hintergrund 
der bisherigen Überlegungen um dreierlei gehen. Ers-
tens darum, sich systematisch mit der Frage auseinan-
derzusetzen, wo das Eintreten für Differenz und für die 
Pluralität von Differenz Machtverhältnisse als Domi-
nanz- und Herrschaftsverhältnisse bestätigt und ermög-
licht. Ein Kennzeichen des hier angesprochenen refle-
xiven Ansatzes besteht darin, sich dem "Feiern der 
Differenz(en)" zu enthalten und vielmehr genau zu 
registrieren, unter welcher Bedingung das Eintreten für 
Differenz(en) weniger machtvoll ist. Ein reflexiver Diver-
sity-Ansatz ist ein in einem weitreichenden Sinne beo-
bachtender Ansatz, der die Entmächtigung von Men-
schen durch Differenzdiskurse und durch auf Identität 
beharrenden Verständnissen kritisiert.  
 
Zugleich und zweitens heißt dies, dass Diversity als 
politische Praxis nur da überzeugend sein kann, wo sie 
selbstreflexiv ist. Diversity ist kein Königsweg (auch 
wenn so manche Hochglanzbroschüre dies zu verspre-
chen scheint), sondern eine soziale und politische Pra-
xis, die selbst auf ihre ausschließenden Effekte zu 
betrachten ist. Welche klischeehaften Vorstellungen 
werden durch Diversity-Ansätze befördert und revitali-
siert? Welche Differenzzusammenhänge werden durch 
Diversity-Ansätze vernachlässigt? Auf welche Diffe-
renzzusammenhänge werden Menschen durch Diversi-
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ty-Ansätze festgelegt? Wer profitiert von Diversity-
Ansätzen? Wer gewinnt nicht oder verliert durch Diver-
sity-Ansätze? Wem nützen, wem schaden Diversity-
Ansätze? Diese und ähnliche Fragen, wären Perspekti-
ven, die integraler Bestandteil einer sich ihres Machtpo-
tenzials bewussten, reflexiven Diversity-Praxis wären. 
 
Schließlich pflegt eine reflexive Praxis eine Aufmerk-
samkeit und auch eine bedingte Vorliebe für Phänome-
ne, die aus dem Rahmen der üblichen Unterscheidun-
gen, aus dem Rahmen dessen fallen, was mit Diffe-
renzordnungen ohne weiteres verstanden, klassifiziert, 
erkannt und eingeordnet ist. Es geht hier um ein Inte-
resse an dem nicht schnell Verstehbaren, am Mehrfa-
chen, dem Uneingeordneten, dem sich den Ordnungen 
Entziehenden. Wo es politischen Strategien gelingt, an 
solche Phänomene anzuschließen, gewinnen sie eine 
Perspektive, die das einteilende, das vereindeutigende, 
das klassifizierende und das fixierende Denken und 
Handeln schwächt. Dieses Vermögen stellt aber keinen 
Selbstzweck dar, es geht in der Be-Achtung des Unein-
deutigen nicht um ein Achten des Uneindeutigen des 
Uneindeutigen wegen, sondern vielmehr darum, an 
konkrete und empirisch gegebene Phänomene der 
Uneindeutigkeit anzuschließen, ihnen, so könnte man 
sagen, nachzueifern, um - und dies schient mir ein sehr 
gutes Motiv von reflexiven Diversity-Ansätzen zu sein - 
den Menschen gerechter zu werden.  
 
 
Paul Mecheril ist Professor für Interkulturelles Lernen 
und Sozialen Wandel an der Fakultät für Bildungswis-
senschaften der Universität Innsbruck. 
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Lale Otyakmaz und Trina E. Roach 
Widerstand als Teil des Prozesses im Diversity-Management 

 

 
Die Liste der Unternehmen und Organisationen, die die 
Charta der Vielfalt bereits unterzeichnet haben, ist 
inzwischen beachtlich. Diese Organisationen haben 
sich voller Energie, geschärftem Wirtschaftssinn und 
zum Teil mit hoher PR-Wirksamkeit auf den Weg ge-
macht, Vielfalt in ihren Organisationen zu fördern. Ihr 
Engagement für Diversity soll die Türen weiter öffnen, 
für eine wirksamere gesellschaftliche Integration, wäh-
rend es zugleich wichtige Markt- und Wissenspotentiale 
für sie bindet.  

 

 

Die inoffizielle Hierarchie der Kerndimensio-
nen 
Machen wir uns nichts vor: Diversity Management ist 
einer der zähesten Change Management Prozesse, die 
es gibt. Wichtiger Bestandteil eines jeden solchen Pro-
zesses ist es, die notwendige Risikobereitschaft und 
Beharrlichkeit zu zeigen, Change tatsächlich zuzulas-
sen. Existierende Diversity Management-Projekte in 
Deutschland konzentrieren sich zurzeit aber vornehm-
lich auf vereinzelte Programme und Initiativen, die eine 
Förderung einzelner Kerndimensionen berücksichtigen.  
 
Eine Auseinandersetzung mit der Interaktion zwischen 
den einzelnen Kerndimensionen und ihrem jeweiligen 
Bezug zu bestehenden Macht- und Dominanzverhält-
nissen aber - der eigentliche Dreh- und Angelpunkt des 
Managementansatzes Diversity - findet innerhalb des 
deutschen Diversity-Diskurses in den verschiedenen 
Institutionen nicht hinreichend statt. In einzelnen For-
schungsprojekten wird, wie z. B. an der Universität 
Wien, das Zusammenspiel der verschiedenen Kerndi-
mensionen unter dem Aspekt der "Intersektionalität" 
bearbeitet.  
 
Es wäre jedoch wünschenswert, dass dieser For-
schungsbereich des Diversity Management eine größe-
re Beachtung in der Wissenschaft und den Eingang in 
die Praxis findet. Gerade durch die Erforschung der 
Intersektionalität und durch ihre Ankopplung an organi-
sationale Prozesse, kann eine weitreichende und diffe-
renzierte Theorie des Diversity Management entwickelt 
werden.  
 
Bisher scheint es eher so, dass die einzelnen Kerndi-
mensionen voneinander getrennt bearbeitet werden 
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und bestimmte Dimensionen in ihrer Eigenschaft als 
Subgruppe der Dominanzgesellschaft eher von den 
traditionellen Organisationsstrukturen angenommen 
werden als andere. Kerndimensionen wie Gender oder 
Alter werden inzwischen fast selbstverständlich bedient, 
obwohl Alter als Thema, im Vergleich zu den anderen 
Kerndimensionen, im öffentlichen Diskurs relativ neu 
ist. Diese Entwicklungen wurden durch entsprechende 
politische Bewegungen begünstigt (siehe: Frauenbe-
wegung), die sich inzwischen in konkreten, weitange-
legten förderpolitischen und rechtlichen Maßnahmen 
(siehe: Frauenbeauftragte) manifestiert haben.  
 
Im Gegensatz hierzu - wie die jüngst erschienene 
Bertelsmann Studie belegt - hinkt z.B. Cultural Diversity 
noch weit hinterher. So gibt es in NRW z. B. (fast) keine 
Gleichstellungsbeauftragte mit Migrationshintergrund 
oder dunkler Hautfarbe. Es stellt sich folglich die Frage, 
für welche Gruppe der Frauen Gleichstellungsarbeit 
betrieben wird. Dies ist historisch gesehen keine neue 
Frage, sollte aber im Kontext des Diversity Manage-
ment neu diskutiert werden. Hierzu kann auf vorhande-
ne Expertise aus dem Bereich interkulturelle Ge-
schlechterforschung zurückgegriffen werden.  
 
Erst wenn die Hervorhebung einzelner Kerndimensio-
nen überwunden wird und Ergebnisse der Intersektions-
forschung großflächig in die Theorie und Praxis des 
Diversity Management übernommen werden, kann ein 
differenziertes und fortschrittliches Diversity Manage-
ment praktiziert werden.  
The Cost of Doing versus Losing Business  
Aktuelle Themen wie der Fachkräftemangel stehen 
nicht nur vor der Tür, sondern sind bereits sprichwört-
lich ins Haus gefallen. Trotzdem werden die wirtschaft-
lichen Vorteile und der demographische Zwang zu einer 
stringenten Cultural Diversity-Politik als integraler Be-
standteil eines Diversity Management Programmes von 
deutschen Unternehmen nach wie vor verkannt. Es 
werden anscheinend lieber die Nachteile verdrängt oder 
bewusst in Kauf genommen, als interne Widerstände 
proaktiv zu durchbrechen. Der Anteil der in Deutschland 
lebenden MigrantInnen beträgt laut einer Studie des 
Mikrozensus aus dem Jahr 2005 mehr als 15,3 Millio-
nen. Demnach werden 19% der bundesrepublikani-
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schen Gesamtbevölkerung von MigrantInnen abgebil-
det. Mit Blick auf den hohen MigrantInnenanteil in 
Deutschland und die aktuelle Diskussion um Migration, 
Integration und Gleichbehandlung, stimmt es sehr 
nachdenklich, dass deutsche Unternehmen das Thema 
kulturelle Zugehörigkeit als weitaus weniger bedeutend 
einschätzen als Unternehmen in anderen Ländern.  
 
So überrascht es nicht, dass deutsche Unternehmen in 
Folge dessen die kleinsten Anteile an ausländischen 
MitarbeiterInnen im Inland und inländischen Mitarbeite-
rInnen im Ausland aufweisen, während sowohl im inter-
nationalen, als auch im europäischen Vergleich die 
entsprechenden Anteile deutlich höher liegen. So ga-
ben bei einer kürzlich durchgeführten Befragung der 
Bertelsmann Stiftung 95% der US-amerikanischen und 
britischen Unternehmen an, Cultural Diversity Mana-
gement zu praktizieren, während es nur 44% der deut-
schen Unternehmen waren, die dies bejahten. Von den 
europäischen Nachbarunternehmen sind es 75%, die 
eine Cultural Diversity in ihren Unternehmensstrukturen 
verankert haben. 
 
Hier geht wichtige Zeit im Diversity-Zyklus der deut-
schen Unternehmen verloren. Während man den Mehr-
aufwand, den es bedarf, um Diversity-Programme zu 
entwickeln und zu implementieren sowie innerbetriebli-
che Widerstände zu durchbrechen als "cost of doing 
business" einkalkulieren kann, wird bei weiteren ekla-
tanten Versäumnissen im Bereich der Cultural Diversity 
bald ein nicht unerhebliches "cost of losing business" 
abgeschrieben werden müssen.  
 
Es erfordert Mut, die eigene innerbetriebliche Situation 
kritisch zu reflektieren, um existierende Schwachstellen 
als solche zu identifizieren und konsequent anzugehen. 
Hierbei darf man sich nicht der Selbstzufriedenheit 
hingeben, nur weil es eine Abteilungsleiterin gibt, der 
Kollege im Einkauf bekennender Homosexueller ist und 
eine nette Deutsch-Afrikanerin im Sekretariat arbeitet. 

 

Ratio + Emotio = Change  
Diversity Management und Cultural Diversity Manage-
ment machen nachweislich ökonomisch Sinn. Wirt-
schaftliche Vorteile mit den entsprechenden internatio-
nalen Business Cases können bereits jetzt belegt und 
rational begründet werden. Warum zögern deutsche 
Unternehmen also immer noch damit, Cultural Diversity 
zu praktizieren? Es liegt jetzt an mutigen deutschen 
Unternehmen ihren Cultural Diversity-Prozess soweit 
voranzutreiben, dass zukünftig mehr differenzierte 
DOSSIER Politics of Diversity 
inländische Business Cases als best practices zur Ver-
fügung stehen.  
 
Es ist jedoch ein Irrglauben, dass einzig und alleine 
mehr harte Fakten - also zusätzliche Researches und 
neue Business Cases - die Offenheit gegenüber einem 
differenzierteren und weiter reichenden Diversity Mana-
gement bei deutschen Organisationen stärken wird. 
Dieses Verlangen nach mehr Fakten ist Teil des Wider-
standes gegen Veränderungen, die als zwangsläufiger 
Teil des Diversity Management-Prozesses zu verstehen 
sind. Die Widerstände, denen man in deutschen Unter-
nehmen begegnet, sind nicht rational begründet, son-
dern spiegeln vielmehr aktuelle gesellschaftspolitische 
Entwicklungen wieder. Dort steht der Ruf nach Integra-
tion im krassen Gegensatz zum Drang nach Ausgren-
zung und Isolation. Hinzu kommt, dass viele Unterneh-
men im Umgang mit den zusätzlichen Kerndimensionen 
noch unsicher sind. (vgl. Geschäftsnutzen von Vielfalt ). 
Hier haben deutsche Unternehmen die Chance im 
Sinne einer sowohl wirtschaftlich als auch gesell-
schaftspolitisch fortschrittlichen corporate social 
responsibility (CSR) eine Pionierfunktion zu überneh-
men, die sich für sie auch noch wirtschaftlich auszahlt.  
Die Herausforderung an Diversity-
BeraterInnen 
Die Kompetenzen der Diversity-BeraterInnen sind ge-
fragter denn je. Ist die Branche in Deutschland aber 
auch entsprechend aufgestellt, um diese Herausforde-
rung erfolgreich aufzunehmen?  
 
"Wir sind alle Diversity!". So oder ähnlich klingen Sätze 
von einigen Diversity-BeraterInnen, die innerhalb ihrer 
eigenen persönlichen Diversity-Dimension etwas höher 
auf der inoffiziellen Hierarchie der Kerndimensionen 
stehen. Kritisch wird es, wenn persönliche Exklusions-
momente dazu benutzt werden, um groß angelegte 
gesellschaftliche und institutionelle Ausgrenzungen 
oder Diskriminierungen zu minimalisieren. Vielmehr 
geht es in der Theorie des Diversity Management dar-
um, Unterschiede anzuerkennen und proaktiv zu nutzen 
und nicht durch bagatellisierende Gleichmachereien 
Differenzen zu nivellieren. Erst wenn Unterschiede 
anerkannt werden, können sie aktiv eingebunden und 
genutzt werden. 
 
Für eine professionelle Diversity-Praxis ist es daher 
unumgänglich, aus dem bereits vorhandenen Wissen 
über die Kerndimensionen zu schöpfen. Einerseits kön-
nen so die Gemeinsamkeiten der Exklusionsmomente 
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besser verstanden werden und andererseits sind die 
BeraterInnen in der Lage, differenzierte Konzepte für 
den jeweils relevanten Diversity-Kontext zu erstellen. 
Anderenfalls läuft man Gefahr, das Rad neu zu erfin-
den, weil umfangreiches Wissen mit einem limitierten 
Teilwissen ersetzt wird und alte Vorurteile und Stereo-
type im neuen Gewand reproduziert werden. 
 
Darüber hinaus ist es essentiell, eine Diversity-Kultur 
entstehen zu lassen, die auch den Anforderungen des 
Diversity Managements gerecht wird. Es ist schon auf-
fällig, dass das professionelle Feld des Diversity Mana-
gement sowohl in der Wissenschaft als auch in der 
Beratung in seiner personellen Zusammensetzung ein 
Spiegelbild der deutschen Unternehmen ist. Denn in 
den Führungsriegen der Wissenschaft, der Beratung 
und den Unternehmen ist so gut wie keine umfassende 
kulturelle Diversität vorhanden. Verwunderlich ist es 
daher nicht, dass sich teilweise die bestehenden ge-
sellschaftlichen Macht- und Dominanzverhältnisse auch 
im Diversity Management replizieren. Die zwingende 
Frage an Diversity-BeraterInnen wäre, warum es ihnen 
in Deutschland nicht gelingt, eine demographische 
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Diversity auch in ihrem eigenen beruflichen Kontext zu 
implementieren. Kann es sein, dass trotz vielfältigen 
qualifizierten Fachkräfteangebots hierzulande es nicht 
möglich ist, ein leistungsfähiges Netzwerk aus Kolle-
gInnen und KooperationspartnerInnen zu etablieren, die 
nicht nur direkt der Dominanzgesellschaft angehören? 
Stehen am Ende gar die Diversity-BeraterInnen vor den 
gleichen Aufgabenstellungen wie ihre Auftraggeber?  
 
Hier sind Widerstände und Ängste von Machtverlust zu 
erkennen, die Teil des eigenen Diversity Management 
Prozesses sind. Kontinuierliche Selbstreflexion und 
eine eigene Verortung innerhalb des Diversity-
Kontextes sind gefragt. Denn nicht nur für ihre KundIn-
nen, sondern auch für die BeraterInnen selbst gilt: "Di-
versity is not about them, it's about you!" (Gardenwartz 
und Rowe).  
 
 
Lale Otyakmaz ist Soziologin und Lehrbeauftragte für 
Diversity Management an der Universität Duisburg-
Essen.  
Trina E. Roach ist langjährige Executive Coach und 
Leadership-Skills Trainerin. 
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